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ORDENTLICHE HAUPTVERSAMMLUNG DER TUI  AG 2016



T U I   G R O U P  I N  Z A H L E N

Mio. €

2014 / 15 2013 / 14 

geändert

Veränd. % 

Umsatzerlöse 20.011,6 18.536,8 + 8,0

Bereinigtes EBITA1    

	 Region Nord 530,3 398,3 + 33,1

	 Region Zentral 103,5 163,0 – 36,5

	 Region West 68,8 81,7 – 15,8

	 Hotels & Resorts 234,6 202,8 + 15,7

	 Kreuzfahrten 80,5 9,7 + 729,9

	 Übrige Touristik – 21,1 – 22,3 + 5,4

Touristik 996,6 833,2 + 19,6

	 Specialist Group 56,2 45,5 + 23,5

	 Hotelbeds Group 116,8 101,7 + 14,8

	 Alle übrigen Segmente – 100,6 – 110,5 + 9,0

TUI Group 1.069,0 869,9 + 22,9

Aufgegebener Geschäftsbereich – 8,5 – 2,8 – 203,6

Summe der Segmente 1.060,5 867,1 + 22,3

EBITA2 865,3 777,2 + 11,3

Bereinigtes EBITDA 1.505,9 1.199,8 + 25,5

EBITDA 1.362,0 1.163,6 + 17,1

Konzernergebnis 379,6 270,8 + 40,2

Ergebnis je Aktie� € 0,64 0,26 + 146,2

Eigenkapitalquote� % 17,2 18,1 – 0,9 3

Zahlungswirksame Investitionen  

in sonstige immaterielle Vermögens-

werte und Sachanlagen 594,3 385,7 + 54,1

Nettoverschuldung 213,7 – 292,4 n. a.

Mitarbeiter 76.036 77.028 – 1,3

Differenzen durch Rundungen möglich.
1	 �Zur Erläuterung und Bewertung der operativen Geschäftsentwicklung in den Seg-

menten wird nachfolgend auf das um Sondereinflüsse bereinigte Ergebnis (bereinigtes 
EBITA) abgestellt. Das bereinigte Ergebnis ist um Abgangsergebnisse von Finanz-
anlagen, Restrukturierungsaufwendungen nach IAS 37, sämtliche Effekte aus Kauf-
preisallokationen, Anschaffungsnebenkosten und bedingten Kaufpreiszahlungen 
sowie andere Aufwendungen und Erträge aus Einzelsachverhalten korrigiert worden.

2	� Das EBITA ist das Ergebnis vor Zinsen, Steuern vom Einkommen und vom Ertrag und 
Wertminderungen auf Geschäfts- oder Firmenwerte und ohne Einbeziehung der Er-
gebnisse aus der nach der Equity-Methode bewerteten Containerschifffahrt und ohne 
Einbeziehung des Ergebnisses aus der Bewertung von Zinssicherungsinstrumenten.

3	� Anteil des bilanziellen Eigenkapitals an der Bilanzsumme in %. Veränderung in 
Prozentpunkten.
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Hinweise gemäß Listing Rules der United Kingdom 
Financial Conduct Authority sowie  
für Inhaber von Depositary Interests:

DIESES DOKUMENT ENTHÄLT WICHTIGE INFORMATIONEN 
UND SOLLTE IHRE SOFORTIGE BEACHTUNG FINDEN. Wenn Sie 
als Inhaber von durch die Capita IRG Trustees Limited in Bezug auf 
TUI  AG Aktien ausgegebenen Depositary Interests irgendwelche 
Zweifel bezüglich der von Ihnen vorzunehmenden Schritte haben, 
sollten Sie sich von Ihrem Wertpapierhändler, Ihrer Bank, Ihrem 
Rechtsanwalt, Wirtschaftsprüfer oder einem sonstigen gemäß den 
anwendbaren Gesetzen (im Vereinigten Königrecht gemäß dem 
britischen Gesetz betreffend Finanzdienstleistungen und -märkte 
2000 – Financial Services and Markets Act 2000) zugelassenen unab-
hängigen Berater in finanzieller Hinsicht beraten lassen. Sofern Sie 
auf TUI AG Aktien bezogene Depositary Interests sämtlich verkauft 
oder in sonstiger Weise übertragen haben, leiten Sie bitte so bald 
wie möglich dem Käufer oder Übernehmer bzw. dem Wertpapier-
händler, der Bank oder einem sonstigen bei dem Verkauf oder der 
Übertragung eingeschalteten Vermittler dieses Dokument und die 
beigefügten Dokumente (mit Ausnahme von etwaigen personali-
sierten Formularen) weiter und bitten Sie diese(n) darum, bei Fragen 
rechtzeitig Capita IRG Trustees Limited zu kontaktieren.

Die Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung der TUI AG, die 
auf Dienstag, den 9. Februar 2016, um 10.00 Uhr (MEZ), im Hannover 
Congress Centrum, Theodor-Heuss-Platz 1 – 3, 30175 Hannover, 
einberufen ist, findet sich in diesem Dokument ab Seite 21. Dieses 
Dokument enthält Hinweise für Aktionäre zur Teilnahme an der 
ordentlichen Hauptversammlung und zur Erteilung von Vollmach-
ten. Dieses Dokument steht auch in englischer Sprache unter  
www.tuigroup.com/en-en/investors/agm zum Abruf bereit. 

Inhaber von durch die Capita IRG Trustees Limited in Bezug auf 
TUI  AG Aktien ausgegebenen Depositary Interests können unter 
bestimmten Umständen persönlich oder durch Vertreter an der 
ordentlichen Hauptversammlung teilnehmen und die Stimmrechte 
aus der entsprechenden Anzahl zugrundeliegender TUI AG Aktien 
ausüben. Weitere Informationen einschließlich der einschlägigen 
Voraussetzungen werden den Inhabern der Depositary Interests 
gesondert zugesendet oder können bei der Capita IRG Trustees 
angefordert werden.
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Sehr geehrte Aktionärinnen,  
sehr geehrte Aktionäre,

ein gutes Jahr liegt hinter uns! Das spiegelt sich im Wachstum und 
operativen Ergebnis wider, aber auch in den sichtbaren Fortschritten 
bei der Integration und bei der Neuaufstellung nach unserem Merger 
Ende 2014. Wir sind deutlich schneller vorangekommen, als dies zu 
erwarten war. Das ist eine gute Entwicklung für Sie als unsere 
Aktionäre, die Kunden sowie unsere Mitarbeiter. 

Im abgelaufenen Geschäftsjahr 2014 / 15 haben wir für Ihre Unterneh-
men, die TUI AG und die TUI Travel PLC, eine neue Ära eingeleitet. 
Durch den Zusammenschluss der beiden Firmen am 17. Dezem-
ber 2014 ist der führende Touristikkonzern der Welt entstanden. 

Dem Zusammenschluss liegt die industrielle Logik zugrunde, Reise-
veranstalter auf der einen und die eigenen Hotel- und Kreuzfahrt-
gesellschaften auf der anderen Seite eng miteinander zu verknüpfen. 
Diesen Ansatz haben wir durch eine neue Struktur mit Leben gefüllt. 

Durch die Neuaufstellung des Konzerns wurden zudem Hierarchie-
ebenen reduziert, wodurch wir insgesamt schlanker, dynamischer 
und auch wettbewerbsfähiger geworden sind. Auch aufgrund dieser 
organisatorischen Veränderungen ist es uns gelungen, den Integra-
tionsprozess deutlich schneller voranzutreiben als erwartet. Dies lässt 
sich auch an unserer operativen Leistung ablesen, die unter den An-
passungen nicht an Dynamik verloren hat. Im Gegenteil: Wir konnten 
erneut beim Ergebnis zweistellig wachsen und haben unser ambitio-
niertes Ziel eines bereinigten EBITA von rund 1 Mrd. € erreicht.

Diese positive wirtschaftliche Entwicklung soll sich auch für Sie als 
unsere Aktionäre in einer attraktiven Dividende widerspiegeln. Wir 
haben deshalb der Hauptversammlung für das Geschäftsjahr 2014 / 15 
eine Erhöhung der Dividende auf 56 Cent je Aktie vorgeschlagen. Das 
entspricht einer Steigerung von rund 70 % gegenüber dem Vorjahr. 

Neben den ersten operativen Impulsen konnten wir auch bei den 
Synergien, die wir Ihnen im Rahmen des Zusammenschlusses in 
Aussicht gestellt hatten, wichtige Fortschritte erzielen. Mit der 
Zusammenlegung der Konzernfunktionen der TUI  AG und der 
TUI Travel PLC wollen wir bis zum Geschäftsjahr 2016 / 17 Einspa-
rungen in Höhe von insgesamt 50 Mio. € erzielen. Das sind 5 Mio. € 
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mehr als ursprünglich angenommen und beim Merger bekannt
gegeben. Gleichzeitig sollen die Einmalaufwendungen, die wir zur 
Erreichung dieser Synergien benötigen, um 10 Mio. € sinken. Wir 
haben diese deshalb im Vergleich zu unserer ursprünglichen Planung 
auf 35 Mio. € reduziert.

Weitere Einsparungen von jährlich 20 Mio. € erwarten wir ab dem 
Geschäftsjahr 2016 / 17 durch die Neuorganisation und Integration 
des TUI Destination Service, unter dessen Dach wir alle zielgebiets-
bezogenen Angebote wie Transfers oder Ausflüge gebündelt haben. 

Die bisherige Entwicklung stimmt uns sehr zuversichtlich, dass wir die 
anvisierten Einsparungen bis zum Geschäftsjahr 2016 / 17 in vollem 
Umfang realisieren können.

Neben den bestechenden Kostensynergien erlaubt uns der Zusam-
menschluss, die vollständige Leistungskette in der Touristik wie kein 
anderer unserer Wettbewerber abzudecken. Wir können nun unseren 
Kunden von der Buchung über den Flug bis hin zum Hotel- oder 
Clubaufenthalt Leistungen aus einer Hand anbieten und sie durch-
gängig begleiten. Im Gegensatz zu klassischen Reiseveranstaltern 
oder Online-Portalen besitzen wir den Vorteil, im Besitz von Hotels, 
Clubs und Kreuzfahrtschiffen, dem so genannten Content, zu sein. 
Hierdurch differenzieren wir uns im Markt. Unsere eigenen Hotels und 
Kreuzfahrtschiffe sind Schlüsselfaktoren unseres Wachstums und 
deshalb werden wir hier investieren. Hier wie im Service ist unsere 
Marke besonders stark erlebbar. Unser Geschäftsmodell wird sich 
demzufolge künftig stärker auf den Content konzentrieren und 
weniger auf die bloße Vermittlung von Reisen. 

Wir verfolgen dabei weiterhin eine klare strategische Agenda, die 
auf Wachstum ausgerichtet ist. Wir wollen den Umsatz steigern, 
Kunden gewinnen und neue, insbesondere ganzjährige Reiseziele 
erschließen. Durch die starke Marktpräsenz unserer Veranstalter 
und des Vertriebs – online wie offline – können wir uns darauf ver-
lassen, dass unser Wachstum auch im Markt angenommen und ge-
bucht wird. Das Chance-Risiko-Verhältnis für unsere Hotel- und 
Kreuzfahrtinvestitionen ist heute also deutlich besser. Das ist die 
Stärke des integrierten Touristikkonzerns.

Bei allen positiven Entwicklungen in diesem Geschäftsjahr möchten 
wir nicht die Erinnerung an den furchtbaren Terroranschlag in 
Sousse verdrängen. Dieser hat unseren Konzern, unsere Industrie 
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und insbesondere die wunderbare Urlaubsdestination Tunesien 
schwer erschüttert. Bei dem grausamen Anschlag kamen 33 unserer 
Gäste ums Leben, die größte Zahl der Toten stammte dabei aus 
Großbritannien. Unsere Gedanken sind noch immer bei den Ange-
hörigen der Opfer.

Dieser Terroranschlag hat in seiner Unmenschlichkeit auch be-
merkenswerte Menschlichkeit erzeugt. So haben die Mitarbeiter von 
Riu und der TUI AG vor Ort sowie die unterstützenden Hilfsteams 
(TUI Care Teams) in dieser tragischen Ausnahmesituation alles für 
unsere Gäste gegeben. Sie haben Menschenleben gerettet und bei 
aller Trauer unsere Gäste mit viel Hingabe begleitet sowie Trost und 
Zuversicht gespendet. In den betroffenen Quellmärkten, insbeson-
dere in UK, waren die Kollegen unermüdlich im Einsatz, um dafür zu 
sorgen, dass die Opfer, Familien, Freunde und Gäste, die in anderen 
Teilen Tunesiens Urlaub gemacht haben, nach Hause gebracht wurden 
und der Urlaub für die, die nach Tunesien reisen wollten, umgebucht 
wurde. Wir dürfen uns sicherlich auch in Ihrem Namen bei allen 
Helferinnen und Helfern für diesen außerordentlichen und berüh-
renden Einsatz bedanken. 

Die TUI Group hat einen erfolgreichen Start hingelegt. Wir verfügen 
über eine hervorragende Marktposition, verfolgen einen klaren stra-
tegischen Wachstumskurs und sind strukturell bestens aufgestellt. 
Wir werden unseren eingeschlagenen Weg mit unvermindertem 
Tempo fortsetzen, um für Sie als Aktionäre, unsere Kunden und 
unsere Mitarbeiter die bevorzugte Wahl zu sein.

Wir danken Ihnen für Ihr Vertrauen, Ihren Zuspruch und für Ihre 
Treue zur TUI. Wir empfinden dies als Ansporn für unsere künftige 
Arbeit. 

Einladung zur Hauptversammlung
Wir freuen uns, Sie zur ordentlichen Hauptversammlung 2016 am 
Dienstag, dem 9. Februar 2016, ab 10.00 Uhr, ins Hannover Congress 
Centrum, Theodor-Heuss-Platz 1 – 3, 30175 Hannover, einladen zu 
dürfen. Im Rahmen der vom Aktiengesetz und der Satzung aufge-
stellten Voraussetzungen (und nach Maßgabe der Vereinbarungen 
über die Depositary Interests – „DI“) können neben den Aktionären 
auch die DI-Inhaber an der Hauptversammlung teilnehmen und die 
Stimmrechte aus den zugrunde liegenden TUI Aktien ausüben.
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Die Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung 2016 finden Sie 
nachfolgend ab Seite 21. In der Einladung ist die Tagesordnung mit 
den Beschlussvorschlägen von Vorstand und Aufsichtsrat enthalten. 
Sie enthält außerdem, ab Seite 75, Hinweise zur Teilnahme und zur 
Ausübung des Stimmrechts sowie zur Erteilung von Vollmachten 
durch die Aktionäre. Die DI-Inhaber erhalten von der Capita IRG 
Trustees Limited Informationen, wie sie die Rechte aus den zugrunde-
liegenden Aktien ausüben und an unserer Hauptversammlung teil-
nehmen können. Sowohl Aktionäre als auch DI-Inhaber erhalten mit 
Übersendung der Einladung Formulare für die Anmeldung zur Haupt-
versammlung und zur Vollmachts- und gegebenenfalls Weisungs-
erteilung.

Für die Aktionäre und die DI-Inhaber haben wir auf den folgenden 
Seiten einige erläuternde Anmerkungen zu den Gegenständen der 
Tagesordnung und den Beschlussvorschlägen gemacht.

Empfehlung zur Beschlussfassung
Vorstand und Aufsichtsrat sind der Überzeugung, dass die von ihnen 
vorgeschlagenen Beschlüsse im wohlverstandenen Interesse der Ge-
sellschaft sind, und insoweit auch im Interesse aller Aktionäre liegen. 
Deshalb bitten wir Sie, unseren jeweiligen Beschlussvorschlägen 
zuzustimmen, und zwar auch, soweit Vorstands- und Aufsichts-
ratsmitglieder und von diesen gehaltene Aktien bei einzelnen Be-
schlüssen aufgrund der Vorgaben des Aktiengesetzes nicht stimm-
berechtigt sind.

Prof. Dr. Klaus Mangold  
Vorsitzender des  
Aufsichtsrats 

Friedrich Joussen 
Co-Vorsitzender  
des Vorstands

Peter Long 
Co-Vorsitzender  
des Vorstands
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Anmerkungen zu den Tagesordnungspunkten und 
Beschlussvorschlägen

Die Tagesordnung enthält in den Punkten 1 bis 5 die nach dem Aktien
gesetz unverzichtbaren Gegenstände einer ordentlichen Hauptver-
sammlung. Die sodann folgenden Tagesordnungspunkte 6 bis 8 ent-
halten die bei der TUI AG auch in der Vergangenheit in größeren 
Abständen erbetenen Ermächtigungen zur Ausgabe neuer Aktien bzw. 
zur Ausgabe von Schuldverschreibungen, die (unter anderem) mit 
Wandlungs- und Optionsrechten bzw. -pflichten ausgestattet sein 
können und so zur Ausgabe neuer Aktien führen können. Tagesord-
nungspunkt 9 enthält die bei der TUI AG auch in der Vergangenheit 
jährlich erbetene Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung 
eigener Aktien. Tagesordnungspunkt 10 hat die Wahl von sieben der 
zehn auf die Anteilseigner entfallenden Aufsichtsratsmitglieder zum 
Gegenstand. Unter Punkt 11 der Tagesordnung bitten Sie Vorstand 
und Aufsichtsrat um eine Satzungsänderung, mit der die Möglichkeit 
zur Wahl eines zweiten stellvertretenden Vorsitzenden des Aufsichts-
rats entfristet werden soll, sowie zur Bildung eines Präsidiums und 
weiterer Ausschüsse durch den Aufsichtsrat. Unter Punkt 12 der 
Tagesordnung bitten Sie Vorstand und Aufsichtsrat um die Änderung 
der Satzungsbestimmung über die Vergütung des Aufsichtsrats. Im 
Einzelnen:

Tagesordnungspunkt 1 – Vorlage des festgestellten Jahres­
abschlusses des Geschäftsjahres 2014 / 15, des gebilligten Kon­
zernabschlusses, des zusammengefassten Lage- und Konzern­
lageberichts mit dem erläuternden Bericht zu den Angaben nach 
den §§ 289 Abs. 4, 315 Abs. 4  HGB sowie des Berichts des 
Aufsichtsrats
Wie vom Aktiengesetz als Regelfall vorgesehen, wurden die Ab-
schlussunterlagen vom Vorstand aufgestellt, vom Abschlussprüfer 
geprüft und vom Aufsichtsrat gebilligt. Sie werden mit den weiteren 
Vorlagen der Hauptversammlung zugänglich gemacht. In der Haupt-
versammlung wird der Vorstand insbesondere die Abschlussunter-
lagen und der Vorsitzende des Aufsichtsrats den Bericht des Auf-
sichtsrats erläutern. Ein Beschluss der Hauptversammlung über die 
Abschlussunterlagen ist vorliegend vom Aktiengesetz nicht vorgese-
hen. Eine weitergehende Erläuterung, warum es keines Beschlusses 
der Hauptversammlung bedarf, findet sich bei dem entsprechenden 
Punkt in der Tagesordnung. Weitere Informationen finden sich zu-
dem in der UK Corporate Governance-Erklärung der TUI AG. Der 
vollständige Text der UK Corporate Governance-Erklärung der 
TUI  AG findet sich unter www.tuigroup.com/de-de/investoren/
corporate-governance/UK-Corporate-Governance-Erklaerung.
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Tagesordnungspunkt 2 – Beschlussfassung über die Verwendung 
des Bilanzgewinns des Geschäftsjahres 2014 / 15
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen für das Geschäftsjahr 2014 / 15 
eine Dividende von 0,56 € je dividendenberechtigter TUI Aktie vor. 
Bei entsprechender Beschlussfassung durch die Hauptversammlung 
wird die Auszahlung der Dividende unverzüglich, voraussichtlich ab 
dem 10. Februar 2016, erfolgen.

Für die DI-Inhaber gilt hinsichtlich der Auszahlung einer beschlosse-
nen Dividende folgender Zeitplan:

Z E I T P L A N  F Ü R  D I - I N H A B E R

1 

 

Letzter Tag für den Zugang der 

„Forms of Direction“ / „Forms of 

Instruction“ bei Capita

Donnerstag, 1. Februar 2016,  

16.30 (GMT), 17.30 (MEZ)

2 Stichtag („Record date & time“) Dienstag, 9. Februar 2016, COB

3 Hauptversammlung Dienstag, 9. Februar 2016

4 Erster Tag, an dem die Aktien  

ex Dividende gehandelt werden Mittwoch, 10. Februar 2016

5 Auszahlung der Dividende Mittwoch, 10. Februar 2016

6 Versand von Gewinnanteilsscheinen 

und Vouchers an die DI-Inhaber Dienstag, 16. Februar 2016

7 CREST Kreditierungsdatum Mittwoch, 17. Februar 2016

Tagesordnungspunkte 3 und 4 – Beschlussfassungen über die Ent-
lastung des Vorstands und des Aufsichtsrats für das Geschäfts-
jahr 2014 / 15
Die Wahl der Mitglieder des Vorstands erfolgt durch den Aufsichtsrat. 
Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden, soweit sie nicht Vertreter 
der Arbeitnehmer sind oder gerichtlich bestellt werden, von der 
Hauptversammlung gewählt; dabei beträgt deren Amtsdauer im Regel
fall rund fünf Jahre. Das Aktiengesetz sieht allerdings vor, dass jedes 
Jahr die ordentliche Hauptversammlung darüber entscheidet, ob sie 
die Verwaltung der Gesellschaft durch die Mitglieder von Vorstand 
und Aufsichtsrat im abgelaufenen Geschäftsjahr billigt. Diese Ent-
lastung enthält keinen Verzicht auf Ersatzansprüche. Sie ist vielmehr 
Vertrauensvotum für die Vergangenheit und die Zukunft.

Der ordentlichen Hauptversammlung 2016 soll die Möglichkeit einge-
räumt werden, abweichend von der gesetzlichen Regel, im Wege der 
sogenannten Einzelentlastung, also für jedes Mitglied von Vorstand 
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und Aufsichtsrat gesondert, über die Entlastung abzustimmen. Dies 
dient der Annäherung an die beim Premium Listing an der Londoner 
Wertpapierbörse übliche jährliche Einzelwahl aller Mitglieder des Board.

Weitere bedeutsame Informationen finden sich in der UK Corporate 
Governance-Erklärung der TUI AG.

Tagesordnungspunkt 5 – Beschlussfassung über die Bestellung 
des Abschlussprüfers
Punkt 5 der Tagesordnung hat die Wahl des Abschlussprüfers zum 
Gegenstand. Der für den Wahlvorschlag an die Hauptversammlung 
gemäß dem Aktiengesetz allein zuständige Aufsichtsrat schlägt hierzu 
vor, die PricewaterhouseCoopers Aktiengesellschaft Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft, Hannover, zum Abschlussprüfer für das lau-
fende Geschäftsjahr sowie für die prüferische Durchsicht des 
Halbjahresfinanzberichts für das erste Halbjahr des laufenden Ge-
schäftsjahres zu wählen. Wie vom Gesetz vorgesehen, stützt sich 
der Aufsichtsrat dabei auf eine entsprechende Empfehlung seines 
Prüfungsausschusses. Des Weiteren schlägt der Aufsichtsrat vor, die 
PricewaterhouseCoopers Aktiengesellschaft Wirtschaftsprüfungs
gesellschaft ergänzend auch zum Abschlussprüfer für eine etwaige 
prüferische Durchsicht zusätzlicher unterjähriger Finanzinforma-
tionen zu bestellen.

Tagesordnungspunkte 6 bis 8
Gegenstand der Tagesordnungspunkte 6 bis 8 sind die

•	 Ermächtigung des Vorstands zur Erhöhung des Grundkapitals 
(genehmigtes Kapital) der Gesellschaft mit der Möglichkeit des 
Bezugsrechtsausschlusses unter anderem nach §§ 203 Abs. 2, 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG unter Aufhebung des genehmigten Kapitals 
gemäß § 4 Abs. 5 der Satzung der TUI AG – Satzungsänderung 
(Tagesordnungspunkt 6),

•	 Ermächtigung des Vorstands zur Erhöhung des Grundkapitals 
(genehmigtes Kapital) der Gesellschaft mit der Möglichkeit des 
Bezugsrechtsausschlusses unter anderem bei Ausnutzung gegen 
Sacheinlagen unter Aufhebung des genehmigten Kapitals gemäß 
§ 4 Abs. 7 der Satzung der TUI AG – Satzungsänderung (Tages-
ordnungspunkt 7), sowie die

•	 Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von Wandelschuld-
verschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten 
oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser 
Instrumente) mit der Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses 
unter anderem nach §§ 221 Abs. 4, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG sowie 
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Schaffung eines neuen bedingten Kapitals unter Aufhebung des 
bedingten Kapitals gemäß § 4 Abs. 6 der Satzung der TUI AG – 
Satzungsänderung (Tagesordnungspunkt 8).

Diese drei vorgeschlagenen Beschlüsse enthalten schon bisher bei 
der TUI AG übliche Maßnahmen der Kapitalbeschaffung. Rein äußer-
lich weichen die vorgeschlagenen Ermächtigungen aufgrund der 
Besonderheiten, die sich bei der TUI  AG aus dem Aktiengesetz 
ergeben, von vergleichbaren Ermächtigungsbeschlüssen anderer an 
der London Stock Exchange gelisteter Unternehmen ab. Inhaltlich 
werden aber einige der wichtigen und bei an der London Stock 
Exchange gelisteten Unternehmen üblichen Grenzen gleichfalls ein-
gehalten und teilweise nicht einmal vollständig ausgeschöpft:

Auf Grundlage der unter den Tagesordnungspunkten 6 bis 8 vor-
geschlagenen Ermächtigungsbeschlüsse kann sich das Grundkapi-
tal insgesamt um höchstens 870.000.000,00 € (das entspricht bei 
der gegenwärtigen Einteilung des Grundkapitals 340.314.420 Ak-
tien), also (ausgehend vom Grundkapital am 30. Dezember 2015 
und mithin im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversamm-
lung) um höchstens rund 58 % erhöhen. In diesem Umfang kann 
die Ausgabe von Aktien oder die Ausgabe von Schuldverschrei-
bungen mit auf Aktien bezogenen Wandlungs- oder Optionsrechten 
bzw. -pflichten unter Gewährung des Bezugsrechts der Aktionäre 
erfolgen. Ein Teil davon kann stattdessen, ohne den Aktionären 
ein Bezugsrecht zu gewähren, gegen Sacheinlagen bzw. Sachleis-
tungen ausgegeben werden. Auf Grundlage der vorgeschlagenen 
Ermächtigungsbeschlüsse kann sich das Grundkapital gegen 
Sacheinlagen jedoch höchstens um 20 %, also (ausgehend vom 
Grundkapital am 30. Dezember 2015 und mithin im Zeitpunkt der 
Einberufung der Hauptversammlung) um höchstens rund 
300.018.149,33 € (das entspricht bei der gegenwärtigen Einteilung 
des Grundkapitals 117.356.899 Aktien) erhöhen. Ein Teil der Akti-
en bzw. Schuldverschreibungen kann alternativ auch gegen Bar-
einlagen bzw. Barleistung ausgegeben werden, ohne den Aktionären 
ein Bezugsrecht zu gewähren. Auf Grundlage der vorgeschlagenen 
Ermächtigungsbeschlüsse kann sich das Grundkapital gegen Bar-
einlagen ohne Gewährung eines Bezugsrechts jedoch höchstens 
um 10 %, also (ausgehend vom Grundkapital am 30.  Dezem-
ber 2015 und mithin im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptver-
sammlung) um höchstens 150.009.074,66  € (das entspricht bei 
der gegenwärtigen Einteilung des Grundkapitals 58.678.449 Akti-
en) erhöhen. Auf Grundlage der vorgeschlagenen Ermächtigungs-
beschlüsse kann sich zudem das Grundkapital aufgrund aller zu-
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gelassenen Arten bezugsrechtsfreier Emissionen von Aktien und 
Schuldverschreibungen höchstens um 20 %, also (ausgehend vom 
Grundkapital am 30. Dezember 2015 und mithin im Zeitpunkt der 
Einberufung der Hauptversammlung) um höchstens rund 
300.018.149,33 € (das entspricht bei der gegenwärtigen Einteilung 
des Grundkapitals 117.356.899 Aktien) erhöhen.

Für die vorstehenden prozentualen Grenzen ist entweder das zum 
9. Februar 2016, dem Tag der Hauptversammlung oder – falls dieses 
geringer sein sollte – das zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien 
bzw. der Schuldverschreibungen vorhandene Grundkapital maßgeblich. 
Darüber hinaus ist durch sogenannte Anrechnungsklauseln sicherge-
stellt, dass auf die vorstehenden Grenze auch entsprechende Aktien-
ausgaben bzw. Veräußerungen eigener Aktien angerechnet werden, 
so dass die genannten Grenzen auch unter Berücksichtigung einer 
Veräußerung etwaiger eigener Aktien nicht überschritten werden 
können. Die Gesellschaft hielt am 30. Dezember 2015 und mithin im 
Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung und hält im Zeit-
punkt der Veröffentlichung dieser Mitteilung keine eigenen Aktien.

Neben den unter den Tagesordnungspunkten 6 bis 8 vorgeschlagenen 
Ermächtigungsbeschlüssen verfügt die Gesellschaft über zwei ge-
nehmigte Kapitalien, die der Ausgabe neuer Aktien an Mitarbeiter 
dienen. Auf ihrer Grundlage kann sich das Grundkapital insgesamt 
um höchstens 26.940.552,09 € (das entspricht bei der gegenwärtigen 
Einteilung des Grundkapitals 10.538.227 Aktien), also (ausgehend vom 
Grundkapital am 30. Dezember 2015 und mithin im Zeitpunkt der Ein-
berufung der Hauptversammlung) um höchstens rund 2 % erhöhen.
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Der Umfang der einzelnen Ermächtigungen ist nachfolgend im 
Überblick dargestellt.

U M F A N G  D E R  E R M Ä C H T I G U N G S B E S C H L Ü S S E

   

Anteil am Grund-

kapital in €

Anzahl an  

Aktien

% des Grundkapitals zum  

30. Dezember 2015

1 Maximal zulässiger Umfang einer Aktienausgabe im Rahmen  

der zu TOP 6 bis 8 vorgeschlagene Ermächtigungen  870.000.000,00 340.314.420

ca. 58 % (davon ca. 48 % genehmigtes 

Kapital und 10 % bedingtes Kapital)

2 

 

Maximal zulässiger Umfang nach Ziffer 1 zusammen mit  

allen weiteren nach der Hauptversammlung bestehenden 

Ermächtigungen zur Ausgabe neuer Aktien  896.940.552,09 350.852.647

ca. 60 % (davon ca. 50 % genehmigtes 

Kapital und 10 % bedingtes Kapital)

3 

 

Maximal zulässiger Umfang nach Ziffer 2 zusammen mit der  

unter Tagesordnungspunkt 9 vorgeschlagenen Ermächtigung  

zum Rückerwerb und zur Verwendung eigener Aktien  971.945.089,42 380.191.871

ca. 65 % (davon ca. 50 % genehmigtes 

Kapital, 10 % bedingtes Kapital sowie 

5 % etwaige erworbene eigene Aktien)

3.1 	 – �davon gegen Sacheinlagen bzw. Sachleistungen oder sonst 

ohne Bezugsrecht (ohne Aktiengewährung an Mitarbeiter)  300.018.149,33 117.356.899 20 %

3.1.1 		  – �davon gegen Sacheinlagen bzw. Sachleistungen  

(ohne Bezugsrecht)  300.018.149,33 117.356.899 20 %

3.1.2 		  – �davon (alternativ) gegen Bareinlagen bzw. Barleistung ohne 

Bezugsrecht (ohne Aktiengewährung an Mitarbeiter)  150.009.074,66 58.678.449 10 %

Die unter den Tagesordnungspunkten 6 bis 8 vorgeschlagenen Be-
schlüsse sehen eine Laufzeit der Ermächtigungen von jeweils fünf 
Jahren vor. Damit wird den vom Aktiengesetz gesetzten Rahmen-
bedingungen entsprochen, die eine Laufzeit von bis zu fünf Jahren 
ausdrücklich zulassen. Die Festlegung einer kürzeren Laufzeit wäre 
zwar rechtlich möglich, aber aus Sicht der TUI AG mit Blick auf die 
Verankerung von genehmigtem und bedingtem Kapital in der Sat-
zung und mit Blick auf den Sinn und Zweck der Ermächtigungen 
weniger praktikabel und im Ergebnis für die Gesellschaft nachteilig. 
Die Aktionäre werden bei der in der TUI AG aufgrund der Geltung 
des Aktiengesetzes bestehenden dualistischen Verwaltungsstruktur 
durch ein Zustimmungserfordernis zugunsten des Aufsichtsrats 
geschützt. Während der fünfjährigen Laufzeit können zudem ohne 
erneute Befassung der Hauptversammlung das zuvor beschriebene 
Ermächtigungsvolumen und die Grenze von 20 % für bezugsrechts-
freie Emissionen gegen Sacheinlagen sowie die Grenze von 10 % für 
bezugsrechtsfreie Emissionen gegen Bareinlagen insgesamt nur 
einmal (und nicht jährlich) ausgeschöpft werden.
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Der Umfang der einzelnen Ermächtigungen ist nachfolgend im 
Überblick dargestellt.

U M F A N G  D E R  E R M Ä C H T I G U N G S B E S C H L Ü S S E

   

Anteil am Grund-

kapital in €

Anzahl an  

Aktien

% des Grundkapitals zum  

30. Dezember 2015

1 Maximal zulässiger Umfang einer Aktienausgabe im Rahmen  

der zu TOP 6 bis 8 vorgeschlagene Ermächtigungen  870.000.000,00 340.314.420

ca. 58 % (davon ca. 48 % genehmigtes 

Kapital und 10 % bedingtes Kapital)

2 

 

Maximal zulässiger Umfang nach Ziffer 1 zusammen mit  

allen weiteren nach der Hauptversammlung bestehenden 

Ermächtigungen zur Ausgabe neuer Aktien  896.940.552,09 350.852.647

ca. 60 % (davon ca. 50 % genehmigtes 

Kapital und 10 % bedingtes Kapital)

3 

 

Maximal zulässiger Umfang nach Ziffer 2 zusammen mit der  

unter Tagesordnungspunkt 9 vorgeschlagenen Ermächtigung  

zum Rückerwerb und zur Verwendung eigener Aktien  971.945.089,42 380.191.871

ca. 65 % (davon ca. 50 % genehmigtes 

Kapital, 10 % bedingtes Kapital sowie 

5 % etwaige erworbene eigene Aktien)

3.1 	 – �davon gegen Sacheinlagen bzw. Sachleistungen oder sonst 

ohne Bezugsrecht (ohne Aktiengewährung an Mitarbeiter)  300.018.149,33 117.356.899 20 %

3.1.1 		  – �davon gegen Sacheinlagen bzw. Sachleistungen  

(ohne Bezugsrecht)  300.018.149,33 117.356.899 20 %

3.1.2 		  – �davon (alternativ) gegen Bareinlagen bzw. Barleistung ohne 

Bezugsrecht (ohne Aktiengewährung an Mitarbeiter)  150.009.074,66 58.678.449 10 %

Die unter den Tagesordnungspunkten 6 bis 8 vorgeschlagenen Be-
schlüsse sehen eine Laufzeit der Ermächtigungen von jeweils fünf 
Jahren vor. Damit wird den vom Aktiengesetz gesetzten Rahmen-
bedingungen entsprochen, die eine Laufzeit von bis zu fünf Jahren 
ausdrücklich zulassen. Die Festlegung einer kürzeren Laufzeit wäre 
zwar rechtlich möglich, aber aus Sicht der TUI AG mit Blick auf die 
Verankerung von genehmigtem und bedingtem Kapital in der Sat-
zung und mit Blick auf den Sinn und Zweck der Ermächtigungen 
weniger praktikabel und im Ergebnis für die Gesellschaft nachteilig. 
Die Aktionäre werden bei der in der TUI AG aufgrund der Geltung 
des Aktiengesetzes bestehenden dualistischen Verwaltungsstruktur 
durch ein Zustimmungserfordernis zugunsten des Aufsichtsrats 
geschützt. Während der fünfjährigen Laufzeit können zudem ohne 
erneute Befassung der Hauptversammlung das zuvor beschriebene 
Ermächtigungsvolumen und die Grenze von 20 % für bezugsrechts-
freie Emissionen gegen Sacheinlagen sowie die Grenze von 10 % für 
bezugsrechtsfreie Emissionen gegen Bareinlagen insgesamt nur 
einmal (und nicht jährlich) ausgeschöpft werden.

Der Vorstand hat gegenwärtig keine Absicht, von den unter den 
Tagesordnungspunkten 6 bis 8 vorgeschlagenen Ermächtigungen 
Gebrauch zu machen. Der Vorstand wird jedoch, wenn die Haupt-
versammlung die ihr vorgeschlagenen Beschlüsse fasst, den Einsatz 
der ihm darin gewährten Möglichkeit von Zeit zu Zeit prüfen. Der 
Vorstand wird die Ermächtigungen zur Ausgabe von Aktien bzw. von 
Schuldverschreibungen unter Ausschluss des Bezugsrechts nur 
ausnutzen, wenn in der konkreten Situation die vom Aktiengesetz 
aufgestellten, strengen Voraussetzungen für den Ausschluss des 
Bezugsrechts erfüllt sind und insbesondere der Bezugsrechtsaus-
schluss durch das Interesse der Gesellschaft gerechtfertigt ist.

Weitere bedeutsame Informationen zu den Beschlussvorschlägen 
finden sich in dem Bericht, den der Vorstand der TUI AG für die 
Aktionäre erstellt hat und der im Anschluss an die Tagesordnung 
wiedergegeben ist.
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Tagesordnungspunkt 9 – Beschlussfassung über eine neue Er­
mächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien ge­
mäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG mit möglichem Ausschluss des Bezugs- 
und des Andienungsrechts sowie der Möglichkeit der Einziehung 
eigener Aktien auch unter Herabsetzung des Grundkapitals
Soweit der Erwerb eigener Aktien nicht bereits im Gesetz ausdrück-
lich zugelassen ist, bedarf die Gesellschaft einer besonderen Ermäch-
tigung durch die Hauptversammlung. Der unter Tagesordnungs-
punkt 9 vorgeschlagene Beschluss ermächtigt deshalb den Vorstand 
in dem vom Aktiengesetz gesteckten Rahmen zum Rückerwerb eige-
ner Aktien. Wie schon in der Vergangenheit, lässt auch die nun vorge-
schlagene Ermächtigung nicht nur den gesetzlichen Regelfall eines 
Rückerwerbs durch Angebot an alle Aktionäre zu, sondern auch den 
Erwerb der eigenen Aktien über die Börse, womit nach dem aus-
drücklichen Gesetzeswortlaut ebenfalls dem Gleichbehandlungs-
grundsatz genügt wird.

Das Volumen der Erwerbsermächtigung ist auf den geringeren der 
beiden folgenden Beträge beschränkt: (i) 5 % des zum Zeitpunkt der 
Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals oder (ii) 29.339.224 
Aktien, was 5 % des Grundkapitals am 30. Dezember 2015 und mithin 
im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung entspricht. 
Die neue Ermächtigung soll bis zum 8. August 2017 gelten. Jedoch 
dürfen auf ihrer Grundlage schuldvertragliche Erwerbsgeschäfte 
nur vor der nächsten ordentlichen Hauptversammlung, also nur in der 
Zeit bis zur Hauptversammlung 2017, abgeschlossen werden.

Die Erwerbsermächtigung sieht die schon früher bei der TUI AG üb-
lichen Ober- und Untergrenzen für die bei Erwerb eigener Aktien zu 
zahlende Gegenleistung vor. Diese wurden mit Blick auf die Listing 
Rules der United Kingdom Financial Conduct Authority um zu-
sätzlich einzuhaltende Grenzwerte ergänzt. Im Übrigen wird die Ge-
sellschaft bei Ausübung der Erwerbsermächtigung, ebenso wie 
bei Ausübung der Verwendungsermächtigungen, in jedem Fall den 
börsenrechtlichen Bestimmungen, einschließlich den Listing Rules 
der United Kingdom Financial Conduct Authority, Rechnung tragen.

Auf Grundlage des vorgeschlagenen Beschlusses erworbene eigene 
Aktien können gemäß den im Beschluss enthaltenen Verwendungs-
ermächtigungen und im Einklang mit dem Aktiengesetz entweder 
eingezogen werden, über ein Angebot an alle Aktionäre oder über 
die Börse veräußert werden oder – unter Ausschluss des gesetz
lichen Bezugsrechts der Aktionäre – für bestimmte, im Beschluss 
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genannte Zwecke genutzt werden. Da das Volumen der Erwerbs
ermächtigung entsprechend beschränkt ist, ist auch das Volumen, in 
dem erworbene Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der Ak-
tionäre – sei es gegen Bar-, sei es gegen Sacheinlagen – auf Grund-
lage des Beschlusses veräußert werden können auf den geringeren 
der beiden folgenden Beträge beschränkt: (i) 5 % des zum Zeit-
punkt der Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals oder (ii) 
29.339.224 Aktien, was 5 % des Grundkapitals am 30. Dezem-
ber 2015 und mithin im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptver-
sammlung entspricht.

Der Vorstand hat gegenwärtig keine Absicht, die im vorgeschlagenen 
Beschluss enthaltenen Ermächtigungen zum Erwerb und zur Verwen-
dung eigener Aktien auszunutzen. Er hat insbesondere auch keine 
Entscheidung dazu getroffen, inwieweit etwaige auf Grundlage des 
Beschlusses erworbene eigene Aktien eingezogen werden sollen. Der 
Vorstand wird jedoch, wenn die Hauptversammlung den ihr vor
geschlagenen Beschluss fasst, den Einsatz der ihm darin gewährten 
Möglichkeit von Zeit zu Zeit prüfen und kann sich dann gegebenenfalls 
für einen Aktienrückerwerb auf Grundlage der Ermächtigung und so-
dann für eine bestimmte Verwendung der so erworbenen Aktien ent-
scheiden. Der Vorstand wird die Ermächtigung zum Rückerwerb je-
doch nur ausnutzen, wenn er zu der Überzeugung gelangt ist, dass 
dies zu einer Verbesserung des Ergebnisses je Aktie führt und im 
Interesse aller Aktionäre liegt. Der Vorstand wird die Ermächtigungen 
zur Verwendung eigener Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts 
nur ausnutzen, wenn in der konkreten Situation die vom Aktiengesetz 
aufgestellten, strengen Voraussetzungen für den Ausschluss des Be-
zugsrechts erfüllt sind und insbesondere der Bezugsrechtsausschluss 
durch das Interesse der Gesellschaft gerechtfertigt ist.

Von der durch die ordentliche Hauptversammlung  2015 erteilten 
Erwerbsermächtigung wurde bislang kein Gebrauch gemacht. Die 
Gesellschaft hält keine eigenen Aktien.

Am 30. Dezember 2015 und mithin im Zeitpunkt der Einberufung 
der Hauptversammlung gab es gegenüber der Gesellschaft keine 
Bezugsrechte auf TUI Aktien.

Weitere bedeutsame Informationen zu dem Beschlussvorschlag 
finden sich in dem Bericht, den der Vorstand der TUI AG für die 
Aktionäre erstellt hat und der im Anschluss an die Tagesordnung 
wiedergegeben ist.
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Tagesordnungspunkt 10 – Neuwahl von mehreren Mitgliedern 
des Aufsichtsrats
Mit der Beendigung der ordentlichen Hauptversammlung am 9. Feb-
ruar 2016 endet die Amtszeit von sieben der zehn Aufsichtsratsmit-
glieder der Aktionäre (einschließlich des Herrn Maxim Shemetov, 
der sein Amt als Aktionärsvertreter im Aufsichtsrat mit Wirkung 
zum Schluss der ordentlichen Hauptversammlung 2016 niedergelegt 
hat). Auf der ordentlichen Hauptversammlung am 9. Februar 2016 
sind deshalb sieben Aufsichtsratsmitglieder von den Aktionären neu 
zu wählen. Die Neuwahl soll im Wege von Einzelwahlen erfolgen.

Vom Aufsichtsrat zur Wahl vorgeschlagen werden Herr Prof. Dr. Edgar 
Ernst, Frau Angelika Gifford, Sir Michael Hodgkinson, Herr Peter 
Long, Herr Prof. Dr. Klaus Mangold, Herr Alexey A. Mordashov und 
Frau Carmen Riu Güell. Wie im Deutschen Corporate Governance 
Kodex angelegt, stützt sich der Aufsichtsrat auf entsprechende Vor-
schläge seines ausschließlich mit Anteilseignervertretern besetzten 
Nominierungsausschusses. Die Wahl soll jeweils für die in der Satzung 
der Gesellschaft vorgesehene volle Amtszeit von rund fünf Jahren 
erfolgen.

Herr Prof. Dr. Edgar Ernst, Sir Michael Hodgkinson, Herr Prof. Dr. 
Klaus Mangold, und Frau Carmen Riu Güell sind gegenwärtig bereits 
Mitglieder des Aufsichtsrats und sollen nun wiedergewählt werden. 
Frau Angelika Gifford war bereits bis 2014 Mitglied des Aufsichts-
rats. Im Zusammenhang mit dem Zusammenschluss der TUI AG mit 
der TUI  Travel  PLC hatte sie ihr Mandat zugunsten von Herrn 
Minnow Powell niedergelegt und war so am 12. Dezember 2014 aus 
dem Aufsichtsrat ausgeschieden. Sie soll nun wieder in den Auf-
sichtsrat gewählt werden. Herr Peter Long und Herr Alexey A. 
Mordashov sollen erstmals in den Aufsichtsrat gewählt werden.

Herr Peter Long gehört gegenwärtig als Co-Vorstandsvorsitzender 
dem Vorstand der TUI AG an. Sein Amt als Mitglied des Vorstands 
und als Co-Vorstandsvorsitzender endet jedoch mit Schluss der or-
dentlichen Hauptversammlung 2016. Nach § 100 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 
AktG kann Herr Peter Long nur aufgrund eines Vorschlags von 
TUI  AG Aktionären, die mehr als 25 % der Stimmrechte an der 
TUI AG halten, direkt vom Vorstand in den Aufsichtsrat wechseln 
und als Aufsichtsratsmitglied gewählt werden. Ein solcher Wahlvor-
schlag von TUI  AG Aktionären, die insgesamt mehr als 25 % der 
Stimmrechte an der TUI  AG halten, liegt vor. Auch aus Sicht des 
Aufsichtsrats liegt es im Interesse der Gesellschaft, mit Herrn Long 
einen der wichtigsten Wegbereiter und Gestalter der neuen Struktur 
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der TUI AG im Konzern zu halten und künftig im Aufsichtsrat auf 
seine Erfahrung und sein Wissen zurückgreifen zu können.

Die wesentlichen biographischen Daten der vom Aufsichtsrat zur 
Wahl Vorgeschlagenen sind wie folgt:

Herr Prof. Dr. Edgar Ernst ist seit dem 9. Februar 2011 Mitglied des 
Aufsichtsrats der TUI AG. Seinen beruflichen Werdegang begann er 
1983 als Berater bei McKinsey. Von 1986 bis 1990 war er Direktor 
der Unternehmensentwicklung bei der Quelle-Gruppe. 1990 ging er 
zur Deutschen Bundespost, war dort zunächst Geschäftsbereichs-
leiter Planung und Controlling und von 1992 bis 1995 Mitglied des 
Vorstands. Von 1995 bis 2007 war er Mitglied des Vorstands der 
Deutschen Post DHL AG. Seit 2006 ist Herr Prof. Dr. Ernst Honorar
professor an der WHU Koblenz und seit 2011 Präsident der Deut-
schen Prüfstelle für Rechnungslegung in Berlin. Herr Prof. Dr. Ernst 
hat ein Diplom in Mathematik, einen Master of Operations Research 
und einen Dr. rer. pol. der RWTH Aachen.

Frau Angelika Gifford war bereits von 2012 bis 2014 Mitglied des 
Aufsichtsrats der TUI AG. Ihren beruflichen Werdegang begann sie 
1987 als Abteilungs- und Teamleiterin bei der Deutschen Bank. 
Nach kurzen Stationen in den Jahren zwischen 1990 und 1992 bei 
der Sovran Bank und Compunet Computer AG, war sie ab 1993 bis 
2011 für die Microsoft Corporation tätig. Dort besetzte sie verschie-
dene Manager-Posten und war ab 2006 Mitglied der Geschäftslei-
tung der Microsoft Deutschland GmbH, sowie Senior Director für 
den Geschäftsbereich der öffentlichen Verwaltung. Aktuell ist Frau 
Gifford Vice President und Geschäftsführerin Software Deutschland 
bei Hewlett Packard. Sie absolvierte ein Studium zur Bankbetriebs-
wirtin an der FH Frankfurt / Deutsche Bank Akademie und erwarb 
ihren Master am MCE Management Centre Europe in Brüssel.

Sir Michael Hodgkinson ist seit dem 12. Dezember 2014 Mitglied des 
Aufsichtsrats der TUI AG. Herr Hodgkinson war von 1978 bis 1983 
Managing Director bei Land Rover / Range Rover. Zwischen 1986 
und 1992 war er CEO der Grand Metropolitan’s European Food 
Division, bevor er ab 1992 zur BAA plc (heute: Heathrow Airport 
Holdings Limited) ging, wo er zunächst als Group Airports Director 
und später als CEO tätig war. Im Zeitraum zwischen 2004 und 2006 
war Sir Michael Hodgkinson Non-Executive Director der Bank of 
Ireland plc. Er besitzt einen Abschluss in Industrieökonomik der 
University of Nottingham.
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Herr Peter Long ist seit 2007 als Mitglied des Vorstands der TUI AG 
tätig und seit Dezember 2014 Co-CEO. Von 1984 bis 1991 war Peter 
Long zunächst in diversen Managementfunktionen bei der Interna-
tional Leisure Group tätig. Unter anderem war er Finance Director 
und später CEO der Travel Division der Intasun Holidays. Zwischen 
1991 und 1996 war· er CEO der Sunworld Ltd bevor zur First Choice 
Holidays PLC wechselte und dort den Posten des CEO besetzte. 
Von 2007 bis 2014 war Peter Long CEO der TUI Travel PLC und 
wurde nach dem Zusammenschluss zum Co-CEO der TUI AG er-
nannt. Er hat ein Higher National Diploma in Betriebswirtschaft am 
Southampton College of Technology und weitere Qualifikationen 
(Professional Qualifications) am Chartered Institute of Management 
Accountants erworben . Zudem besitzt er die Ehrendoktorwürde in 
Betriebswirtschaftslehre der Bournemouth University.

Herr Prof. Dr. Klaus Mangold ist Vorsitzender des Aufsichtsrats der 
TUI AG und gehört diesem seit dem 7. Januar 2010 an. Seinen beruf
lichen Werdegang prägen Erfahrungen als Vorstandsvorsitzender. 
Er war bereits ab 1983 Vorstandsmitglied und ab 1985 Vorstands-
vorsitzender der Rhodia AG. Im Jahr 1991 wechselte Herr Prof. Dr. 
Mangold als Vorstandsvorsitzender zur Quelle-Schickedanz AG, wo 
er bis ins Jahr 1994 tätig war. Zwischen 1995 und 2003 besetzte er 
die Posten als Vorstandsvorsitzender der DaimlerChrysler Services 
AG und war Vorstandsmitglied der DaimlerChrysler AG. Seit 2004 
war er Vice Chairman Rothschild Europe und ist derzeit Vorsitzender 
des Aufsichtsrats der Rothschild GmbH. Herr Prof. Dr. Mangold 
studierte Rechtswissenschaften und Volkswirtschaft an den Uni-
versitäten München, Genf, Paris, London, Heidelberg und Mainz und 
wurde 1973 zum Dr. jur. promoviert.

Herr Alexey A. Mordashov ist seit vielen Jahren Anteilseigner der 
TUI AG. Seinen beruflichen Werdegang begann er 1988 als Senior 
Economist beim Tscherepowezer Metallurgischen Kombinat ZAO 
Severstal. 1992 wurde er zum Finanzvorstand und 1996 zum Vor-
standsvorsitzenden ernannt. Bei ZAO Severstal war er anschließend 
von 2002 bis 2006 Vorsitzender des Board of Directors. Danach war 
Herr Mordashov bis 2014 Vorstandsvorsitzender der OAO Severstal. 
Derzeit ist Herr Mordashov Vorstandsvorsitzender der heutigen 
ZAO Severgroup (vormals Severstal Group) und Vorsitzender des 
Board of Directors der PAO Severstal. Herr Mordashov hat 1988 sei-
nen Bachelor of Arts / Science am Leningrad Institute of Engineering 
and Economics erworben. Sowohl die Saint Petersburg State Uni-
versity of Engineering and Economics als auch die Newcastle Business 
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School of Northumbria University haben ihm 2001 beziehungsweise 
2003 die Ehrendoktorwürde verliehen.

Frau Carmen Riu Güell ist seit 14. Februar 2005 Mitglied des Auf-
sichtsrats der TUI AG. Ihr beruflicher Werdegang begann 1977 als 
Hoteldirektorin im Riu Konzern. Später stand sie sowohl der Perso-
nalabteilung, als auch der Abteilung für Finanzen und Verwaltung 
vor. Seit 1998 ist Frau Riu Güell Vorstandsvorsitzende der Gruppe 
Riu und derzeit Geschäftsführerin der RIUSA II S.A. Sie studierte 
Volks- und Betriebswirtschaft an der Autonomen Universität in 
Barcelona und erwarb eine Zusatzqualifikation in Personalführung 
und Finanzen am Instituto de la Empresa in Madrid.

Weitere für die Wahlen bedeutsame Angaben finden sich bei dem 
entsprechenden Punkt in der Tagesordnung. Zudem finden sich wei-
tere bedeutsame Informationen in der UK Corporate Governance-
Erklärung der TUI AG.

Tagesordnungspunkt 11 – Beschlussfassung über die Entfristung 
der Möglichkeit zur Wahl eines zweiten stellvertretenden Vor­
sitzenden des Aufsichtsrats sowie zur Bildung eines Präsidiums 
und weiterer Ausschüsse durch den Aufsichtsrat – Satzungs­
änderung
Im Zusammenhang mit dem Zusammenschluss der TUI AG mit der 
TUI Travel PLC wurde für einen Übergangszeitraum in die Satzung 
die ausdrückliche Möglichkeit aufgenommen, dass der Aufsichtsrat 
einen zweiten stellvertretenden Vorsitzenden des Aufsichtsrats 
wählt. Zudem wurde die Möglichkeit geschaffen, das Präsidium des 
Aufsichtsrats vorübergehend um bis zu zwei Mitglieder zu erweitern. 
Diese Möglichkeiten sind derzeit bis zum Schluss der ordentlichen 
Hauptversammlung 2016 befristet. Vorstand und Aufsichtsrat sind 
aufgrund der Erfahrungen des letzten Jahres zu der Einschätzung 
gelangt, dass sich die Struktur des Aufsichtsrats mit einem zusätz
lichen stellvertretenden Aufsichtsratsvorsitzenden und einem je nach 
Situation zusammengesetzten Präsidium bewährt hat. Dem Auf-
sichtsrat soll deshalb auch künftig die Möglichkeit zur Wahl mehrerer 
stellvertretender Aufsichtsratsvorsitzender und zur Bildung eines 
Präsidiums sowie gegebenenfalls weiterer Ausschüsse mit einer 
vom Aufsichtsrat für angemessen gehaltenen Zahl an Mitgliedern 
offen stehen. Die in der Satzung enthaltenen Befristungen bis zum 
Schluss der ordentlichen Hauptversammlung 2016 sollen gestrichen 
werden.
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Der gegenwärtige Wortlaut und der vorgeschlagene künftige Wort-
laut der betreffenden Satzungsbestimmung finden sich bei dem 
entsprechenden Punkt in der Tagesordnung.

Tagesordnungspunkt 12 – Beschlussfassung über die Umstellung 
der Aufsichtsratsvergütung sowie zur Vergütung der Mitglieder 
des Strategieausschusses – Satzungsänderung
Die Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats wird bei der TUI AG 
in der Satzung geregelt. Gegenwärtig sieht die Satzung neben einer 
festen auch eine erfolgsbasierte variable Vergütungskomponente 
vor. Vorstand und Aufsichtsrat halten eine reine Festvergütung für 
das künftig sachgerechtere Vergütungsmodell. Dabei ist insbesondere 
zu berücksichtigen, dass dem Aufsichtsrat die Überwachung der 
Geschäftsführung obliegt und eine reine Festvergütung insoweit 
Interessenkonflikte, die durch etwaige Parallelen zu einer erfolgs-
abhängigen Vergütung des Vorstands entstehen könnten, von Vorn-
herein ausgeschlossen werden. Im Zuge der Umstellung soll die 
Vergütung zugleich betragsmäßig angepasst werden. Die neue Ver-
gütungsregelung soll bereits für das seit dem 1. Oktober 2015 lau-
fende Geschäftsjahr 2015 / 16 Anwendung finden.

Der gegenwärtige Wortlaut und der vorgeschlagene künftige Wort-
laut der die Vergütung des Aufsichtsrats regelnden Satzungs
bestimmung finden sich bei dem entsprechenden Punkt in der Tages-
ordnung. Weitere bedeutsame Informationen finden sich zudem in 
der UK Corporate Governance-Erklärung der TUI AG.
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E I N L A D U N G
Wir laden unsere Aktionäre hiermit zu  
der ordentlichen Hauptversammlung 2016  
am Dienstag, dem 9. Februar 2016,  
mit Beginn 10.00 Uhr, in das  
Hannover Congress Centrum 
Theodor-Heuss-Platz 1 – 3,  
30175 Hannover, ein.

TUI AG
Berlin / Hannover
Karl-Wiechert-Allee 4
30625 Hannover

Das Grundkapital der Gesellschaft 
ist im Zeitpunkt der Einberufung zerlegt in 586.784.497 nennwertlose 
Stückaktien mit ebenso vielen Stimmrechten.

Wertpapier-Kennnummern 
für stimmberechtigte und dividendenberechtigte Aktien:
ISIN-Code			   WKN
DE 000 TUA G00 0	 TUA G00
DE 000 TUA G22 4	 TUA G22
DE 000 TUA G27 3	 TUA G27

Stimmberechtigte Aktien:
ISIN-Code			   WKN
DE 000 TUA G28 1	 TUA G28
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TAGE SORDNUNG
der ordentlichen Hauptversammlung der TUI AG am 
9. Februar 2016

1.	� Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses des Geschäfts­
jahres  2014 / 15, des gebilligten Konzernabschlusses, des 
zusammengefassten Lage- und Konzernlageberichts mit 
dem erläuternden Bericht zu den Angaben nach den §§ 289 
Abs. 4, 315 Abs. 4 HGB sowie des Berichts des Aufsichtsrats

	� Den ihm vom Vorstand der Gesellschaft vorgelegten Jahresab-
schluss der TUI AG zum 30. September 2015 hat der Aufsichts-
rat am 9. Dezember 2015 gebilligt. Damit ist der Jahresabschluss 
gemäß § 172 AktG festgestellt. Es liegt also keiner der Fälle vor, in 
denen die Feststellung des Jahresabschlusses ausnahmsweise 
in die Zuständigkeit der Hauptversammlung fällt. Eine Beschluss-
fassung durch die Hauptversammlung über den Jahresabschluss 
findet deshalb nicht statt. Ebenfalls am 9. Dezember 2015 wurde 
der Konzernabschluss 2014 / 15 vom Aufsichtsrat gebilligt. Ge-
mäß § 173 AktG hat die Hauptversammlung mithin auch inso-
weit nicht zu beschließen. Gleichermaßen sind die übrigen vorge-
nannten Unterlagen der Hauptversammlung nach § 176 Abs. 1 
Satz 1 AktG lediglich zugänglich zu machen, ohne dass es einer 
Beschlussfassung hierzu bedarf.

2.	� Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns 
des Geschäftsjahres 2014 / 15

	� Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, vom ausgewiesenen 
Bilanzgewinn in Höhe von 1.009.352.018,96 € den Betrag von 
328.497.801,52 € zur Ausschüttung einer Dividende von 0,56 € 
je dividendenberechtigte Aktie zu verwenden und den verblei-
benden Betrag in Höhe von 680.854.217,44 € auf neue Rechnung 
vorzutragen. 

3.	� Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für 
das Geschäftsjahr 2014 / 15

	� Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, die Mitglieder des 
Vorstands zu entlasten. Über die Entlastung soll – aufgrund 
der Notierung der Aktie der TUI AG an der London Stock Ex-
change und mit Blick auf die dortigen Corporate Governance-
Standards – im Wege der sogenannten Einzelentlastung, also für 
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jedes Mitglied gesondert abgestimmt werden. Zur Entlastung 
stehen dabei die folgenden, im abgelaufenen Geschäftsjahr 
amtierenden Mitglieder des Vorstands an: Friedrich Joussen 
(Co-Vorsitzender), Peter Long (Co-Vorsitzender), Horst Baier, 
David Burling, Sebastian Ebel, Johan Lundgren und William 
Waggott.

4.	� Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats für 
das Geschäftsjahr 2014 / 15

	� Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Mitglieder des Auf-
sichtsrats zu entlasten. Über die Entlastung soll – aufgrund der 
Notierung der Aktie der TUI AG an der London Stock Exchange 
und mit Blick auf die dortigen Corporate Governance-Standards 
– im Wege der sogenannten Einzelentlastung, also für jedes 
Mitglied gesondert abgestimmt werden. Zur Entlastung stehen 
dabei die folgenden, im abgelaufenen Geschäftsjahr amtierenden 
Mitglieder des Aufsichtsrats an: Prof. Dr. Klaus Mangold (Vor-
sitzender), Frank Jakobi (stellvertretender Vorsitzender), Sir 
Michael Hodgkinson (stellvertretender Vorsitzender), Andreas 
Barczewski, Peter Bremme, Arnd Dunse, Prof. Dr. Edgar Ernst, 
Angelika Gifford, Valerie Frances Gooding, Dr. Dierk Hirschel, 
Vladimir Lukin, Timothy Martin Powell, Coline Lucille McConville, 
Janis Carol Kong, Michael Pönipp, Wilfried Rau, Carmen Riu 
Güell, Carola Schwirn, Maxim G. Shemetov, Anette Strempel, 
Prof. Christian Strenger, Ortwin Strubelt, Marcell Witt.

5.	� Beschlussfassung über die Bestellung des Abschlussprüfers
	� Der Aufsichtsrat schlägt vor, gestützt auf die Empfehlung des 

Prüfungsausschusses, die PricewaterhouseCoopers Aktien
gesellschaft Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Hannover, zum 
Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr  2015 / 16 sowie für die 
prüferische Durchsicht des Halbjahresfinanzberichts für das ers-
te Halbjahr des Geschäftsjahres 2015 / 16 zu wählen. Des Weite-
ren schlägt der Aufsichtsrat vor, die PricewaterhouseCoopers 
Aktiengesellschaft Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Hannover, 
zum Abschlussprüfer für eine etwaige prüferische Durchsicht 
zusätzlicher unterjähriger Finanzinformationen im Sinne von 
§ 37w Abs. 7 WpHG im Geschäftsjahr 2015 / 16 und 2016 / 17 bis 
zur nächsten Hauptversammlung zu bestellen.
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6.	� Ermächtigung des Vorstands zur Erhöhung des Grundkapitals 
(genehmigtes Kapital) mit der Möglichkeit des Bezugsrechts­
ausschlusses unter anderem nach §§ 203 Abs. 2, 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG unter Aufhebung des genehmigten Kapitals ge­
mäß § 4 Abs. 5 der Satzung der TUI AG (Satzungsänderung) 

	� Der Vorstand wurde durch Beschluss der Hauptversammlung 
vom 13. Februar  2013 unter dem Tagesordnungspunkt 7 er-
mächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital 
der Gesellschaft um bis zu 64.500.000,00 € (in Worten: vier-
undsechzig Millionen fünfhunderttausend Euro) durch Ausgabe 
neuer, auf den Namen lautender Aktien mit der Möglichkeit des 
Bezugsrechtsausschlusses nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu 
erhöhen. Vor dem Hintergrund des insbesondere durch den 
Zusammenschluss der TUI AG und der TUI Travel PLC gestie-
genen Grundkapitals, wird vorgeschlagen, dieses genehmigte 
Kapital aufzuheben und durch eine neue Ermächtigung zu er-
setzen, damit der Vorstand weiterhin über die notwendigen 
Instrumente der Kapitalbeschaffung verfügt und auch künftig 
die Eigenkapitalausstattung der Gesellschaft den geschäft
lichen Erfordernissen anpassen kann. Zugleich soll sichergestellt 
werden, dass alle Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss 
auf ein Aktienvolumen von insgesamt 20 % des Grundkapitals 
beschränkt sind.

	� Dabei soll sichergestellt werden, dass die Aufhebung des be-
stehenden genehmigten Kapitals gemäß § 4 Abs. 5 der Satzung 
nur wirksam wird, wenn an dessen Stelle ein neues genehmigtes 
Kapital gemäß nachfolgendem Beschlussvorschlag tritt. 

	� Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen:

a)	� Die Ermächtigung des Vorstands gemäß § 4 Abs. 5 der Satzung 
der TUI AG mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital 
bis zum 12. Februar 2018 um bis zu insgesamt 64.500.000,00 € 
(in Worten: vierundsechzig Millionen fünfhunderttausend Euro) 
zu erhöhen (genehmigtes Kapital), wird mit Wirkung auf den 
Zeitpunkt der Eintragung des gemäß den nachfolgenden Ab-
sätzen b) und c) zu beschließenden neuen genehmigten Kapitals 
aufgehoben.

b)	� Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 8. Februar 2021 
durch Ausgabe neuer, auf den Namen lautender Aktien gegen 
Bareinlagen einmal oder mehrmals, jedoch insgesamt höchstens 
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um 150.000.000,00 € (in Worten: einhundertfünfzig Millionen 
Euro) zu erhöhen (genehmigtes Kapital). Dabei ist den Aktionä-
ren grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die Aktien 
können auch von einem oder mehreren Kreditinstituten mit der 
Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum 
Bezug anzubieten. Der Vorstand kann mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre ausschließen, 
wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis 
der bereits börsennotierten Aktien gleicher Ausstattung nicht 
wesentlich unterschreitet. Die Anzahl der neuen Aktien, die 
aufgrund dieser Ermächtigung ausgegeben werden, darf zu-
sammen mit den Aktien, die aufgrund einer Ermächtigung zur 
Veräußerung nach §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG seit der Beschlussfassung der Hauptversammlung über 
diese Ermächtigung am 9. Februar  2016 (Beschlusszeitpunkt) 
bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung ausgegeben oder veräußert 
werden, die in § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG vorgesehene Grenze 
von 10 % des Grundkapitals zum Beschlusszeitpunkt oder – 
falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausgabe 
der neuen Aktien vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigen. 
Auf diese Begrenzung sind darüber hinaus Aktien anzurechnen, 
die aufgrund von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 
Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten ausgegeben werden 
bzw. auszugeben sind, soweit diese Schuldverschreibungen seit 
dem Beschlusszeitpunkt bis zum Zeitpunkt der Ausnutzung 
dieser Ermächtigung entsprechend der Vorschrift des § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG emittiert worden sind.

	� Der Vorstand darf ferner mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Bezugsrecht der Aktionäre wegen Spitzenbeträgen ausschließen. 

	� Jedoch darf der auf neue Aktien, für die das Bezugsrecht auf-
grund dieser Ermächtigungen ausgeschlossen wird, insgesamt 
entfallende anteilige Betrag am Grundkapital zusammen mit 
dem anteiligen Betrag am Grundkapital, der auf eigene Aktien 
oder auf neue Aktien aus genehmigtem Kapital entfällt oder 
auf den sich Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. -pflichten 
aus Schuldverschreibungen beziehen, die nach Beginn des 
9. Februar 2016 unter Bezugsrechtsausschluss veräußert bzw. 
ausgegeben worden sind, 20 % des Grundkapitals nicht über-
schreiten; maßgeblich ist entweder das zum 9. Februar  2016 
oder das zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien vorhan-
dene Grundkapital, je nachdem zu welchem dieser Zeitpunkte 
der Grundkapitalbetrag am geringsten ist.
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	� Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer 
Durchführung festzulegen.

c)	� Es wird ein neues genehmigtes Kapital in Höhe von 
150.000.000,00 € geschaffen. Hierzu wird § 4 Abs. 5 der Sat-
zung wie folgt neu gefasst: 

	� „Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 8. Februar 2021 durch 
Ausgabe neuer, auf den Namen lautender Aktien gegen Barein-
lagen einmal oder mehrmals, jedoch insgesamt höchstens um 
150.000.000,00  € (in Worten: einhundertfünfzig Millionen 
Euro) zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2016/I). Dabei ist den 
Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die 
Aktien können auch von einem oder mehreren Kreditinstituten 
mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären 
zum Bezug anzubieten. Der Vorstand kann mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre ausschließen, 
wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis 
der bereits börsennotierten Aktien gleicher Ausstattung nicht 
wesentlich unterschreitet. Die Anzahl der neuen Aktien, die 
aufgrund dieser Ermächtigung ausgegeben werden, darf zu-
sammen mit den Aktien, die aufgrund einer Ermächtigung zur 
Veräußerung nach §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG seit der Beschlussfassung der Hauptversammlung über 
diese Ermächtigung am 9. Februar  2016 (Beschlusszeitpunkt) 
bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung ausgegeben oder veräußert 
werden, die in § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG vorgesehene Grenze 
von 10 % des Grundkapitals zum Beschlusszeitpunkt oder – 
falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausgabe 
der neuen Aktien vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigen. 
Auf diese Begrenzung sind darüber hinaus Aktien anzurechnen, 
die aufgrund von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 
Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten ausgegeben werden 
bzw. auszugeben sind, soweit diese Schuldverschreibungen seit 
dem Beschlusszeitpunkt bis zum Zeitpunkt der Ausnutzung 
dieser Ermächtigung entsprechend der Vorschrift des § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG emittiert worden sind. Jedoch darf der auf 
neue Aktien, für die das Bezugsrecht aufgrund dieser Ermäch-
tigungen ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige 
Betrag am Grundkapital zusammen mit dem anteiligen Betrag 
am Grundkapital, der auf eigene Aktien oder auf neue Aktien 
aus genehmigtem Kapital entfällt oder auf den sich Wandlungs- 
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oder Optionsrechte bzw. -pflichten aus Schuldverschreibungen 
beziehen, die nach Beginn des 9. Februar 2016 unter Bezugs-
rechtsausschluss veräußert bzw. ausgegeben worden sind, 
20 % des Grundkapitals nicht überschreiten; maßgeblich ist 
entweder das zum 9. Februar 2016 oder das zum Zeitpunkt der 
Ausgabe der neuen Aktien vorhandene Grundkapital, je nach-
dem zu welchem dieser Zeitpunkte der Grundkapitalbetrag am 
geringsten ist. Der Vorstand darf ferner mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre wegen Spitzen-
beträgen ausschließen. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Kapi-
talerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen.“

d)	� Um sicherzustellen, dass die Aufhebung des bestehenden ge-
nehmigten Kapitals über 64.500.000,00 € (in Worten: vierund-
sechzig Millionen fünfhunderttausend Euro) nicht wirksam 
wird, ohne dass an seine Stelle das neue genehmigte Kapital 
gemäß vorstehendem Beschluss tritt, wird der Vorstand ange-
wiesen, die Aufhebung des bisherigen genehmigten Kapitals 
über 64.500.000,00  € (in Worten: vierundsechzig Millionen 
fünfhunderttausend Euro) gemäß § 4 Abs. 5 der Satzung zur Ein-
tragung in das Handelsregister mit der Maßgabe anzumelden, 
dass die Aufhebung nur eingetragen wird, wenn gleichzeitig das 
neue genehmigte Kapital über 150.000.000,00  € (in Worten: 
einhundertfünfzig Millionen Euro) eingetragen wird.

7.	� Ermächtigung des Vorstands zur Erhöhung des Grundkapitals 
(genehmigtes Kapital) mit der Möglichkeit des Bezugsrechts­
ausschlusses u. a. bei Ausnutzung gegen Sacheinlagen unter 
Aufhebung des genehmigten Kapitals gemäß § 4 Abs. 7 der 
Satzung der TUI AG (Satzungsänderung)

	� Der Vorstand wurde durch Beschluss der Hauptversammlung 
vom 9. Februar 2011 unter dem Tagesordnungspunkt 7 ermäch-
tigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der 
Gesellschaft durch Ausgabe auf den Namen lautender Aktien 
mit der Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses u. a. bei Aus-
nutzung gegen Sacheinlagen zu erhöhen (genehmigtes Kapital 
i. H. v. 246.000.000,00  €). Diese Ermächtigung erlischt am 
8. Februar 2016.

	� Es wird deshalb vorgeschlagen, die Schaffung eines neuen ge-
nehmigten Kapitals in Höhe von 570.000.000,00 € (in Worten: 
fünfhundertsiebzig Millionen Euro) zu beschließen, damit der 
Vorstand weiterhin über Planungssicherheit verfügt und auch 
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künftig die Eigenkapitalausstattung der Gesellschaft den finan-
ziellen Erfordernissen schnell und flexibel anpassen kann. Bei 
Ausnutzung dieses neuen genehmigten Kapitals soll den Aktio-
nären grundsätzlich ein Bezugsrecht eingeräumt werden; jedoch 
soll der Vorstand ermächtigt werden, für bestimmte Zwecke 
das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichts-
rats auszuschließen. Diese Möglichkeit soll jedoch – unter 
Berücksichtigung aller Ermächtigungen zum Bezugsrechts-
ausschluss – auf ein Aktienvolumen von insgesamt 20 % des 
Grundkapitals beschränkt sein.

	� Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen:

a)	� Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 8. Februar 2021 
einschließlich durch Ausgabe neuer, auf den Namen lautender 
Aktien gegen Bar- oder Sacheinlagen einmalig oder mehrfach, 
jedoch insgesamt höchstens um 570.000.000,00 € (in Worten: 
fünfhundertsiebzig Millionen Euro) zu erhöhen. Dabei ist den 
Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Das 
Bezugsrecht kann auch mittelbar gewährt werden, indem die 
Aktien von einem oder mehreren Kreditinstituten bzw. diesen 
nach § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG gleichstehenden Unternehmen 
mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären 
zum Bezug anzubieten. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 
in dem Umfang auszuschließen, in dem dies erforderlich ist, um 
Inhabern von durch die TUI AG oder ihre Tochtergesellschaften 
ausgegebenen oder noch auszugebenden Schuldverschreibun-
gen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten ein 
Bezugsrecht einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung des 
Wandlungs- oder Optionsrechts bzw. nach Erfüllung von Wand-
lungs- bzw. Optionspflichten zustehen würde. Ferner können 
Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgenommen 
werden. Darüber hinaus kann der Vorstand mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre ausschließen, 
soweit die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen zum Zweck des 
Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, von Beteili-
gungen an Unternehmen oder sonstigen Vermögensgegen-
ständen (einschließlich Forderungen) erfolgt. Jedoch darf der 
auf neue Aktien, für die das Bezugsrecht aufgrund dieser Er-
mächtigungen ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende an-
teilige Betrag am Grundkapital zusammen mit dem anteiligen 
Betrag am Grundkapital, der auf eigene Aktien oder auf neue 
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Aktien aus genehmigtem Kapital entfällt oder auf den sich 
Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. -pflichten aus Schuldver-
schreibungen beziehen, die nach Beginn des 9.  Februar  2016 
unter Bezugsrechtsausschluss veräußert bzw. ausgegeben 
worden sind, 20 % des Grundkapitals nicht überschreiten; maß-
geblich ist entweder das zum 9. Februar 2016 oder das zum Zeit-
punkt der Ausgabe der neuen Aktien vorhandene Grundkapital, 
je nachdem zu welchem dieser Zeitpunkte der Grundkapital-
betrag am geringsten ist. Als Bezugsrechtsausschluss ist es 
dabei auch anzusehen, wenn die Veräußerung bzw. Ausgabe in 
unmittelbarer, entsprechender oder sinngemäßer Anwendung 
von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgt. Der Vorstand wird ferner 
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 
Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung 
festzulegen.

b)	� Es wird ein neues genehmigtes Kapital in Höhe von 
570.000.000,00  € geschaffen. Hierzu wird in § 4 der Satzung 
Abs. 7 wie folgt neu gefasst:

	� „Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 8. Februar 2021 
einschließlich durch Ausgabe neuer, auf den Namen lautender 
Aktien gegen Bar- oder Sacheinlagen einmal oder mehrmals, 
jedoch insgesamt höchstens um 570.000.0000,00 € (in Worten: 
fünfhundertsiebzig Millionen Euro) zu erhöhen (Genehmigtes 
Kapital 2016/II). Dabei ist den Aktionären grundsätzlich ein Be-
zugsrecht einzuräumen. Das Bezugsrecht kann auch mittelbar 
gewährt werden, indem die Aktien von einem oder mehreren 
Kreditinstituten bzw. diesen nach § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG gleich-
stehenden Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen 
werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Vorstand 
ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Bezugsrecht der Aktionäre in dem Umfang auszuschließen, in 
dem dies erforderlich ist, um Inhabern von durch die TUI AG 
oder ihre Tochtergesellschaften ausgegebenen oder noch aus-
zugebenden Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Op-
tionsrechten bzw. -pflichten ein Bezugsrecht einzuräumen, wie 
es ihnen nach Ausübung des Wandlungs- oder Optionsrechts 
bzw. nach Erfüllung von Wandlungs- bzw. Optionspflichten zu-
stehen würde. Ferner können Spitzenbeträge vom Bezugsrecht 
der Aktionäre ausgenommen werden. Darüber hinaus kann der 
Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 
der Aktionäre ausschließen, soweit die Kapitalerhöhung gegen 
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Sacheinlagen zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unter-
nehmensteilen, von Beteiligungen an Unternehmen oder sonsti-
gen Vermögensgegenständen (einschließlich Forderungen) er-
folgt. Jedoch darf der auf neue Aktien, für die das Bezugsrecht 
aufgrund dieser Ermächtigungen ausgeschlossen wird, insgesamt 
entfallende anteilige Betrag am Grundkapital zusammen mit 
dem anteiligen Betrag am Grundkapital, der auf eigene Aktien 
oder auf neue Aktien aus genehmigtem Kapital entfällt oder 
auf den sich Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. -pflichten 
aus Schuldverschreibungen beziehen, die nach Beginn des 
9. Februar 2016 unter Bezugsrechtsausschluss veräußert bzw. 
ausgegeben worden sind, 20 % des Grundkapitals nicht über-
schreiten; maßgeblich ist entweder das zum 9. Februar  2016 
oder das zum Zeitpunkt der Ausgabe bzw. Veräußerung der 
neuen Aktien vorhandene Grundkapital, je nachdem, zu welchem 
dieser Zeitpunkte der Grundkapitalbetrag am geringsten ist. Als 
Bezugsrechtsausschluss ist es dabei auch anzusehen, wenn die 
Veräußerung bzw. Ausgabe in unmittelbarer, entsprechender 
oder sinngemäßer Anwendung von § 186 Abs.  3 Satz  4 AktG 
erfolgt. Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung 
und ihrer Durchführung festzulegen.“

8. 	� Erteilung einer neuen Ermächtigung zur Ausgabe von Wan­
delschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Ge­
nussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kom­
binationen dieser Instrumente) mit der Möglichkeit des 
Bezugsrechtsausschlusses unter anderem nach §§ 221 Abs. 4, 
186 Abs. 3 Satz 4 AktG sowie Schaffung eines neuen beding­
ten Kapitals unter Aufhebung des bedingten Kapitals gemäß 
§ 4 Abs. 6 der Satzung der TUI AG (Satzungsänderung) 

	� Der Vorstand wurde von der Hauptversammlung am 15. Feb-
ruar  2012 unter Tagesordnungspunkt 6 ermächtigt, mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats Wandelschuldverschreibungen, 
Optionsschuldverschreibungen, Genussrechte oder Gewinn-
schuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) 
(zusammen im Folgenden „Schuldverschreibungen“) zu begeben. 
Dafür wurde gemäß § 4 Abs. 6 der Satzung ein bedingtes Kapital 
in Höhe von bis zu 120.000.000,00 € geschaffen. Um der Ge-
sellschaft vor dem Hintergrund des insbesondere durch den 
Zusammenschluss der TUI AG und der TUI Travel PLC gestie-
genen Grundkapitals auch zukünftig die erforderliche Flexibilität 
zur Nutzung dieses wichtigen Finanzierungsinstrumentes zu 
erhalten, wird der Hauptversammlung vorgeschlagen, eine 
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neue Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen 
sowie unter Aufhebung des bedingten Kapitals gemäß § 4 Abs. 6 
der Satzung ein neues bedingtes Kapital zu beschließen. Für die 
hier vorgeschlagene neue Ermächtigung soll ein Rahmen von 
2.000.000.000,00  € gelten. Der Vorstand soll auch ermächtigt 
sein, das Bezugsrecht der Aktionäre auf die Schuldverschrei-
bungen auszuschließen. Um sicherzustellen, dass der vorgesehe-
ne Ermächtigungsrahmen selbst für den Fall späterer Wandlungs- 
oder Optionspreisanpassungen voll ausgenutzt werden kann, 
soll das unter Aufhebung des bedingten Kapitals gemäß § 4 
Abs. 6 der Satzung neu zu schaffende bedingte Kapital, das der 
Erfüllung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten 
dient, 150.000.000,00 € (in Worten: einhundertfünfzig Millionen 
Euro) betragen, wobei jedoch im Falle eines Bezugsrechtsaus-
schlusses nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG die zur Bedienung von 
Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten auszugebenden 
Aktien 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und 
zwar weder im Zeitpunkt der Beschlussfassung über die nach-
folgende neue Ermächtigung noch – falls dieser Wert geringer 
ist – im Zeitpunkt ihrer Ausnutzung. Zugleich soll sichergestellt 
werden, dass alle Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss 
auf ein Aktienvolumen von insgesamt 20 % des Grundkapitals 
beschränkt sind.

	� Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen:

a)	� Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, 
Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten oder Gewinn-
schuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) 
und zum Ausschluss des Bezugsrechts

aa)	� Ermächtigungszeitraum, Nennbetrag, Aktienzahl, Laufzeit, Sach-
leistung, Währung, Ausgabe durch Konzernunternehmen

	� Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats bis zum 8. Februar  2021 (einschließlich) einmalig oder 
mehrmals auf den Inhaber oder auf den Namen lautende 
Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, 
Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombi-
nationen dieser Instrumente) (zusammen im Folgenden 
„Schuldverschreibungen“) im Gesamtnennbetrag von bis zu 
2.000.000.000,00 € (in Worten: zwei Milliarden Euro) zu bege-
ben und den Inhabern bzw. Gläubigern (zusammen im Folgen-
den „Inhaber“) der Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. 
Optionsrechte auf Aktien der Gesellschaft mit einem anteiligen 
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Betrag des Grundkapitals von bis zu 150.000.000,00  € (in 
Worten: einhundertfünfzig Millionen Euro) nach näherer Maß-
gabe der Bedingungen der Schuldverschreibungen (im folgenden 
auch „Anleihebedingungen“) zu gewähren bzw. diese Schuld-
verschreibungen mit Wandlungs- oder Optionspflichten auszu-
statten. Die Schuldverschreibungen sowie die Wandlungs- oder 
Optionsrechte bzw. -pflichten dürfen mit oder ohne Laufzeit-
begrenzung begeben werden. Die Ausgabe der Schuldver-
schreibungen kann auch gegen Erbringung einer Sachleistung 
erfolgen.

	� Die Schuldverschreibungen können außer in Euro auch – unter 
Begrenzung auf den entsprechenden Euro-Gegenwert – in der 
gesetzlichen Währung eines OECD-Landes begeben werden. 
Eine Emission darf zudem durch nachgeordnete Konzernunter-
nehmen der Gesellschaft erfolgen; in diesem Fall wird der Vor-
stand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats für die 
Gesellschaft die Garantie für die Schuldverschreibungen zu 
übernehmen und den Inhabern solcher Schuldverschreibungen 
Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. -pflichten auf Aktien der 
Gesellschaft zu gewähren bzw. ihnen aufzuerlegen.

bb)	� Bezugsrechtsgewährung, Bezugsrechtsausschluss
	� Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die 

Schuldverschreibungen zu. Das Bezugsrecht kann auch mittelbar 
gewährt werden, indem die Schuldverschreibungen von einem 
oder mehreren Kreditinstituten bzw. diesen nach § 186 Abs. 5 
Satz 1 AktG gleichstehenden Unternehmen mit der Verpflichtung 
übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. 
Werden Schuldverschreibungen von einem nachgeordneten 
Konzernunternehmen ausgegeben, hat die Gesellschaft die Ge-
währung der gesetzlichen Bezugsrechte für Aktionäre der Gesell-
schaft gemäß Vorstehendem sicherzustellen. Der Vorstand wird 
jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-
zugsrecht der Aktionäre auf die Schuldverschreibungen auszu-
schließen:

•	 für Spitzenbeträge;
•	 soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von bereits zuvor 

ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 
Optionsrechten bzw. -pflichten auf Aktien der Gesellschaft 
ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen 
nach der Ausübung dieser Wandlungs- oder Optionsrechte 
bzw. nach Erfüllung der Wandlungs- oder Optionspflichten 
als Aktionär zustünde;
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•	 sofern Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Options-
recht bzw. -pflicht gegen bar ausgegeben werden und der 
Ausgabepreis den nach anerkannten finanzmathematischen 
Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der Schuld-
verschreibungen nicht wesentlich unterschreitet, wobei dies 
jedoch nur insoweit gilt, als die zur Bedienung der dabei be-
gründeten Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. -pflichten 
auszugebenden Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals 
nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt der Be-
schlussfassung über diese Ermächtigung noch – falls dieser 
Wert geringer ist – im Zeitpunkt ihrer Ausnutzung. Das vor-
stehende Ermächtigungsvolumen von 10 % des Grundkapitals 
verringert sich um den anteiligen Betrag am Grundkapital, 
der auf Aktien entfällt oder auf den sich Wandlungs- oder 
Optionsrechte bzw. -pflichten aus Schuldverschreibungen 
beziehen, die nach Beginn des 9. Februar 2016 unter Bezugs-
rechtsausschluss in unmittelbarer, entsprechender oder sinn-
gemäßer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgege-
ben oder veräußert worden sind;

•	 soweit sie gegen Sachleistungen ausgegeben werden, sofern 
der Wert der Sachleistungen in einem angemessenen Verhält-
nis zu dem nach vorstehendem Spiegelstrich zu ermittelnden 
Marktwert der Schuldverschreibungen steht.

	� Jedoch darf der auf Aktien, auf die sich Wandlungs- oder Opti-
onsrechte bzw. -pflichten aus Schuldverschreibungen beziehen, 
die nach Beginn des 9. Februar 2016 unter Bezugsrechtsaus-
schluss ausgegeben worden sind, insgesamt entfallende anteilige 
Betrag am Grundkapital zusammen mit dem anteiligen Betrag 
am Grundkapital, der auf eigene Aktien oder auf neue Aktien aus 
genehmigtem Kapital entfällt, 20 % des Grundkapitals nicht über-
schreiten; maßgeblich ist entweder das zum 9.  Februar  2016 
oder das zum Zeitpunkt der Ausgabe der Schuldverschreibungen 
vorhandene Grundkapital, je nachdem zu welchem dieser Zeit-
punkte der Grundkapitalbetrag am geringsten ist.

	� Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne 
Wandlungs- oder Optionsrecht bzw. -pflicht ausgegeben werden, 
ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
das Bezugsrecht der Aktionäre insgesamt auszuschließen, 
wenn diese Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen 
obligationsähnlich ausgestattet sind, d. h. keine Mitgliedschafts-
rechte in der Gesellschaft begründen, keine Beteiligung am 
Liquidationserlös gewähren und die Höhe der Verzinsung nicht 
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auf Grundlage der Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanz-
gewinns oder der Dividende berechnet wird. Außerdem müssen 
in diesem Fall die Verzinsung und der Ausgabebetrag der Ge-
nussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen den zum Zeit-
punkt der Begebung aktuellen Marktkonditionen für vergleich-
bare Mittelaufnahmen entsprechen.

cc)	 Wandlungsrecht
	� Im Falle der Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Wand-

lungsrecht können die Inhaber ihre Schuldverschreibungen 
nach Maßgabe der Anleihebedingungen in Aktien der Gesell-
schaft umwandeln. Der anteilige Betrag am Grundkapital der 
bei Wandlung auszugebenden Aktien darf den Nennbetrag der 
Schuldverschreibung oder einen niedrigeren Ausgabepreis 
nicht übersteigen. Das Wandlungsverhältnis ergibt sich aus der 
Division des Nennbetrags einer Schuldverschreibung durch 
den festgesetzten Wandlungspreis für eine Aktie der Gesell-
schaft. Das Wandlungsverhältnis kann sich auch durch Division 
des unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabepreises einer 
Schuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis 
für eine Aktie der Gesellschaft ergeben. Es kann eine in bar zu 
leistende Zuzahlung festgelegt werden. Im Übrigen kann fest-
gelegt werden, dass Spitzen zusammengelegt und / oder in 
Geld ausgeglichen werden. 

dd)	 Optionsrecht
	� Im Falle der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden 

jeder Schuldverschreibung ein oder mehrere Optionsscheine 
beigefügt, die den Inhaber nach näherer Maßgabe der Anleihe-
bedingungen zum Bezug von Aktien der Gesellschaft berechti-
gen. Es kann vorgesehen werden, dass Spitzen zusammengelegt 
und / oder in Geld ausgeglichen werden. Der anteilige Betrag 
am Grundkapital der je Schuldverschreibung zu beziehenden 
Aktien darf den Nennbetrag der Optionsschuldverschreibung 
bzw. eines unter dem Nennwert liegenden Ausgabepreises nicht 
übersteigen. 

ee)	 Wandlungs- bzw. Optionspflicht
	� Die Anleihebedingungen können auch eine Wandlungs- bzw. 

Optionspflicht zum Ende der Laufzeit oder zu einem anderen 
Zeitpunkt ( jeweils auch „Endfälligkeit“) oder das Recht der Ge-
sellschaft vorsehen, bei Endfälligkeit der Schuldverschreibungen 
den Inhabern der Schuldverschreibungen ganz oder teilweise 
anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags Aktien der Gesell-
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schaft oder einer börsennotierten anderen Gesellschaft zu ge-
währen. In diesen Fällen kann der Wandlungs- oder Options-
preis für eine Aktie dem durchschnittlichen Schlusskurs der 
Aktien der Gesellschaft an der Frankfurter Wertpapierbörse 
(Xetra-Handel) oder der die Aktien vertretenden Depositary 
Interests an der London Stock Exchange während der zehn 
Börsenhandelstage vor oder nach dem Tag der Endfälligkeit 
entsprechen, auch wenn dieser unterhalb des unter ff) ge-
nannten Mindestpreises liegt. § 9 Abs. 1 i.V.m. § 199 Abs. 2 AktG 
sind zu beachten.

ff)	 Wandlungs- / Optionspreis, Verwässerungsschutz
	� Der Wandlungs- oder Optionspreis entspricht entweder – für 

den Fall eines Bezugsrechtsausschlusses – mindestens 60 % 
des durchschnittlichen Schlusskurses der Aktien der Gesell-
schaft an der Frankfurter Wertpapierbörse (Xetra-Handel) oder 
der die Aktien vertretenden Depositary Interests an der London 
Stock Exchange an den zehn Börsenhandelstagen vor dem Tag 
der Beschlussfassung durch den Vorstand über die Begebung 
der Schuldverschreibungen oder – für den Fall der Einräumung 
eines Bezugsrechts – alternativ mindestens 60 % des durch-
schnittlichen Schlusskurses der Aktien der Gesellschaft an der 
Frankfurter Wertpapierbörse (Xetra-Handel) oder der die Aktien 
vertretenden Depositary Interests an der London Stock Exchange 
während der Bezugsfrist mit Ausnahme der Tage der Bezugs-
frist, die erforderlich sind, damit der Wandlungs- oder Options-
preis gemäß § 186 Abs. 2 Satz 2 AktG fristgerecht bekannt 
gemacht werden kann. Sofern während der Laufzeit der 
Schuldverschreibungen, die ein Wandlungs- oder Optionsrecht 
bzw. eine Wandlungs- oder Optionspflicht gewähren bzw. be-
stimmen, Verwässerungen des wirtschaftlichen Werts der be-
stehenden Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. -pflichten ein-
treten und dafür keine Bezugsrechte als Kompensation 
eingeräumt werden, können die Wandlungs- oder Optionsrechte 
bzw. -pflichten – unbeschadet § 9 Abs. 1 AktG – wertwahrend 
angepasst werden, soweit die Anpassung nicht bereits durch 
Gesetz zwingend geregelt ist. In jedem Fall darf der anteilige 
Betrag des Grundkapitals der je Schuldverschreibung zu bezie-
henden Aktien den Nennbetrag pro Schuldverschreibung bzw. 
einen niedrigeren Ausgabepreis nicht überschreiten.

gg)	 Weitere Gestaltungsmöglichkeiten
	� Die Anleihebedingungen der Schuldverschreibungen können 

jeweils festlegen, dass nach Wahl der Gesellschaft im Falle der 
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Wandlung bzw. Optionsausübung auch neue Aktien aus geneh-
migtem Kapital, eigene Aktien der Gesellschaft oder bereits 
existierende Aktien einer börsennotierten anderen Gesellschaft 
gewährt werden können. Ferner kann vorgesehen werden, dass 
die Gesellschaft den Wandlungs- bzw. Optionsberechtigten 
nicht Aktien der Gesellschaft gewährt, sondern den Gegenwert 
in bar zahlt.

hh)	� Ermächtigung zur Festlegung der weiteren Bedingungen der 
Schuldverschreibungen

	� Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung 
der Schuldverschreibungen, insbesondere Zinssatz, Art der Ver-
zinsung, Ausgabekurs, Laufzeit, Stückelung und Wandlungs- bzw. 
Optionszeitraum und eine mögliche Variabilität des Wandlungs-
verhältnisses festzusetzen. Für den Fall der Ausgabe durch 
Konzernunternehmen hat der Vorstand zusätzlich das Einver-
nehmen mit den Organen der die Schuldverschreibungen bege-
benden Konzernunternehmen herzustellen. 

b)	 Schaffung eines neuen bedingten Kapitals
	� Das Grundkapital wird um bis zu 150.000.000,00 € (in Worten: 

einhundertfünfzig Millionen Euro) durch Ausgabe von bis zu 
58.674.900 neuen, auf den Namen lautenden Aktien mit Gewinn-
berechtigung ab Beginn des Geschäftsjahres ihrer Ausgabe 
bedingt erhöht. Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Ge-
währung von Aktien an die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandel-
schuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genuss-
rechten oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen 
dieser Instrumente) mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. 
-pflichten, die gemäß vorstehender Ermächtigung begeben 
werden, soweit die Ausgabe gegen bar erfolgt ist.

	� Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe 
vorstehender Ermächtigung festzulegenden Wandlungs- oder 
Optionspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit 
durchzuführen, wie von Wandlungs- oder Optionsrechten aus 
gegen bar ausgegebenen Schuldverschreibungen Gebrauch ge-
macht wird oder Wandlungs- oder Optionspflichten aus solchen 
Schuldverschreibungen erfüllt werden und soweit nicht andere 
Erfüllungsformen zur Bedienung eingesetzt werden. 
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	� Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten 
Kapitalerhöhung festzusetzen.

c) 	 Satzungsänderung
	� § 4 Abs. 6 der Satzung der Gesellschaft wird aufgehoben und 

durch folgende Regelung ersetzt: „Das Grundkapital ist um bis 
zu 150.000.000,00  € (in Worten: einhundertfünfzig Millionen 
Euro) durch Ausgabe von bis zu 58.674.900 neuen, auf den 
Namen lautenden Aktien mit Gewinnberechtigung ab Beginn 
des Geschäftsjahres ihrer Ausgabe bedingt erhöht (Bedingtes 
Kapital 2016). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit 
durchgeführt, als die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandelschuld-
verschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrech-
ten oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen 
dieser Instrumente) mit Wandlungs- oder Optionsrechten 
bzw. -pflichten, die die TUI AG oder deren Konzernunterneh-
men aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptver-
sammlung vom 9. Februar 2016 bis zum 8. Februar 2021 (ein-
schließlich) gegen bar ausgegeben haben, ihre Wandlungs- oder 
Optionsrechte ausüben oder soweit Wandlungs- bzw. Options-
pflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllt werden und 
soweit nicht andere Erfüllungsformen zur Bedienung einge-
setzt werden. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung 
der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.“

9.	� Beschlussfassung über eine neue Ermächtigung zum Erwerb 
und zur Verwendung eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 
AktG mit möglichem Ausschluss des Bezugs- und des An­
dienungsrechts sowie der Möglichkeit der Einziehung eigener 
Aktien auch unter Herabsetzung des Grundkapitals

	� Zum Erwerb eigener Aktien bedarf die Gesellschaft, soweit nicht 
gesetzlich ausdrücklich zugelassen, einer besonderen Ermäch-
tigung durch die Hauptversammlung. Da die von der Hauptver-
sammlung am 10. Februar 2015 beschlossene Ermächtigung am 
9. August 2016 endet, soll der Hauptversammlung vorgeschla-
gen werden, der Gesellschaft unter vorzeitiger Aufhebung der 
bestehenden Ermächtigung erneut eine Ermächtigung zum Er-
werb eigener Aktien zu erteilen. Die neue Ermächtigung zum 
Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien soll den Vorstand 
auch dazu ermächtigen, eigene Aktien unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre zu verwenden oder – auch unter 
Herabsetzung des Grundkapitals – einzuziehen. Zugleich soll 
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sichergestellt werden, dass alle Ermächtigungen zum Bezugs-
rechtsausschluss auf ein Aktienvolumen von insgesamt 20 % 
des Grundkapitals beschränkt sind. Das Volumen der Erwerbs
ermächtigung soll auf 5 % des Grundkapitals beschränkt werden.

	� Vorstand und Aufsichtsrat schlagen demgemäß vor, folgenden 
Beschluss zu fassen:

a)	� Der Vorstand wird ermächtigt, eigene Aktien in einem Volumen 
von bis zu 5 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung be-
stehenden Grundkapitals zu erwerben, höchstens jedoch 
29.339.224 Aktien. Auf die erworbenen Aktien dürfen zusam-
men mit anderen eigenen Aktien, die sich im Besitz der Gesell-
schaft befinden oder ihr nach den §§ 71 a ff. AktG zuzurechnen 
sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des Grundkapitals 
entfallen. Ferner sind die Voraussetzungen des § 71 Abs. 2 
Sätze 2 und 3 AktG zu beachten. Die Ermächtigung darf nicht 
zum Zwecke des Handels in eigenen Aktien ausgenutzt werden. 

b)	� Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilen, einmal oder mehr-
mals, in Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke ausgeübt 
werden. Der Erwerb kann dabei durch die Gesellschaft, durch 
abhängige oder in Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende 
Unternehmen oder durch auf deren Rechnung oder auf Rech-
nung der Gesellschaft handelnde Dritte durchgeführt werden. 
Die Ermächtigung tritt an die Stelle der von der Hauptver-
sammlung der TUI  AG am 10. Februar  2015 beschlossenen 
Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien, die mit Wirksam-
werden der neuen Ermächtigung aufgehoben ist, und gilt bis 
zum 8. August 2017. Jedoch dürfen auf ihrer Grundlage schuld-
vertragliche Erwerbsgeschäfte nur vor der nächsten ordentli-
chen Hauptversammlung, also nur in der Zeit bis zur Hauptver-
sammlung  2017, abgeschlossen werden. Der Erwerb erfolgt 
nach Wahl des Vorstands über die Börse oder mittels eines 
öffentlichen Kaufangebots bzw. mittels einer öffentlichen Auf-
forderung an die Aktionäre zur Abgabe eines Verkaufsangebots 
(zusammen „öffentliches Erwerbsangebot“). Der geringste Gegen
wert, den die Gesellschaft je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) 
zahlen darf, ist 2,56  € (dies entspricht dem aufgerundeten 
rechnerischen Anteil einer Aktie am Grundkapital).

•	 Erfolgt der Erwerb der Aktien über die Börse, darf der von 
der Gesellschaft gezahlte Gegenwert je Aktie (ohne Erwerbs-
nebenkosten) den am Börsenhandelstag durch die Eröff-
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nungsauktion ermittelten Börsenpreis an der Frankfurter 
Wertpapierbörse (Xetra-Handel) oder der die Aktien vertre-
tenden Depositary Interests an der London Stock Exchange 
um nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten. Zudem 
darf in diesem Fall der von der Gesellschaft gezahlte Gegen-
wert je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den höheren der 
beiden folgenden Wert nicht übersteigen:
•	 105 % der durchschnittlichen mittleren Marktnotierung der 

Aktie bzw. des sie vertretenden Depositary Interest, abge-
leitet aus dem offiziellen Tageskursblatt der Londoner Börse 
(The London Stock Exchange Daily Official List) für die fünf 
Handelstage, die dem Abschluss des schuldvertraglichen 
Erwerbsgeschäfts unmittelbar vorangehen,

•	 der in Art. 5 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 2273/2003 der 
Kommission vom 22. Dezember 2003 zur Durchführung der 
Richtlinie 2003/6/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates – Ausnahmeregelungen für Rückkaufprogramme 
und Kursstabilisierungsmaßnahmen – genannte Kurs.

•	 Erfolgt der Erwerb mittels eines öffentlichen Erwerbsangebots 
an alle Aktionäre, darf der von der Gesellschaft gezahlte Ange-
botspreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den durch die 
Schlussauktion am letzten Börsenhandelstag vor der Veröf-
fentlichung des Erwerbsangebots ermittelten Kurs für Aktien 
der Gesellschaft an der Frankfurter Wertpapierbörse (Xetra-
Handel) oder der die Aktien vertretenden Depositary Interests 
an der London Stock Exchange um nicht mehr als 10 % über- 
oder unterschreiten. Ergeben sich nach der Veröffentlichung 
eines öffentlichen Kaufangebots bzw. der öffentlichen Auffor-
derung an die Aktionäre zur Abgabe eines Verkaufsangebots 
erhebliche Abweichungen des maßgeblichen Kurses, so kann 
das Angebot bzw. die Aufforderung zur Abgabe eines Verkaufs-
angebots angepasst werden. In diesem Fall wird auf den Durch-
schnittskurs der drei Börsenhandelstage vor der öffentlichen 
Ankündigung einer etwaigen Anpassung abgestellt. Sofern die 
Gesamtzahl der auf ein öffentliches Erwerbsangebot an
gedienten Aktien dessen Volumen überschreitet, kann der 
Erwerb nach dem Verhältnis der angedienten Aktien (An-
dienungsquoten) erfolgen; darüber hinaus können eine bevor-
rechtigte Annahme geringer Stückzahlen (bis zu 50 Aktien je 
Aktionär) sowie zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von 
Aktien eine Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen vor-
gesehen werden. Ein etwaiges weitergehendes Andienungs-
recht der Aktionäre ist insoweit ausgeschlossen. 
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c)	� Aktien der Gesellschaft, die aufgrund dieser Ermächtigung 
erworben werden (bis zu 5 % des zum Zeitpunkt der Be-
schlussfassung bestehenden Grundkapitals, höchstens jedoch 
29.339.224 Aktien), können über die Börse oder unter Beach-
tung des Gleichbehandlungsgrundsatzes durch Angebot an die 
Aktionäre veräußert werden. Der Vorstand wird darüber hinaus 
ermächtigt, sie stattdessen zu den folgenden Zwecken zu ver-
wenden: 

•	 Die Aktien können mit Zustimmung des Aufsichtsrats einge-
zogen werden, ohne dass die Einziehung oder ihre Durch-
führung eines weiteren Hauptversammlungsbeschlusses be-
dürfen. Sie können auch ohne Kapitalherabsetzung durch 
Anpassung des anteiligen rechnerischen Betrags der übrigen 
Aktien am Grundkapital der Gesellschaft eingezogen werden. 
Die Einziehung kann auf einen Teil der erworbenen Aktien be-
schränkt werden. Erfolgt die Einziehung ohne Kapitalherab-
setzung, ist der Vorstand zur Anpassung der Zahl der Aktien 
in der Satzung ermächtigt. 

•	 Die Aktien können mit Zustimmung des Aufsichtsrats auch 
in anderer Weise als über die Börse oder durch ein Angebot 
an die Aktionäre veräußert werden, wenn die Aktien gegen 
Barzahlung zu einem Preis veräußert werden, der den Börsen-
preis von Aktien gleicher Ausstattung der Gesellschaft zum 
Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. 
In diesem Fall darf die Anzahl der zu veräußernden Aktien die 
Grenze von 5 % des Grundkapitals zum Zeitpunkt der Be-
schlussfassung der Hauptversammlung über diese Ermächti-
gung oder – falls der Wert geringer ist – zum Zeitpunkt ihrer 
Ausnutzung insgesamt nicht übersteigen. Das vorstehende 
Ermächtigungsvolumen von 5 % des Grundkapitals verringert 
sich um den anteiligen Betrag am Grundkapital, der auf Aktien 
entfällt oder auf den sich Wandlungs- und / oder Optionsrech-
te bzw. -pflichten aus Schuldverschreibungen beziehen, die 
nach dem 9. Februar 2016 unter Bezugsrechtsausschluss in 
unmittelbarer, entsprechender oder sinngemäßer Anwendung 
von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben bzw. veräußert 
worden sind; diese Verringerung erfolgt jedoch nur hinsicht-
lich des Umfangs, um den der betreffende Betrag 5 % des 
Grundkapitals übersteigt. 

•	 Die Aktien können mit Zustimmung des Aufsichtsrats auch 
im Rahmen des Erwerbs von Unternehmen, Teilen von Unter-
nehmen, Unternehmensbeteiligungen oder sonstigen Ver-
mögensgegenständen (einschließlich Forderungen) sowie im 
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Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen gegen Sach-
leistungen veräußert werden. 

•	 Die Aktien können auch zur Erfüllung von Wandlungs- oder 
Optionsrechten bzw. -pflichten aus von der Gesellschaft oder 
von Konzernunternehmen der Gesellschaft begebenen 
Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibun-
gen, Genussrechten und / oder Gewinnschuldverschreibungen 
(bzw. Kombinationen dieser Instrumente) mit Wandlungs- 
oder Optionsrecht bzw. -pflicht verwendet werden. 

d)	� Die Ermächtigung unter lit. c), Unterpunkte 2 bis 4 erfasst auch 
die Verwendung von Aktien der Gesellschaft, die aufgrund von 
§ 71 d Satz 5 AktG erworben wurden. 

e)	� Die Ermächtigungen unter lit. c) können einmal oder mehrmals, 
ganz oder in Teilen, einzeln oder gemeinsam, die Ermächtigungen 
gemäß lit. c), Unterpunkte 2 bis 4 können zudem durch abhän-
gige oder in Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende Unter-
nehmen oder durch auf deren Rechnung oder auf Rechnung 
der Gesellschaft handelnde Dritte ausgenutzt werden. 

f)	� Das Bezugsrecht der Aktionäre auf eigene Aktien wird insoweit 
ausgeschlossen, als diese Aktien gemäß den vorstehenden Er-
mächtigungen unter lit. c), Unterpunkte 2 bis 4 verwendet 
werden. Für den Fall, dass die eigenen Aktien durch Angebot an 
die Aktionäre veräußert werden, wird der Vorstand ermächtigt, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktio-
näre für Spitzenbeträge auszuschließen. Jedoch darf – zusätz-
lich zu den übrigen sich aus diesem Beschluss ergebenden Be-
schränkungen – der auf eigene Aktien, für die das Bezugsrecht 
aufgrund dieser Ermächtigung oder durch Nutzung der Ermäch-
tigungen unter lit. c), Unterpunkte 2 bis 4 ausgeschlossen wird, 
insgesamt entfallende anteilige Betrag am Grundkapital zu-
sammen mit dem anteiligen Betrag am Grundkapital, der auf 
eigene Aktien oder neue Aktien aus genehmigtem Kapital ent-
fällt oder auf den sich Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. 
-pflichten aus Schuldverschreibungen beziehen, die nach dem 
9. Februar 2016 unter Bezugsrechtsausschluss veräußert bzw. 
ausgegeben worden sind, 10 % des Grundkapitals nicht über-
schreiten. Maßgeblich ist entweder das zum Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens der Ermächtigung oder das zum Zeitpunkt 
der Veräußerung der eigenen Aktien vorhandene Grundkapital, 
je nachdem zu welchem dieser Zeitpunkte der Grundkapital-
betrag geringer ist. Als Bezugsrechtsausschluss ist es auch 
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anzusehen, wenn die Veräußerung bzw. Ausgabe in unmittel-
barer, entsprechender oder sinngemäßer Anwendung von § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgt. 

10.	� Neuwahl von mehreren Mitgliedern des Aufsichtsrats
	� Mit dem Schluss der ordentlichen Hauptversammlung am 

9. Februar 2016 endet die Amtszeit sämtlicher zehn Aufsichts-
ratsmitglieder der Arbeitnehmer sowie von sieben der zehn 
Aufsichtsratsmitglieder der Aktionäre (einschließlich des Herrn 
Maxim Shemetov, der sein Amt als Aktionärsvertreter im Auf-
sichtsrat niedergelegt hat, ebenfalls mit Wirkung zum Schluss 
der ordentlichen Hauptversammlung  2016). Mit diesem Zeit-
punkt beginnt die Amtszeit der neu zu wählenden Aufsichts-
ratsmitglieder. Sie dauert bis zur Beendigung der Hauptver-
sammlung, die über die Entlastung des Aufsichtsrats für das 
am 30. September  2020 endende Geschäftsjahr beschließt, 
also bis zum Jahr 2021.

	� Der Aufsichtsrat der Gesellschaft setzt sich nach §§ 96 Abs. 1, 
101 Abs. 1 AktG und § 7 Abs. 1 Satz 3, Satz 1 Nr. 3 Mitbestim-
mungsgesetz  1976 in Verbindung mit § 11 Abs. 1 Satz 1 der 
Satzung der TUI AG aus je zehn Mitgliedern der Anteilseigner 
und der Arbeitnehmer zusammen. Die Hauptversammlung ist 
bei der Wahl der Anteilseignervertreter nicht an Wahlvorschlä-
ge gebunden. Gemäß § 96 Abs. 2 Satz 1 AktG müssen bei einem 
aus 20 Mitgliedern bestehenden Aufsichtsrat jeweils mindestens 
sechs Sitze von Frauen und Männern besetzt sein. Der Gesamt
erfüllung nach § 96 Abs. 2 Satz 3 AktG, wonach sich der Mindest
anteil an Frauen und Männern von je 30 Prozent auf den Auf-
sichtsrat insgesamt bezieht, ist nicht widersprochen worden. 

	� Die Wahl der zehn Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer 
findet am 13. Januar 2016 statt. 

	� Für die sieben Aufsichtsratsmitglieder der Aktionäre, deren 
Amtszeit endet, schlägt der Aufsichtsrat – gestützt auf einen 
entsprechenden Vorschlag des Nominierungsausschusses – 
vor, folgende Personen für eine neue Amtszeit zu wählen:

	 1.	� Prof. Dr. Edgar Ernst, Präsident der Deutschen Prüfstelle 
für Rechnungslegung (DPR), Berlin, Deutschland, wohn-
haft in Bonn, Deutschland, für die Zeit bis zur Beendigung 
der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das 
am 30. September 2020 endende Geschäftsjahr beschließt.
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	 2.	� Angelika Gifford, Vice President und Geschäftsführerin 
Software Deutschland bei Hewlett Packard, Böblingen, 
Deutschland, wohnhaft in Kranzberg, Deutschland, für die 
Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über 
die Entlastung für das am 30. September  2020 endende 
Geschäftsjahr beschließt.

	 3.	� Sir Michael Hodgkinson, ehemaliger CEO der BAA PLC, 
London, Vereinigtes Königreich, wohnhaft in London, Ver-
einigtes Königreich, für die Zeit bis zur Beendigung der 
Hauptversammlung, die über die Entlastung für das am 
30. September 2020 endende Geschäftsjahr beschließt.

	 4.	� Peter Long, bis zum Ende der Hauptversammlung, die über 
die Entlastung für das am 30. September  2015 endende 
Geschäftsjahr beschließt, Co-Vorstandsvorsitzender der 
TUI  AG, Hannover, Deutschland, wohnhaft in Kent, Ver
einigtes Königreich, für die Zeit bis zur Beendigung der 
Hauptversammlung, die über die Entlastung für das am 
30. September 2020 endende Geschäftsjahr beschließt.

	 5.	� Prof. Dr. Klaus Mangold, Vorsitzender des Aufsichtsrats 
der Rothschild GmbH, Frankfurt, Deutschland, wohnhaft 
in Stuttgart, Deutschland, für die Zeit bis zur Beendigung 
der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das 
am 30. September 2020 endende Geschäftsjahr beschließt.

	 6.	� Alexey A. Mordashov, Vorsitzender des Board of Directors 
der PAO Severstal, Cherepovets, Russland, wohnhaft in 
Moskau, Russland, für die Zeit bis zur Beendigung der 
Hauptversammlung, die über die Entlastung für das am 
30. September 2020 endende Geschäftsjahr beschließt.

	 7.	� Carmen Riu Güell, Geschäftsführerin der RIUSA II , Palma 
de Mallorca, Spanien, wohnhaft in Playa de Palma, Spanien, 
für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die 
über die Entlastung für das am 30. September 2020 enden-
de Geschäftsjahr beschließt.

	� Es ist geplant, die Hauptversammlung über die Wahlvorschläge 
einzeln abstimmen zu lassen (Einzelwahl).

	� Herr Peter Long gehört gegenwärtig als Co-Vorstandsvorsitzen-
der dem Vorstand der TUI AG an. Sein Amt als Mitglied des 
Vorstands und als Co-Vorstandsvorsitzender endet jedoch mit 
Schluss der ordentlichen Hauptversammlung 2016. Nach § 100 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 AktG kann Herr Peter Long nur aufgrund 
eines Vorschlags von TUI AG Aktionären, die mehr als 25 % der 
Stimmrechte an der TUI AG halten, direkt vom Vorstand in den 
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Aufsichtsrat wechseln und als Aufsichtsratsmitglied gewählt 
werden. Ein solcher Wahlvorschlag von TUI AG Aktionären, die 
insgesamt mehr als 25 % der Stimmrechte an der TUI AG halten, 
liegt vor. Auch aus Sicht des Aufsichtsrats liegt es im Interesse 
der Gesellschaft, mit Herrn Long einen der wichtigsten Wegbe-
reiter und Gestalter der neuen Struktur der TUI AG im Konzern 
zu halten und künftig im Aufsichtsrat auf seine Erfahrung und 
sein Wissen zurückgreifen zu können.

	� Der Aufsichtsrat hat nach ausführlicher Beratung beschlossen, 
Herrn Prof. Dr. Mangold und Sir Michael Hodgkinson für die 
erneute Wahl in den Aufsichtsrat vorzuschlagen, obwohl diese 
die für den Aufsichtsrat der TUI AG beschlossene Regelalters-
grenze von 68 Jahren bereits überschritten haben. Beide Kandi-
daten verfügen aufgrund ihrer langjährigen Tätigkeit als Auf-
sichtsratsmitglied und -vorsitzender der TUI AG (Herr Prof. Dr. 
Mangold) bzw. als nicht geschäftsführendes Mitglied und stell-
vertretender Vorsitzender des Board of Directors der früheren 
TUI Travel PLC (Sir Michael Hodgkinson) über besondere Er-
fahrungen und Kenntnisse auf den Geschäftsfeldern der 
TUI AG in ihrer neuen Struktur. Dieses Wissen gilt es für die 
TUI  AG zu sichern. Darüber hinaus stehen Herr Prof. Dr. 
Mangold und Sir Michael Hodgkinson für Mitarbeiter und Ak-
tionäre in ganz besonderer Weise für die erfolgreiche Integra-
tion der TUI  AG und der früheren TUI  Travel  PLC und sind 
damit auch wichtige Stützen für eine kontinuierliche Weiterent-
wicklung des Konzerns.

	� Im Übrigen haben sich die Mitglieder des Aufsichtsrats bei den 
Wahlvorschlägen von ihren zur Zusammensetzung des Aufsichts-
rats beschlossenen Zielen leiten lassen und sind überzeugt, 
dass der Aufsichtsrat auch in der vorgeschlagenen neuen Zu-
sammensetzung über die zur ordnungsgemäßen Wahrnehmung 
seiner Aufgaben erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und 
fachlichen Erfahrungen verfügt. Der Aufsichtsrat hat sich über-
dies bei den von ihm zur Wahl durch die Hauptversammlung 
vorgeschlagenen Kandidaten vergewissert, dass diese jeweils 
den für das Aufsichtsratsmandat zu erwartenden Zeitaufwand 
erbringen können. 

	� Von den Kandidatinnen und Kandidaten für den Aufsichtsrat 
erfüllt unter anderem Herr Prof. Dr. Ernst in Anbetracht seiner 
langjährigen beruflichen Praxis und auf Grund seiner Unab-
hängigkeit die Voraussetzungen als unabhängiger Finanzexperte 



45

gemäß § 100 Abs. 5 AktG. Die neuen Anforderungen zum Min-
destanteil von Frauen und Männern gemäß § 96 Abs. 2 Satz 1 
AktG sind ebenfalls berücksichtigt. 

	� Herr Prof. Dr. Mangold beabsichtigt, sich im Falle seiner Wahl in 
den Aufsichtsrat erneut für den Vorsitz des Aufsichtsrats zu be-
werben. Der Aufsichtsrat in seiner jetzigen Zusammensetzung 
begrüßt diese Absicht und erachtet den bereits langjährig als 
Aufsichtsratsvorsitzenden der TUI AG tätigen Herrn Prof. Dr. 
Mangold als bestmöglichen Kandidaten für diese Position.

	� Angaben gemäß § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG sowie gemäß Zif­
fer 5.4.1 Abs. 5 bis 7 des Deutschen Corporate Governance 
Kodex:

	� Herr Prof. Dr. Edgar Ernst ist Mitglied in folgenden gesetzlich zu 
bildenden Aufsichtsräten: (i) Deutsche Postbank AG, Deutsch-
land; (ii) DMG Mori AG, Deutschland; (iii) VONOVIA SE, 
Deutschland; (iv) Wincor Nixdorf AG, Deutschland. Er ist nicht 
Mitglied in anderen vergleichbaren Kontrollgremien in- und 
ausländischer Wirtschaftsunternehmen.

	� Frau Angelika Gifford ist Mitglied in dem folgenden gesetzlich zu 
bildenden Aufsichtsrat: ProSiebenSat1 Media SE, Deutschland. 
Sie ist außerdem Mitglied in einem vergleichbaren Kontrollgre-
mium des folgenden ausländischen Wirtschaftsunternehmens: 
Rothschild & Co. (vormals Paris Orléans SCA), Frankreich.

	� Sir Michael Hodgkinson ist nicht Mitglied in anderen gesetzlich 
zu bildenden Aufsichtsräten. Er ist jedoch Mitglied in vergleich-
baren Kontrollgremien der folgenden in- und ausländischen 
Wirtschaftsunternehmen: (i) Keolis (UK) Limited, Vereinigtes 
Königreich; (ii) Keolis Amey Docklands Limited, Vereinigtes 
Königreich.

	� Herr Peter Long ist nicht Mitglied in gesetzlich zu bildenden Auf-
sichtsräten. Er ist jedoch Mitglied in vergleichbaren Kontroll-
gremien der folgenden in- und ausländischen Wirtschafts
unternehmen: (i) TUI Deutschland GmbH, Deutschland; (ii) 
TUI Nederland Holding N.V., Niederlande; (iii) TUI Travel Belgium 
N.V., Belgien; (iv) Royal Mail PLC, Vereinigtes Königreich. Herr 
Long beabsichtigt, die vorgenannten konzerninternen Mandate 
bei seiner Wahl in den Aufsichtsrat niederzulegen. 
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	� Prof. Dr. Klaus Mangold ist Mitglied in folgenden gesetzlich zu 
bildenden Aufsichtsräten: (i) Alstom AG, Deutschland; (ii) 
Continental AG, Deutschland. Er ist außerdem Mitglied in ver-
gleichbaren Kontrollgremien der folgenden in- und ausländischen 
Wirtschaftsunternehmen: (i) Rothschild GmbH, Deutschland; 
(ii) Alstom S.A., Frankreich; (iii) Baiterek Holding JSC, Kasach-
stan; (iv) Ernst & Young, Vereinigtes Königreich; (v) Swarco AG, 
Österreich. 

	� Herr Alexey A. Mordashov ist nicht Mitglied in gesetzlich zu 
bildenden Aufsichtsräten. Er ist jedoch Mitglied in vergleichbaren 
Kontrollgremien der folgenden in- und ausländischen Wirt-
schaftsunternehmen: (i) AO „Severstal Management“, Russ-
land; (ii) OAO „Power Machines“, Russland; (iii) ZAO SVEZA , 
Russland; (iv) Nordgold N.V., Niederlande. 

	� Frau Carmen Riu Güell ist nicht Mitglied in gesetzlich zu bilden-
den Aufsichtsräten. Sie ist jedoch Mitglied in vergleichbaren Kon-
trollgremien der folgenden in- und ausländischen Wirtschafts-
unternehmen: (i) Hotel San Francisco S.A., Vereinigte Staaten 
von Amerika; (ii) Riu Hotels S.A., Spanien; (iii) RIUSA II S.A., 
Spanien; (iv) Productores Hoteleros Reunidos S.A., Spanien.

	� Herr Mordashov hält nach seiner letzten Stimmrechtsmitteilung 
direkt oder indirekt ca. 15,02 % der stimmberechtigten Aktien 
der TUI AG. Überdies ist Herr Mordashov mit 75 % der Gesell-
schaftsanteile mittelbar an dem Gemeinschaftsunternehmen 
TUI Russia & CIS, Russland, beteiligt. Nach Einschätzung des 
Aufsichtsrats bestehen im Übrigen keine nach Ziffer 5.4.1 Ab-
sätze 5 bis 7 des Deutschen Corporate Governance Kodex offen 
zu legenden persönlichen oder geschäftlichen Beziehungen zu 
Gesellschaften des TUI Konzerns, den Organen der TUI  AG 
oder einem direkt oder indirekt mit mehr als 10 % der stimm-
berechtigten Aktien an der TUI AG beteiligten Aktionär.
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11.	� Beschlussfassung über die Entfristung der Möglichkeit zur 
Wahl eines zweiten stellvertretenden Vorsitzenden des Auf­
sichtsrats sowie zur Bildung eines Präsidiums und weiterer 
Ausschüsse durch den Aufsichtsrat – Satzungsänderung 

	� In seiner derzeitigen Fassung lautet § 12 Abs. 1 der Satzung der 
TUI AG wie folgt: 

	� „Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden und 
einen oder (bis zum Schluss der ordentlichen Hauptversamm-
lung  2016) mehrere stellvertretende Vorsitzende, wobei auf 
die Wahl des Vorsitzenden und seines 1. Stellvertreters § 27 
MitbestG anzuwenden ist. Das Präsidium setzt sich paritätisch 
aus drei Mitgliedern der Anteilseigner und drei Mitgliedern der 
Arbeitnehmer zusammen. Abweichend hiervon kann der Auf-
sichtsrat beschließen, das Präsidium bis zum Schluss der ordent-
lichen Hauptversammlung  2016 um bis zu zwei Mitglieder zu 
erweitern.“

	� Vorstand und Aufsichtsrat sind aufgrund der Erfahrungen des 
letzten Jahres zu der Einschätzung gelangt, dass sich die Struk-
tur des Aufsichtsrats mit einem zusätzlichen stellvertretenden 
Aufsichtsratsvorsitzenden und einem je nach Situation zusam-
mengesetzten Präsidium bewährt hat. Dem Aufsichtsrat soll 
deshalb auch künftig die Möglichkeit zur Wahl mehrerer stell-
vertretender Aufsichtsratsvorsitzender und zur Bildung eines 
Präsidiums sowie gegebenenfalls weiterer Ausschüsse mit einer 
vom Aufsichtsrat für angemessen gehaltenen Zahl an Mitgliedern 
offen stehen. Die in der Satzung enthaltenen Befristungen bis 
zum Schluss der ordentlichen Hauptversammlung 2016 sollen 
gestrichen werden.

	� Vorstand und Aufsichtsrat schlagen deshalb vor, § 12 Abs. 1 der 
Satzung zu ändern und wie folgt neu zu fassen: 

	� „Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden und 
einen oder mehrere stellvertretende Vorsitzende, wobei auf die 
Wahl des Vorsitzenden und seines 1. Stellvertreters § 27 Mit-
bestG anzuwenden ist. Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte 
ein Präsidium und weitere Ausschüsse bilden.“
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12.	� Beschlussfassung über die Umstellung der Aufsichtsrats­
vergütung sowie zur Vergütung der Mitglieder des Strategie­
ausschusses – Satzungsänderung 

a)	� Seit Mai 2012 spricht der Deutsche Corporate Governance Kodex 
keine Empfehlung mehr aus für eine am Erfolg des Unterneh-
mens orientierte variable Vergütung der Mitglieder des Aufsichts-
rats. Die Satzung der TUI AG sieht für die Mitglieder des Auf-
sichtsrats eine solche erfolgsorientierte Vergütung neben der 
Festvergütung gegenwärtig noch vor und trifft bislang in ihrem 
§ 18 zur Aufsichtsratsvergütung insgesamt folgende Regelung: 

		  „(1)	� Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten neben dem 
Ersatz ihrer Auslagen, zu denen auch die auf ihre Be-
züge entfallende Umsatzsteuer gehört

			   (a)	� eine feste, nach Ablauf des Geschäftsjahres zahl-
bare Vergütung in Höhe von 50.000,00 € und

			   (b)	� eine auf den langfristigen Erfolg des Unterneh-
mens bezogene Vergütung (langfristige variable 
Vergütung) von 400,00  € je 0,01  € des Durch-
schnitts der in den Konzernabschlüssen für die 
jeweils letzten drei abgelaufenen Geschäftsjahre 
ausgewiesenen unverwässerten Ergebnisse je 
Aktie (Gewinn pro Aktie).

				�    Scheidet ein Mitglied vor Ablauf des dreijährigen 
Bemessungszeitraumes aus dem Aufsichtsrat 
aus, endet die Durchschnittsermittlung mit dem 
Geschäftsjahr des Ausscheidens.

				�    Der zur Auszahlung kommende Betrag soll eine 
Obergrenze (Cap) von 50.000,00  € nicht über-
schreiten.

			   (c)	� Die Vergütung gemäß Abs. 1 (b) ist zahlbar nach 
Ablauf der Hauptversammlung, die über die Ent-
lastung des Aufsichtsrats für das jeweils abge-
laufene Geschäftsjahr entscheidet.

		  (2)	� Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält das Dreifache, 
seine Stellvertreter erhalten das Eineinhalbfache der 
Vergütung gemäß Abs. 1 (a) und (b).

		  (3)	� Die Mitglieder des Präsidiums und des Prüfungsaus-
schusses sowie des Integrationsausschusses erhalten 
für ihre Tätigkeit über die Vergütung nach Abs. 1 (a) und 
(b) und nach Abs. 2 hinaus eine weitere, nach Ablauf 
des Geschäftsjahres zahlbare Vergütung in Höhe von 
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40.000,00 €, der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
erhält das Dreifache dieser Vergütung.

		  (4)	� Die Vergütung bezieht sich jeweils auf ein volles 
Geschäftsjahr. Für Teile eines Geschäftsjahres oder 
Rumpfgeschäftsjahre wird die Vergütung anteilig ge-
zahlt. Im Falle von Rumpfgeschäftsjahren ist die Ver-
gleichbarkeit durch die Ermittlung entsprechend ange-
passter Werte sicherzustellen.

		  (5)	� Die Mitglieder des Aufsichtsrats, des Präsidiums, des 
Nominierungsausschusses und des Prüfungsaus-
schusses sowie des Integrationsausschusses erhalten 
für die Teilnahme an den Sitzungen, unabhängig von 
deren Form, ein Sitzungsgeld in Höhe von 1.000,00 € 
je Sitzung.

		  (6)	� Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden in eine im In-
teresse der Gesellschaft von dieser in angemessener 
Höhe unterhaltene Vermögensschaden-Haftpflicht-
versicherung (sog. D&O-Versicherung) für Organe 
und bestimmte Führungskräfte einbezogen, soweit 
eine solche besteht. Die Prämien hierfür entrichtet die 
Gesellschaft.“

	� Vorstand und Aufsichtsrat halten in Übereinstimmung mit der 
überwiegenden Marktpraxis eine reine Festvergütung für das 
jetzt sachgerechtere Vergütungsmodell. Im Zuge der Umstellung 
soll die Vergütung für ein Aufsichtsratsmitglied auf 90.000,00 €, 
für den Vorsitzenden des Aufsichtsrats auf das Dreifache und 
die stellvertretenden Vorsitzenden jeweils auf das Zweifache 
dieses Betrags festgesetzt werden. Mitglieder des Präsidiums, 
des Prüfungsausschusses, des Integrationsausschusses sowie 
des neu gebildeten Strategieausschusses (siehe nachfolgend b) 
sollen zusätzlich je 42.000,00 €, der Vorsitzende des Prüfungs-
ausschusses das Dreifache, der Vorsitzende des Strategieaus-
schusses das Doppelte dessen erhalten. 

	� Diese neue Vergütungsregelung soll bereits für das seit dem 
1. Oktober 2015 laufende Geschäftsjahr 2015 / 16 Anwendung 
finden und eine variable Vergütung damit entfallen. Aufgrund 
der bisher geltenden Satzungsbestimmung steht den Mitglie-
dern des Aufsichtsrats allerdings für die vergangenen Ge-
schäftsjahre 2012 / 13, 2013 / 14 und 2014 / 15 der variable Teil 
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ihrer Vergütung noch zu. Dieser bemisst sich gemäß § 18 Abs. 1 
(b) der aktuellen Satzung nach dem durchschnittlichen Gewinn 
pro Aktie für die jeweils letzten drei abgelaufenen Geschäfts-
jahre. Zur Abwicklung der noch ausstehenden variablen Ver-
gütung befürworten Vorstand und Aufsichtsrat folgendes 
Vorgehen:

	� Die variable Vergütung für das Geschäftsjahr  2012 / 13 wird 
noch in Anwendung des § 18 Abs. 1 (b) und (c) der geltenden 
Satzung kalkuliert und ausbezahlt. Da der tatsächliche Gewinn 
für die Geschäftsjahre 2015 / 16 und 2016 / 17 noch nicht fest-
steht, werden für die variable Vergütung für die Geschäfts-
jahre 2013 / 14 und 2014 / 15 zur Ermittlung des Durchschnitts-
gewinns pro Aktie die in der Planung angesetzten Werte der 
zukünftigen Geschäftsjahre 2015 / 16 und 2016 / 17 verwendet. 
In Bezug auf die variable Vergütung für 2013 / 14 zählen damit 
der tatsächliche Gewinn pro Aktie in 2013 / 14 und 2014 / 15 und 
der geplante Gewinn pro Aktie für 2015 / 16. Die auf das Ge-
schäftsjahr 2014 / 15 entfallende variable Vergütung errechnet 
sich aus dem Durchschnitt des im Geschäftsjahr 2014 / 15 tat-
sächlich erzielten Gewinns pro Aktie und der entsprechenden 
Planwerte für die Geschäftsjahre 2015 / 16 und 2016 / 17. Die auf 
der Grundlage dieser Berechnung auf die Geschäftsjahre 2013 / 14 
und 2014 / 15 entfallende variable Vergütung beläuft sich für 
einfache Aufsichtsratsmitglieder auf 23.466,67  € (2013 / 14) 
und 34.133,33  € (2014 / 15), für die stellvertretenden Auf-
sichtsratsvorsitzenden jeweils auf das Eineinhalbfache und für 
den Aufsichtsratsvorsitzenden auf das Dreifache des Betrags. 
Für Teile eines Geschäftsjahrs wird die Vergütung anteilig ge-
zahlt. Die den Aufsichtsratsmitgliedern zustehenden Beträge 
sollen nach Wirksamwerden der zu § 18 vorgeschlagenen Sat-
zungsänderung im laufenden Geschäftsjahr 2015 / 16 zur Aus-
zahlung kommen. Es ist aktienrechtlich unzulässig, die Vergü-
tung der Aufsichtsratsmitglieder für vergangene und laufende 
Geschäftsjahre herabzusetzen. Es ist daher sicher zu stellen, 
dass die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder für die ver-
gangenen Geschäftsjahre 2013 / 14 und 2014 / 15 sowie für das 
laufende Geschäftsjahr 2015 / 16 durch die Umstellung auf eine 
reine Festvergütung nicht herabgesetzt wird. Hierzu sind fol-
gende Regelungen vorgesehen: Würde sich für die Geschäfts-
jahre 2013 / 14 und / oder 2014 / 15 nach Maßgabe des § 18 Abs. 1 
(b) der aktuell geltenden Satzung (also auf Grundlage des 
tatsächlich erzielten Durchschnittsgewinns pro Aktie) eine höhere 
langfristige variable Vergütung ergeben als unter Berücksichtigung 
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der Planwerte, ist nach Ablauf der Hauptversammlung, die über 
die Entlastung des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2015 / 16 
bzw. 2016 / 17 entscheidet, die entsprechende Differenz zusätz-
lich zu zahlen. Würde sich für das laufende Geschäftsjahr 
2015 / 16 nach Maßgabe der bisherigen Vergütungsregelung eine 
höhere Vergütung ergeben als nach der neuen Vergütungsre-
gelung (Festvergütung von 90.000,00  €), ist die Differenz 
zahlbar nach Ablauf der Hauptversammlung, die über die 
Entlastung des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2017 / 18 
entscheidet.

b)	� Unabhängig von der Frage der Umstellung von einer variablen 
auf eine Festvergütung hat der Aufsichtsrat beschlossen, einen 
neuen Ausschuss zu bilden, der nach der Hauptversammlung 
2016 seine Arbeit aufnehmen und den Vorstand bei der Aus-
arbeitung und Umsetzung der Unternehmensstrategie inten-
siver beraten und überwachen soll („Strategieausschuss“). 
Da die Entscheidung über die Vergütung der Mitglieder von 
Ausschüssen des Aufsichtsrats gemäß § 113 Abs. 1 AktG der 
Hauptversammlung vorbehalten ist, sollen die Absätze (3) und 
(5) des § 18 der Satzung entsprechend ergänzt werden. 

c)	� Die Gesellschaft unterhält bereits seit längerer Zeit eine Vermö-
gensschaden-Haftpflichtversicherung (sog. D&O-Versicherung) 
in angemessener Höhe für die Mitglieder ihres Aufsichtsrats. 
Dies entspricht in Deutschland der ganz üblichen Praxis und 
eine D&O-Versicherung ist damit eine wichtige Voraussetzung 
zur Gewinnung geeigneter Kandidaten für die Übernahme eines 
Aufsichtsratsmandats. Es liegt deshalb im Interesse der Gesell-
schaft, die D&O-Versicherung auch in Zukunft beizubehalten. 
Die Formulierung des Absatzes (6) des § 18 der Satzung soll 
entsprechend angepasst werden.

d)	� Vorstand und Aufsichtsrat schlagen deshalb vor, § 18 der Sat-
zung der TUI AG zu ändern und wie folgt neu zu fassen:

	 „(1)	� Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten neben dem Ersatz 
ihrer Auslagen, zu denen auch die auf ihre Bezüge entfal-
lende Umsatzsteuer gehört, für nach dem 30. Septem-
ber 2015 beginnende Geschäftsjahre eine feste, nach Ab-
lauf des Geschäftsjahrs zahlbare Vergütung in Höhe von 
90.000,00 €.
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		�  Die den Mitgliedern des Aufsichtsrats nach § 18 Abs. 1 (b) 
der Satzung in der bis zur Eintragung dieser Neufassung 
geltenden Fassung zustehende langfristige variable Ver-
gütung für die Geschäftsjahre 2013 / 14 und 2014 / 15 wird 
nach Eintragung dieser Neufassung in das Handelsregister 
ausbezahlt. 

		�  Für die Berechnung der langfristigen variablen Vergütung 
für die Geschäftsjahre 2013 / 14 und 2014 / 15 werden zur 
Berechnung des Durchschnitts der Gewinne pro Aktie im 
Sinn des § 18 Abs. 1 (b) der Satzung in der bis zur Eintra-
gung dieser Neufassung geltenden Fassung die Planwerte 
für den Gewinn pro Aktie des Geschäftsjahrs 2015 / 16 in 
Höhe von 0,81 € bzw. des Geschäftsjahrs 2016 / 17 in Höhe 
von 1,11  € verwendet. Würde sich für die Geschäfts
jahre 2013 / 14 und / oder 2014 / 15 nach Maßgabe des § 18 
Abs. 1 (b) der Satzung in der bis zur Eintragung dieser 
Neufassung geltenden Fassung eine höhere langfristige 
variable Vergütung ergeben als unter Berücksichtigung des 
vorstehenden Satzes, ist die Differenz zahlbar nach Ablauf 
der Hauptversammlung, die über die Entlastung des Auf-
sichtsrats für das Geschäftsjahr  2015 / 16 bzw. 2016 / 17 
entscheidet.

		�  Würde sich für das Geschäftsjahr 2015 / 16 nach Maßgabe 
des § 18 Abs. 1 lit. (a) und (b) der Satzung in der bis zur 
Eintragung dieser Neufassung geltenden Fassung eine 
Vergütung ergeben, die höher ist als 90.000,00 €, ist die 
Differenz zahlbar nach Ablauf der Hauptversammlung, die 
über die Entlastung des Aufsichtsrats für das Geschäfts-
jahr 2017 / 18 entscheidet.

	 (2)	� Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält das Dreifache, 
seine Stellvertreter erhalten das Doppelte der Vergütung 
gemäß Abs. 1.

	 (3)	� Die Mitglieder des Präsidiums, des Prüfungsausschusses, 
des Integrationsausschusses und des Strategieausschusses 
erhalten für ihre Tätigkeit über die Vergütung nach Abs. 1 
und Abs. 2 hinaus eine weitere, nach Ablauf des Geschäfts-
jahrs zahlbare Vergütung in Höhe von 42.000,00  €. Der 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses erhält das Dreifache, 
der Vorsitzende des Strategieausschusses erhält das Dop-
pelte dieser Vergütung.
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	 (4)	� Die Vergütung bezieht sich jeweils auf ein volles Geschäfts-
jahr. Für Teile eines Geschäftsjahrs oder Rumpfgeschäfts-
jahre wird die Vergütung anteilig gezahlt.

	 (5)	� Die Mitglieder des Aufsichtsrats, des Präsidiums, des 
Nominierungsausschusses, des Prüfungsausschusses, des 
Integrationsausschusses und des Strategieausschusses 
erhalten für die Teilnahme an den Sitzungen, unabhängig 
von deren Form, ein Sitzungsgeld in Höhe von 1.000,00 € 
je Sitzung.

	 (6)	� Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden in eine im Interesse 
der Gesellschaft von dieser in angemessener Höhe unter-
haltene Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung (sog. 
D&O-Versicherung) einbezogen. Die Prämien hierfür ent-
richtet die Gesellschaft.“
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Bericht des Vorstands zu den  
Tagesordnungspunkten 6 bis 9

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu den unter den 
Punkten 6 bis 9 der Tagesordnung vorgesehenen Bezugsrechts­
ausschlüssen unter anderem gemäß §§ 186 Abs. 4 Satz 2, 203 
Abs. 2 Satz 2, 221 Abs. 4 Satz 2 und § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG
Zum grundsätzlichen Verhältnis der in den Tagesordnungspunk­
ten 6, 7 (genehmigtes Kapital), 8 (bedingtes Kapital) und 9 (Er­
werb und Verwendung eigener Aktien) vorgeschlagenen neuen 
Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss untereinander

Bei Ausnutzung der in den Tagesordnungspunkten 6 bis 9 enthalte-
nen Ermächtigungen zur Durchführung von Kapitalmaßnahmen soll 
den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht eingeräumt werden; 
jedoch sollen für bestimmte Zwecke Aktien unter Ausschluss des 
Bezugsrechts ausgegeben bzw. veräußert werden können. Diese Mög-
lichkeit soll jedoch – unter Berücksichtigung aller Ermächtigungen 
zum Bezugsrechtsausschluss für Aktien bzw. Schuldverschreibun-
gen – auf ein Aktienvolumen von insgesamt 20 % des Grundkapitals 
beschränkt sein. Maßgeblich ist 

•	 im Falle der Ausnutzung der Ermächtigung gemäß Tages­
ordnungspunkt 6 bis 8: entweder das zum 9. Februar 2016 oder 
das zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien aus genehmigten 
Kapital vorhandene Grundkapital, sowie

•	 im Falle der Ausnutzung der Ermächtigung gemäß Tages­
ordnungspunkt 9 das zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 
Ermächtigung in Tagesordnungspunkt 9 vorhandene Grundkapital 
bzw. das zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung zur 
Veräußerung der eigenen Aktien vorhandene Grundkapital,

je nachdem zu welchem dieser Zeitpunkte der Grundkapitalbetrag 
am geringsten ist. Als Bezugsrechtsausschluss ist es dabei auch an-
zusehen, wenn die Veräußerung bzw. Ausgabe in unmittelbarer, ent-
sprechender oder sinngemäßer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG erfolgt.

Die unter den Punkten 6, 8 und 9 der Tagesordnung vorgeschlagenen 
Ermächtigungen sehen unter anderem die Möglichkeit vor, unter 
Ausnutzung der Regelungen des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG das 
Grundkapital der TUI AG zu erhöhen, Schuldverschreibungen aus-
zugeben oder erworbene eigene Aktien zu veräußern und dabei 
jeweils das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, soweit die 
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hierfür geltende gesetzliche Grenze von 10 % des Grundkapitals – 
insgesamt – nicht überschritten wird.

Der Vorstand wird, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, bei sämt
lichen auf die Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gestützten 
Ermächtigungen eine Ausnutzung nur in der Weise vornehmen, dass 
insgesamt die in § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG vorgesehene Grenze von 
10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversamm-
lung über die Ermächtigungen bestehenden Grundkapitals während 
der Laufzeit der jeweiligen Ermächtigung bis zum Zeitpunkt von deren 
Ausnutzung eingehalten wird. Sollte das Grundkapital im Zeitpunkt 
der Ausnutzung der jeweiligen Ermächtigung geringer sein als zum 
Zeitpunkt der Beschlussfassungen, ist das geringere Grundkapital 
maßgeblich. 

Unabhängig davon, ob die entsprechenden Ermächtigungen mit der 
Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses einzeln oder kumuliert 
ausgenutzt werden, soll insgesamt die Grenze von 10 % des Grund-
kapitals für einen Bezugsrechtsauschluss nach den Regeln des § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG nicht überschritten werden. Die vorgeschlagenen 
Ermächtigungen mit der Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses 
entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG haben ausschließlich den 
Zweck, dem Vorstand die Möglichkeit zu geben, das in der konkreten 
Situation jeweils – unter Beachtung der Interessen der Aktionäre 
und der Gesellschaft – am besten geeignete Instrument zu nutzen, 
nicht jedoch, durch eine mehrfache Ausnutzung der verschiedenen 
Möglichkeiten des vereinfachten Bezugsrechtsausschlusses in den 
vorgesehenen Ermächtigungen das Bezugsrecht der Aktionäre über 
die in § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG bestimmte Grenze von 10 % des 
Grundkapitals hinaus ausschließen zu können.

Der Beschlussvorschlag zu Punkt 7 der Tagesordnung sieht eine Er-
mächtigung zum Bezugsrechtsausschluss vor, soweit die Kapital
erhöhung gegen Sacheinlagen zum Zweck des Erwerbs von Unter-
nehmen, Unternehmensteilen, von Beteiligungen an Unternehmen 
oder sonstigen Vermögensgegenständen (einschließlich Forderungen) 
erfolgt. Jedoch darf der auf neue Aktien, für die das Bezugsrecht 
aufgrund dieser Ermächtigung ausgeschlossen wird, insgesamt ent-
fallende anteilige Betrag am Grundkapital zusammen mit dem an-
teiligen Betrag am Grundkapital, der auf eigene Aktien oder auf neue 
Aktien aus genehmigtem Kapital entfällt oder auf den sich Wand-
lungs- oder Optionsrechte bzw. -pflichten aus Schuldverschreibungen 
beziehen, die nach Beginn des 9. Februar  2016 unter Bezugs-
rechtsausschluss veräußert bzw. ausgegeben worden sind, 20 % des 
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Grundkapitals nicht überschreiten; maßgeblich ist entweder das zum 
9. Februar 2016 als Zeitpunkt des Ermächtigungsbeschlusses oder das 
zum Zeitpunkt der Ausgabe bzw. Veräußerung der neuen Aktien 
vorhandene Grundkapital, je nachdem, zu welchem dieser Zeit-
punkte der Grundkapitalbetrag am geringsten ist. Als Bezugs-
rechtsausschluss ist es dabei auch anzusehen, wenn die Veräuße-
rung bzw. Ausgabe in unmittelbarer, entsprechender oder 
sinngemäßer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgt. Ent-
sprechende volumenmäßige Beschränkungen sind auch in den Be-
schlussvorschlägen zu den Tagesordnungspunkten 6, 8 und 9 vorge-
sehen, wobei im Fall von Punkt 9 der Tagesordnung die Grenze für 
die Ausgabe eigener Aktien sogar bei 10 % angesetzt ist, also eigene 
Aktien unter Bezugsrechtsausschluss nur ausgegeben werden kön-
nen, solange nicht zuvor bereits andere Ermächtigungen zum Be-
zugsrechtsausschluss bezogen auf 10 % des Grundkapitals ausge-
nutzt worden sind.

Zu Punkt 6 der Tagesordnung 
(genehmigtes Kapital über 150.000.000,00 €)
Die Ermächtigung zur Erhöhung des Grundkapitals gemäß Beschluss 
der Hauptversammlung vom 13. Februar 2013 unter Tagesordnungs-
punkt 7 über 64.500.000,00 € endet am 12. Februar 2018. Vor dem 
Hintergrund des insbesondere durch den Zusammenschluss der 
TUI  AG und der TUI  Travel  PLC gestiegenen Grundkapitals, wird 
vorgeschlagen, dieses genehmigte Kapital vorzeitig aufzuheben und 
durch eine neue Ermächtigung zu ersetzen, um die Gesellschaft 
auch künftig in die Lage zu versetzen, ihre Eigenkapitalausstattung 
den sich ergebenen Erfordernissen flexibel anzupassen. Der Vorstand 
soll daher für einen Zeitraum von fünf Jahren ermächtigt werden, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft 
um bis zu 150.000.000,00 € zu erhöhen. Bei Ausnutzung dieses ge-
nehmigten Kapitals soll mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-
zugsrecht ausgeschlossen werden können, wenn die neuen Aktien 
bei Barkapitalerhöhungen gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu einem 
Betrag ausgegeben werden, der den Börsenpreis nicht wesentlich 
unterschreitet. Diese Ermächtigung versetzt die Gesellschaft in die 
Lage, Marktchancen in ihren verschiedenen Geschäftsfeldern schnell 
und flexibel zu nutzen und einen hierbei entstehenden Kapitalbedarf 
gegebenenfalls auch sehr kurzfristig zu decken. Der Ausschluss des 
Bezugsrechts ermöglicht dabei nicht nur ein zeitnäheres Agieren, son-
dern auch eine Platzierung der Aktien zu einem börsenkursnahen 
Preis, also ohne den bei Bezugsrechtsemissionen in der Regel erfor-
derlichen größeren Abschlag. Dies führt zu höheren Emissionserlösen 
zum Wohle der Gesellschaft. Bei Ausnutzung der Ermächtigung wird 
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der Vorstand den Abschlag so niedrig bemessen, wie dies nach den 
zum Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden Marktbedingungen 
möglich ist. Der Abschlag vom Börsenpreis zum Zeitpunkt der Aus-
nutzung dieses genehmigten Kapitals wird jedoch keinesfalls mehr als 
5 % des dann aktuellen Börsenkurses (Schlusskurs der Aktien der Ge-
sellschaft an der Frankfurter Wertpapierbörse (Xetra-Handel) oder der 
die Aktien vertretenden Depositary Interests an der London Stock 
Exchange am Börsentag vor der Platzierung der neuen Aktien) betragen. 

Die unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG ausgegebenen Aktien dürfen insgesamt 10 % des Grundkapitals 
nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt der Beschluss
fassung über diese Ermächtigung noch im Zeitpunkt ihrer Ausnut-
zung. Sollte das Grundkapital im Zeitpunkt der Ausnutzung der Er-
mächtigung geringer als am 9. Februar 2016 sein, ist das geringere 
Grundkapital maßgeblich. Auf diese Begrenzung ist die Veräußerung 
eigener Aktien anzurechnen, sofern sie nach dem 9. Februar 2016 
bis zur Ausnutzung der Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugs-
rechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgt. Ferner sind auf diese 
Begrenzung diejenigen Aktien anzurechnen, die zur Bedienung von 
Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. 
einer Wandlungspflicht ausgegeben werden bzw. auszugeben sind, 
sofern die Schuldverschreibungen nach dem 9. Februar 2016 bis zur 
Ausnutzung der Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts 
in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausge-
geben werden.

Durch diese Vorgabe wird im Einklang mit der gesetzlichen Regelung 
dem Bedürfnis der Aktionäre nach einem Verwässerungsschutz für 
ihren Anteilsbesitz Rechnung getragen. Jeder Aktionär hat aufgrund 
der Begrenzung des Umfangs der bezugsrechtsfreien Kapitalerhö-
hung grundsätzlich die Möglichkeit, die zur Aufrechterhaltung seiner 
Anteilsquote erforderlichen Aktien zu annähernd gleichen Bedingun-
gen über die Börse zu erwerben. Es ist daher sichergestellt, dass in 
Übereinstimmung mit der gesetzlichen Wertung des § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG die Vermögens- wie auch Stimmrechtsinteressen bei 
einer Ausnutzung dieses genehmigten Kapitals unter Ausschluss 
des Bezugsrechts angemessen gewahrt bleiben, während der Ge-
sellschaft im Interesse aller Aktionäre weitere Handlungsspielräume 
eröffnet werden. 

Die Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses durch den Vorstand 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats wegen Spitzenbeträgen ermög-
licht die erleichterte Abwicklung einer Bezugsrechtsemission, wenn 
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sich Spitzenbeträge aufgrund des Emissionsvolumens oder zur 
Darstellung eines praktikablen Bezugsverhältnisses ergeben.

Zu Punkt 7 der Tagesordnung 
(genehmigtes Kapital über 570.000.000,00 €)
Das neue genehmigte Kapital i. H. v. 570.000.000,00 € wird vor
geschlagen, damit die TUI auch zukünftig in der Lage ist, ihre Eigen-
kapitalausstattung den geschäftlichen Erfordernissen jederzeit an-
zupassen. Der Vorstand sieht es als seine Pflicht an, dafür zu sorgen, 
dass die Gesellschaft – unabhängig von konkreten Ausnutzungs-
plänen – stets über ein angemessenes Instrumentarium für Zwecke 
der Kapitalbeschaffung verfügt. Da Entscheidungen über die Deckung 
eines Kapitalbedarfs in der Regel kurzfristig zu treffen sind, ist es 
wichtig, dass die Gesellschaft hierbei nicht vom Rhythmus der jähr-
lichen Hauptversammlung abhängig ist. Mit dem Instrument des 
„genehmigten Kapitals“ hat der Gesetzgeber diesem Erfordernis 
Rechnung getragen. Als gängigste Anlässe für die Inanspruchnahme 
eines genehmigten Kapitals sind dabei die Stärkung der Eigenkapital-
basis und die Finanzierung von Beteiligungserwerben zu nennen.

Bei der Ausnutzung des genehmigten Kapitals durch Barkapitaler-
höhungen haben die Aktionäre grundsätzlich ein Bezugsrecht. Das 
Bezugsrecht kann auch mittelbar gewährt werden, indem die Aktien 
von einem oder mehreren Kreditinstituten bzw. diesen nach § 186 
Abs.  5 Satz  1 AktG gleichstehenden Unternehmen mit der Ver-
pflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug an-
zubieten. Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre 
bei Ausgabe der neuen Aktien in bestimmten Fällen auszuschließen. 
Die Möglichkeit eines Ausschlusses des Bezugsrechts soll allerdings 
auf neue Aktien mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital von 
insgesamt 20 % des derzeitigen Grundkapitals, beschränkt sein. Zu-
sätzlich hierzu soll durch eine entsprechende Klausel im Interesse 
der Aktionäre gewährleistet werden, dass die Möglichkeit des Be-
zugsrechtsausschlusses auch unter Berücksichtigung sämtlicher wei-
terer Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss auf ein Aktien
volumen von insgesamt 20 % des Grundkapitals beschränkt ist; 
maßgeblich ist entweder das zum 9. Februar  2016 oder das zum 
Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien vorhandene Grundkapital, 
je nachdem, zu welchem dieser Zeitpunkte der Grundkapitalbetrag 
am geringsten ist. Als Bezugsrechtsausschluss ist es dabei auch an-
zusehen, wenn die Veräußerung bzw. Ausgabe in unmittelbarer, ent-
sprechender oder sinngemäßer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG erfolgt.
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Das Bezugsrecht soll ausgeschlossen werden können, soweit es erfor-
derlich ist, um den Inhabern von bestehenden und künftig begebenen 
Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. 
-pflichten ein Bezugsrecht auf neue Aktien einzuräumen, wenn dies 
die Anleihebedingungen vorsehen. Solche Schuldverschreibungen 
haben in der Regel einen Verwässerungsschutz, wonach deren In-
habern bei nachfolgenden Aktienemissionen mit Bezugsrecht der 
Aktionäre anstelle einer Ermäßigung des Options- oder Wandlungs-
preises ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang eingeräumt 
werden kann, wie es ihnen nach Ausübung des Wandlungs- oder 
Optionsrechts bzw. nach Erfüllung der Wandlungs- oder Options-
pflicht zustehen würde. Mit der Ermächtigung erhält der Vorstand 
die Möglichkeit, bei der Ausnutzung des genehmigten Kapitals gemäß 
§ 4 Abs. 7 der Satzung unter sorgfältiger Abwägung der Interessen 
zwischen beiden Alternativen zu wählen. Sie werden damit so gestellt, 
als ob sie ihr Wandlungs- oder Optionsrecht bereits ausgeübt hätten 
bzw. eine Wandlungs- oder Optionspflicht erfüllt wäre. Dies hat den 
Vorteil, dass die Gesellschaft – im Gegensatz zu einem Verwässe-
rungsschutz durch Reduktion des Wandlungs- bzw. Optionspreises – 
einen höheren Ausgabekurs für die bei der Wandlung oder Options-
ausübung auszugebenden Aktien erzielen kann.

Ferner soll der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzen-
beträge vom Bezugsrecht der Aktionäre ausnehmen können. Dies 
ermöglicht die Ausnutzung der Ermächtigung durch runde Beträge. 
Dadurch wird die Abwicklung einer Emission erleichtert. Die als so 
genannte „freie Spitze“ vom Bezugsrecht ausgenommenen Aktien 
werden entweder durch Verkauf über die Börse oder in sonstiger 
Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet.

Das Bezugsrecht der Aktionäre soll mit Zustimmung des Aufsichts-
rats auch bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen ausgeschlos-
sen werden können. In diesem Fall wird der Vorstand von der Ermäch-
tigung zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre nur bis zu 
einem Betrag von maximal 20 % des Grundkapitals Gebrauch ma-
chen; maßgeblich ist entweder das zum 9. Februar 2016 oder das 
zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien vorhandene Grund-
kapital, je nachdem, zu welchem dieser Zeitpunkte der Grundkapital-
betrag am geringsten ist. Damit wird der Vorstand in die Lage ver-
setzt, Aktien der Gesellschaft in geeigneten Einzelfällen zum Erwerb 
von Unternehmen, Teilen von Unternehmen, Unternehmensbetei-
ligungen oder sonstigen Vermögensgegenständen (beispielsweise 
Hotels, Schiffe oder Flugzeuge bzw. Forderungen) einzusetzen. Zum 
Teil werden als Gegenleistung für Übernahmen nicht Geld, sondern 
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Aktien verlangt. Die Möglichkeit, Aktien der Gesellschaft als Gegen-
leistung anzubieten, schafft damit einen Vorteil im Wettbewerb um 
interessante Akquisitionsobjekte sowie den notwendigen Spielraum, 
sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen, Teilen 
von Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen oder anderen Ver-
mögensgegenständen liquiditätsschonend zu nutzen. Auch unter 
dem Gesichtspunkt einer optimalen Finanzierungsstruktur kann die 
Hingabe von Aktien sinnvoll sein. Der Gesellschaft erwächst dadurch 
kein Nachteil, denn die Emission von Aktien gegen Sachleistungen 
setzt voraus, dass der Wert der Sachleistung in einem angemessenen 
Verhältnis zum Wert der Aktie steht.

Der Vorstand soll dabei auch berechtigt sein, dieses genehmigte 
Kapital in Fällen, in denen die Gesellschaft sich z. B. zur Bezahlung 
eines Akquisitionsobjektes zunächst zu einer Geldleistung verpflich-
tet hat, auszunutzen, um Inhabern solcher (verbriefter oder unver-
briefter) Geldforderungen gegen die Gesellschaft im Nachhinein an-
stelle der Geldzahlung ganz oder zum Teil Aktien der Gesellschaft zu 
gewähren. Die Gesellschaft erhält dadurch zusätzliche Flexibilität.

Weiterhin soll es möglich sein, aus diesem genehmigten Kapital – 
unter Ausschluss des Bezugsrechts – Wandlungs- oder Options-
rechte aus solchen Schuldverschreibungen zu bedienen bzw. Wand-
lungspflichten zu erfüllen, für die die Zeichner keine Bar-, sondern 
eine Sachleistung erbracht haben. Damit können auch Schuldver-
schreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten 
als Akquisitionswährung im Zusammenhang mit dem Erwerb von 
Unternehmen, Teilen von Unternehmen, Unternehmensbeteiligun-
gen oder anderen Vermögensgegenständen eingesetzt werden, was 
die Chancen für einen Zuschlag bei interessanten Akquisitionsge-
legenheiten zusätzlich erhöht.

Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von 
der Ermächtigung zur Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Be-
zugsrechts der Aktionäre Gebrauch macht. Er wird dies nur dann 
tun, wenn es nach Einschätzung des Vorstands und des Aufsichts-
rats im Interesse der Gesellschaft und damit ihrer Aktionäre liegt.

Im Falle der konkreten Ausnutzung der vorgeschlagenen Ermächti-
gung wird der Vorstand der Hauptversammlung darüber berichten.
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Zu Punkt 8 der Tagesordnung (Erteilung einer neuen Ermächti­
gung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, Options­
schuldverschreibungen, Genussrechten oder Gewinnschuldver­
schreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente)) 
Die Ermächtigung des Vorstands vom 15. Februar 2012, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats Wandelschuldverschreibungen, Options-
schuldverschreibungen, Genussrechte oder Gewinnschuldverschrei-
bungen (bzw. eine Kombination dieser Instrumente) (zusammen 
nachfolgend auch „Schuldverschreibungen“) zu begeben, endet am 
14. Februar 2017. Dafür wurde ein bedingtes Kapital in Höhe von 
120.000.000,00 € geschaffen. 

Um der Gesellschaft vor dem Hintergrund des insbesondere durch 
den Zusammenschluss der TUI AG und der TUI Travel PLC gestie-
genen Grundkapitals auch zukünftig ausreichend Flexibilität bei der 
Kapitalbeschaffung zu sichern, wird vorgeschlagen, die bestehende 
Ermächtigung vom 15. Februar 2012 zur Begebung von Schuldver-
schreibungen und das bedingte Kapital vorzeitig aufzuheben und durch 
eine neue Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen mit 
einem Gesamtnennbetrag von bis zu 2.000.000.000,00  € und ein 
neues bedingtes Kapital zu ersetzen. Damit erhält die Gesellschaft 
die Möglichkeit, flexibel auf die bei einer etwaigen Begebung herr-
schenden Marktbedingungen zu reagieren und so zum Vorteil der 
Gesellschaft und ihrer Aktionäre die bestmöglichen Finanzierungs
konditionen zu erzielen. Das unter Aufhebung des bedingten Kapitals 
gemäß § 4 Abs. 6 der Satzung neu zu schaffende bedingte Kapital, 
das der Erfüllung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten 
aus der Ermächtigung dient, soll 150.000.000,00 € betragen. 

Die Begebung von Schuldverschreibungen bietet für die TUI  AG 
zusätzlich zu den klassischen Möglichkeiten der Fremd- und Eigen-
kapitalaufnahme die Möglichkeit, je nach Marktlage attraktive Finan-
zierungsalternativen am Kapitalmarkt zu nutzen und hierdurch die 
Voraussetzungen für die künftige geschäftliche Entwicklung zu 
schaffen. Die Einräumung von Wandlungs- oder Optionsrechten 
bzw. -pflichten eröffnet der Gesellschaft die zusätzliche Chance, 
dass ihr die durch Ausgabe von Schuldverschreibungen aufgenom-
menen Gelder zum Teil als Eigenkapital erhalten bleiben.

Die Emission von Schuldverschreibungen ermöglicht darüber hin-
aus die Aufnahme von Fremdkapital zu attraktiven Konditionen, das 
je nach Ausgestaltung der Anleihebedingungen sowohl für Bonitäts-
prüfungen als auch für bilanzielle Zwecke als Eigenkapital oder eigen-
kapitalähnlich eingestuft werden kann. Die erzielten Wandlungs- bzw. 



62

Optionsprämien sowie die Eigenkapitaleinstufung kommen der Kapi-
talbasis der Gesellschaft zugute und ermöglichen ihr so die Nutzung 
günstiger Finanzierungen. Die ferner vorgesehenen Möglichkeiten, 
neben der Einräumung von Wandlungs- oder Optionsrechten auch 
Wandlungs- oder Optionspflichten zu begründen bzw. Wandelschuld-
verschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechte oder 
Gewinnschuldverschreibungen zu kombinieren, erweitert den Spiel-
raum für die Ausgestaltung dieser Finanzierungsinstrumente. Da im 
Bereich der sog. hybriden Finanzierungsinstrumente mittlerweile 
Finanzierungsformen üblich sind, die auch eine unbegrenzte Lauf-
zeit vorsehen, sieht die Ermächtigung die Möglichkeit vor, Schuld-
verschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten 
zu begeben, die keine Laufzeitbegrenzung enthalten. Die Ermächti-
gung gibt der Gesellschaft zudem die erforderliche Flexibilität, die 
Schuldverschreibungen selbst oder über unmittelbare oder mittel-
bare Beteiligungsgesellschaften zu platzieren. Schuldverschreibungen 
können außer in Euro auch in der gesetzlichen Währung eines 
OECD-Landes ausgegeben werden.

Um das Spektrum der möglichen Kapitalmarktinstrumente, die 
Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. -pflichten verbriefen, auch 
entsprechend nutzen zu können, erscheint es sachgerecht, das 
zulässige Emissionsvolumen in der neu vorgeschlagenen Ermächti-
gung auf einen Gesamtnennbetrag von 2.000.000.000,00 € und das 
bedingte Kapital, das zur Erfüllung der Wandlungs- oder Options-
rechte bzw. -pflichten dient, nunmehr auf 150.000.000,00 € fest-
zulegen. Damit wird sichergestellt, dass dieser Ermächtigungsrahmen 
voll ausgenutzt werden kann. Die Anzahl der Aktien, die zur Erfüllung 
von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten aus einer 
Schuldverschreibung mit einem bestimmten Emissionsvolumen 
notwendig ist, hängt in der Regel vom Börsenkurs der TUI Aktie 
zum Zeitpunkt der Emission der Schuldverschreibung ab. Wenn be-
dingtes Kapital in ausreichendem Umfang zur Verfügung steht, ist 
die Möglichkeit zur vollständigen Ausnutzung des Ermächtigungs-
rahmens für die Begebung von Wandel- oder Optionsschuldver-
schreibungen gesichert.

Den Aktionären ist bei der Begebung von Wandel- oder Options-
schuldverschreibungen, Genussrechten oder Gewinnschuldverschrei-
bungen grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. 

Sofern Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen (bzw. Genuss-
rechte oder Gewinnschuldverschreibungen) mit Wandlungs- oder 
Optionsrecht bzw. -pflicht ausgegeben werden, soll der Vorstand in 
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entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ermächtigt 
sein, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichts-
rats auszuschließen, wenn der Ausgabepreis der Schuldverschrei-
bungen ihren Marktwert nicht wesentlich unterschreitet. Das kann 
zweckmäßig sein, um günstige Börsensituationen rasch wahrnehmen 
und eine Schuldverschreibung schnell und flexibel zu attraktiven 
Konditionen am Markt platzieren zu können. Die Aktien- und Kredit-
märkte sind in den vergangenen Jahren deutlich volatiler geworden. 
Die Erzielung eines möglichst vorteilhaften Emissionsergebnisses 
hängt daher in verstärktem Maße davon ab, dass auf Marktentwick-
lungen kurzfristig reagiert werden kann. Günstige, möglichst markt-
nahe Konditionen können in der Regel nur festgesetzt werden, 
wenn die Gesellschaft nicht für einen zu langen Angebotszeitraum 
an sie gebunden ist. Bei Bezugsrechtsemissionen ist, um die Attrak-
tivität der Konditionen und damit die Erfolgschancen der Emission 
für den ganzen Angebotszeitraum sicherzustellen, in der Regel ein 
nicht unerheblicher Sicherheitsabschlag erforderlich. Zwar gestattet 
§ 186 Abs. 2 AktG eine Veröffentlichung des Bezugspreises (und 
damit bei Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Options-
rechten bzw. -pflichten der Konditionen dieser Anleihe) bis zum dritt-
letzten Tag der Bezugsfrist. Angesichts der Volatilität der Aktien- 
und Kreditmärkte besteht aber auch dann ein Marktrisiko über 
mehrere Tage, welches zu Sicherheitsabschlägen bei der Festlegung 
der Anleihebedingungen und damit zu nicht marktnahen Konditionen 
führt. Auch ist bei der Gewährung eines Bezugsrechts wegen der 
Ungewissheit der Ausübung (Bezugsverhalten) eine alternative 
Platzierung bei Dritten erschwert bzw. mit zusätzlichem Aufwand 
verbunden. Schließlich kann bei Einräumung eines Bezugsrechts die 
Gesellschaft wegen der Länge der Bezugsfrist nicht kurzfristig auf 
eine Veränderung der Marktverhältnisse reagieren, was zu einer für 
die Gesellschaft ungünstigen Kapitalbeschaffung führen kann.

Die Interessen der Aktionäre werden dadurch gewahrt, dass die 
Schuldverschreibungen nicht wesentlich unter dem Marktwert aus-
gegeben werden. Der Marktwert ist nach anerkannten finanzmathe-
matischen Grundsätzen zu ermitteln. Der Vorstand wird bei seiner 
Preisfestsetzung unter Berücksichtigung der jeweiligen Situation 
am Kapitalmarkt den Abschlag vom Marktwert so gering wie möglich 
halten. Damit wird der rechnerische Marktwert eines Bezugsrechtes 
praktisch gegen null gehen, so dass den Aktionären durch den Be-
zugsrechtsausschluss kein nennenswerter wirtschaftlicher Nachteil 
entstehen kann. Soweit dies nach der Einschätzung des Vorstands 
unter Berücksichtigung der jeweiligen Situation geboten ist, wird 
der Vorstand hier sachkundigen Rat einholen und sich dazu der 
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Unterstützung durch Experten bedienen. Dafür kommen sowohl 
die Emission begleitende Konsortialbanken als auch eine unabhän-
gige Investmentbank oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaft in Be-
tracht. All dies stellt sicher, dass eine nennenswerte Verwässerung 
des Wertes der Aktien der Gesellschaft in Folge des Bezugsrechts-
ausschlusses nicht eintritt. Die Aktionäre haben zudem die Möglich-
keit, ihren Anteil am Grundkapital der Gesellschaft zu annähernd 
gleichen Bedingungen durch Erwerb über die Börse aufrecht zu er-
halten. Dadurch ist ihren Vermögensinteressen angemessen Rech-
nung getragen.

Die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss gemäß § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG gilt nur für Schuldverschreibungen mit Rechten auf 
Aktien, auf die ein anteiliger Betrag des Grundkapitals von insgesamt 
nicht mehr als 10 % entfällt, und zwar weder im Zeitpunkt der Be-
schlussfassung über diese Ermächtigung noch – falls dieser Wert 
geringer ist – im Zeitpunkt ihrer Ausnutzung. Das vorstehende Er-
mächtigungsvolumen von 10 % des Grundkapitals verringert sich um 
den anteiligen Betrag am Grundkapital, der auf Aktien entfällt oder 
auf den sich Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. -pflichten aus 
Schuldverschreibungen beziehen, die nach Beginn des 9. Febru-
ar  2016 unter Bezugsrechtsausschluss in unmittelbarer, entspre-
chender oder sinngemäßer Anwendung von § 186 Abs.  3 Satz  4 
AktG ausgegeben oder veräußert worden sind. Diese Anrechnung 
geschieht im Interesse der Aktionäre an einer möglichst geringen 
Verwässerung ihrer Beteiligung.

Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne 
Wandlungs- oder Optionsrecht bzw. -pflicht ausgegeben werden 
sollen, ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats das Bezugsrecht der Aktionäre insgesamt auszuschließen, 
wenn diese Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen obli-
gationsähnlich ausgestattet sind, d. h. keine Mitgliedschaftsrechte in 
der Gesellschaft begründen, keine Beteiligung am Liquidationserlös 
gewähren und die Höhe der Verzinsung nicht auf Grundlage der 
Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns oder der Dividende 
berechnet wird. Zudem ist erforderlich, dass die Verzinsung und der 
Ausgabebetrag der Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibun-
gen den zum Zeitpunkt der Begebung aktuellen Marktkonditionen 
für vergleichbare Mittelaufnahmen entsprechen. Wenn die genannten 
Voraussetzungen erfüllt sind, resultieren aus dem Ausschluss des 
Bezugsrechts keine Nachteile für die Aktionäre, da die Genussrechte 
bzw. Gewinnschuldverschreibungen keine Mitgliedschaftsrechte be-
gründen und auch keinen Anteil am Liquidationserlös oder am 
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Gewinn der Gesellschaft gewähren. Zwar kann vorgesehen werden, 
dass die Verzinsung vom Vorliegen eines Jahresüberschusses, eines 
Bilanzgewinns oder einer Dividende abhängt. Hingegen wäre eine 
Regelung unzulässig, wonach ein höherer Jahresüberschuss, ein 
höherer Bilanzgewinn oder eine höhere Dividende zu einer höheren 
Verzinsung führen würde. Mithin werden durch die Ausgabe der Ge-
nussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen also weder das 
Stimmrecht noch die Beteiligung der Aktionäre an der Gesellschaft 
und deren Gewinn verändert bzw. verwässert. Zudem ergibt sich 
infolge der marktgerechten Ausgabebedingungen, die für diesen 
Fall des Bezugsrechtsausschlusses verbindlich vorgeschrieben sind, 
kein nennenswerter Bezugsrechtswert.

Durch die vorstehenden Möglichkeiten des Ausschlusses des Bezugs-
rechts erhält die Gesellschaft die Flexibilität, günstige Kapitalmarkt-
situationen kurzfristig auszunutzen und sie wird in die Lage versetzt, 
ein niedriges Zinsniveau bzw. eine günstige Nachfragesituation flexibel 
und kurzfristig für eine Emission zu sichern. Im Gegensatz zu einer 
Emission von Schuldverschreibungen mit Bezugsrecht ergeben sich 
durch Wegfall der mit dem Bezugsrecht verbundenen Vorlaufzeit 
sowohl im Hinblick auf die Kosten der Mittelaufnahme als auch im 
Hinblick auf das Platzierungsrisiko entscheidende Vorteile. Mit einer 
bezugsrechtlosen Platzierung können der ansonsten erforderliche 
Sicherheitsabschlag ebenso wie das Platzierungsrisiko reduziert 
und die Mittelaufnahme zugunsten der Gesellschaft und ihrer Aktio-
näre in entsprechender Höhe verbilligt werden. Im Falle der Ausgabe 
von Schuldverschreibungen unter Ausschluss des Bezugsrechts, mit 
Wandlungs- oder Optionsrecht bzw. -pflicht, beträgt der Wandlungs- 
bzw. Optionspreis für eine Aktie mindestens 60 % des Durchschnitts-
kurses der TUI Aktien an der Frankfurter Wertpapierbörse (Xetra-
Handel) oder der die Aktien vertretenden Depositary Interests an 
der London Stock Exchange an den zehn Börsenhandelstagen vor 
dem Tag der Beschlussfassung durch den Vorstand über die Bege-
bung der Schuldverschreibungen. Sofern den Aktionären ein Bezugs-
recht auf die Schuldverschreibungen zusteht, wird alternativ die 
Möglichkeit eröffnet, den Wandlungs- bzw. Optionspreis für eine 
Aktie anhand des Durchschnittskurses der Aktien der Gesellschaft 
an der Frankfurter Wertpapierbörse (Xetra-Handel) oder der die 
Aktien vertretenden Depositary Interests an der London Stock Ex-
change während der Bezugsfrist mit Ausnahme der Tage der Be-
zugsfrist, die erforderlich sind, damit der Wandlungs- oder Options-
preis gemäß § 186 Abs. 2 Satz 2 AktG fristgerecht bekannt gemacht 
werden kann, festzulegen, wobei dieser ebenfalls mindestens 60 % des 
Durchschnittskurses der TUI Aktien an der Frankfurter Wertpapier-
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börse (Xetra Handel) oder der die Aktien vertretenden Depositary 
Interests an der London Stock Exchange betragen muss. 

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen. Solche Spitzen-
beträge können sich aus dem Betrag des jeweiligen Emissionsvolu-
mens und zur Darstellung eines praktikablen Bezugsverhältnisses 
ergeben. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre aus-
geschlossenen Schuldverschreibungen werden entweder durch Ver-
kauf über die Börse oder in anderer Weise bestmöglich für die Ge-
sellschaft verwertet. Ein Ausschluss des Bezugsrechts erleichtert in 
diesem Fall die Abwicklung der Kapitalmaßnahme.

Weiterhin soll der Vorstand die Möglichkeit erhalten, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, 
um den Inhabern von mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. 
-pflichten ausgestatteten Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht in 
dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung ihrer Wand-
lungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung einer Wandlungs- 
oder Optionspflicht zustünde. Dies bietet die Möglichkeit, anstelle 
einer Ermäßigung des Wandlungs- bzw. Optionspreises den Inhabern 
zu diesem Zeitpunkt bereits bestehender Wandlungs- oder Options-
rechte bzw. -pflichten ein Bezugsrecht als Verwässerungsschutz zu 
gewähren. Es entspricht dem Marktstandard, Schuldverschreibungen 
mit einem solchen Verwässerungsschutz auszustatten.

Die Ausgabe von Schuldverschreibungen kann auch gegen Sach-
leistungen erfolgen, sofern das im Interesse der Gesellschaft liegt. 
In diesem Fall ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, sofern 
der Wert der Sachleistungen in einem angemessenen Verhältnis 
zu dem nach anerkannten finanzmathematischen Grundsätzen zu 
ermittelnden theoretischen Marktwert der Schuldverschreibung 
steht. Dies eröffnet die Möglichkeit, Schuldverschreibungen in ge-
eigneten Einzelfällen auch als Akquisitionswährung einzusetzen, 
beispielsweise im Zusammenhang mit dem Erwerb von Unternehmen, 
Teilen von Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen oder sons-
tigen Wirtschaftsgütern (beispielsweise Hotels, Schiffe oder Flug-
zeuge). So kann sich in Verhandlungen die Notwendigkeit ergeben, die 
Gegenleistung nicht in Geld, sondern in einer anderen Form bereit zu 
stellen. Die Möglichkeit, Schuldverschreibungen als Gegenleistung 
anzubieten, schafft damit einen Vorteil im Wettbewerb um inter-
essante Akquisitionsobjekte sowie den notwendigen Spielraum, 
Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen, Teilen von Unter-
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nehmen, Unternehmensbeteiligungen oder sonstigen Vermögens-
gegenständen liquiditätsschonend auszunutzen. Dies kann auch 
unter dem Gesichtspunkt einer optimalen Finanzierungsstruktur 
sinnvoll sein. Der Vorstand wird in jedem Fall sorgfältig prüfen, ob 
er von der Ermächtigung zur Begebung von Wandel- oder Options-
schuldverschreibungen (bzw. Genussrechten oder Gewinnschuld-
verschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht bzw. -pflicht) 
gegen Sachleistungen mit Bezugsrechtsausschluss Gebrauch macht. 
Er wird dies nur dann tun, wenn dies im Interesse der Gesellschaft 
und damit der Aktionäre liegt.

Das vorgesehene neue bedingte Kapital dient dazu, die mit den 
Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen bzw. Genussrechten 
oder Gewinnschuldverschreibungen begebenen Wandlungs- oder 
Optionsrechte zu bedienen oder Wandlungs- oder Optionspflichten 
auf Aktien der Gesellschaft zu erfüllen, soweit diese Schuldver-
schreibungen gegen bar ausgegeben wurden. Stattdessen können 
auch andere Erfüllungsformen eingesetzt werden.

Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. -pflichten aus Schuldver-
schreibungen, die gegen Sachleistungen ausgegeben wurden, können 
indes nicht aus dem neuen bedingten Kapital bedient werden. 

Zu Punkt 9 der Tagesordnung (Ermächtigung zum Erwerb und 
zur Verwendung eigener Aktien)
Der Vorschlag zu Tagesordnungspunkt 9 sieht eine Ermächtigung zum 
Erwerb eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG in Höhe von bis 
zu 5 % des Grundkapitals, höchstens jedoch 29.339.224 Aktien, vor, 
die auf einen Zeitraum von 18 Monaten beschränkt ist. Jedoch dürfen 
auf ihrer Grundlage schuldvertragliche Erwerbsgeschäfte nur vor 
der nächsten ordentlichen Hauptversammlung, also nur in der Zeit 
bis zur Hauptversammlung 2017, abgeschlossen werden.

Die TUI  AG hat in der Hauptversammlung vom 10. Februar  2015 
einen Ermächtigungsbeschluss zum Erwerb eigener Aktien gefasst, 
der bis zum 9. August 2016 befristet ist. Wegen des Ablaufs der Er-
mächtigung im laufenden Geschäftsjahr soll dieser Ermächtigungs-
beschluss zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der in dieser Haupt-
versammlung zu beschließenden neuen Ermächtigung aufgehoben 
werden. Die neue Ermächtigung soll neben den Anforderungen des 
Aktiengesetzes auch die Anforderungen berücksichtigen, die auf-
grund der Notierung der Aktie der TUI  AG an der London Stock 
Exchange und mit Blick auf die dortigen Corporate Governance-
Standards an die Gesellschaft gestellt werden.
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Nach der neuen Ermächtigung soll die Gesellschaft neben der 
Möglichkeit des Erwerbs eigener Aktien über die Börse auch die 
Möglichkeit erhalten, eigene Aktien mittels eines öffentlichen Kauf
angebots bzw. mittels einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe 
eines Verkaufsangebots an alle Aktionäre zu erwerben. Bei sämt
lichen Erwerbswegen ist der aktienrechtliche Gleichbehandlungs-
grundsatz zu beachten. Bei einem öffentlichen Kaufangebot bzw. 
mittels einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines Verkaufs-
angebots können die Aktionäre entscheiden, wie viele Aktien und – 
bei Festlegung einer Preisspanne – zu welchem Preis sie diese der 
Gesellschaft anbieten möchten. Übersteigt die zum festgesetzten 
Preis angebotene Menge die von der Gesellschaft nachgefragte 
Anzahl an Aktien, soll es möglich sein, dass der Erwerb nach dem 
Verhältnis der angedienten Aktien (Andienungsquoten) erfolgt. Nur 
wenn im Grundsatz ein Erwerb nach Andienungsquoten statt nach 
Beteiligungsquoten erfolgt, lässt sich das Erwerbsverfahren in einem 
wirtschaftlich vernünftigen Rahmen technisch abwickeln. Zudem 
soll es möglich sein, eine bevorrechtigte Annahme kleiner Offerten 
oder kleiner Teile von Offerten bis zu maximal 50 Stück Aktien je 
Aktionär vorzusehen. Diese Möglichkeit dient dazu, kleine, in der 
Regel unwirtschaftliche Restbestände und eine damit möglicher-
weise einhergehende faktische Benachteiligung von Kleinaktionären 
zu vermeiden. Sie dient zum anderen auch der Vereinfachung der 
technischen Abwicklung des Erwerbsverfahrens. Schließlich soll in 
allen Fällen eine Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen zur 
Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien vorgesehen werden 
können. Auch dies dient der Erleichterung der technischen Abwick-
lung, indem es so möglich wird, den Erwerb ganzer Aktien sicherzu-
stellen. In all diesen Fällen ist der Ausschluss eines etwaigen weiter-
gehenden Andienungsrechts der Aktionäre erforderlich und nach der 
Überzeugung des Vorstands und des Aufsichtsrats gerechtfertigt 
sowie gegenüber den Aktionären angemessen. Der gebotene Kauf-
preis oder die Grenzwerte der gebotenen Kaufpreisspanne je Aktie 
(ohne Erwerbsnebenkosten) dürfen den durch die Schlussauktion am 
letzten Börsentag vor der Veröffentlichung des Erwerbsangebots 
ermittelten Kurs für Aktien der Gesellschaft an der Frankfurter 
Wertpapierbörse (Xetra-Handel) oder der die Aktien vertretenden 
Depositary Interests an der London Stock Exchange um nicht mehr 
als 10 % über- oder unterschreiten. Ergeben sich nach der Veröffent-
lichung eines öffentlichen Kaufangebots bzw. der öffentlichen Auf-
forderung zur Abgabe eines Verkaufsangebots erhebliche Abwei-
chungen des maßgeblichen Kurses, so kann das Angebot bzw. die 
Aufforderung zur Abgabe eines Verkaufsangebots angepasst werden. 
In diesem Fall wird auf den Durchschnittskurs der drei Börsen-
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handelstage vor der öffentlichen Ankündigung einer etwaigen An-
passung abgestellt. Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilen, ein-
mal oder mehrmals, in Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke 
ausgeübt werden. Der Erwerb kann dabei durch die Gesellschaft, 
durch abhängige oder in Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende 
Unternehmen oder durch auf deren Rechnung oder auf Rechnung 
der Gesellschaft handelnde Dritte durchgeführt werden. Die erwor-
benen eigenen Aktien können über die Börse veräußert werden. In 
diesem Fall besteht kein Bezugsrecht der Aktionäre. Nach § 71 Abs. 
1 Nr. 8 Satz 4 AktG genügt die Veräußerung eigener Aktien über die 
Börse – ebenso wie deren Erwerb über die Börse – dem Gleich-
behandlungsgrundsatz des § 53a AktG. Die erworbenen eigenen 
Aktien können aber auch unter Beachtung des Gleichbehandlungs-
grundsatzes durch Angebot an die Aktionäre veräußert werden. Der 
Vorstand wird darüber hinaus ermächtigt, die erworbenen eigenen 
Aktien stattdessen in anderer Weise zu veräußern oder sie einzuzie-
hen. Dazu im Einzelnen: 

Der Beschlussvorschlag enthält die Ermächtigung für den Vorstand, 
die erworbenen eigenen Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
in anderer Weise als über die Börse oder durch ein Angebot an die 
Aktionäre gegen Barleistung zu veräußern. Voraussetzung dafür ist, 
dass die Aktien zu einem Preis veräußert werden, der den Börsen-
preis von Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeit-
punkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Mit dieser 
Ermächtigung wird von der in § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG in ent-
sprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zugelassenen 
Möglichkeit zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss Gebrauch 
gemacht. Dem Gedanken des Verwässerungsschutzes der Aktionäre 
wird dadurch Rechnung getragen, dass die Aktien nur zu einem 
Preis veräußert werden dürfen, welcher den maßgeblichen Börsen-
preis nicht wesentlich unterschreitet. Die endgültige Festlegung des 
Veräußerungspreises für die eigenen Aktien geschieht zeitnah vor 
der Veräußerung. Der Vorstand wird einen eventuellen Abschlag 
vom Börsenpreis nach den zum Zeitpunkt der Platzierung vorherr-
schenden Marktbedingungen möglichst niedrig bemessen. Der 
Abschlag vom Börsenpreis zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Er-
mächtigung wird voraussichtlich nicht über 3 %, jedenfalls aber ma-
ximal bei 5 % des aktuellen Börsenpreises (Schlusskurs der Aktien 
der Gesellschaft an der Frankfurter Wertpapierbörse (Xetra-Han-
del) oder der die Aktien vertretenden Depositary Interests an der 
London Stock Exchange am Börsentag vor der Platzierung der Aktien) 
liegen. Die Ermächtigung gilt mit der Maßgabe, dass die unter Aus-
schluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußerten 
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eigenen Aktien insgesamt 5 % des Grundkapitals nicht überschreiten 
dürfen, und zwar weder im Zeitpunkt der Beschlussfassung über 
diese Ermächtigung noch im Zeitpunkt ihrer Ausnutzung. Sollte das 
Grundkapital im Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung gerin-
ger als am 9. Februar 2016 sein, ist das geringere Grundkapital maß-
geblich. Eine etwaige Ausnutzung anderer Ermächtigungen zum 
Bezugsrechtsausschluss entsprechend oder in sinngemäßer Anwen-
dung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG sollen berücksichtigt werden und 
das zulässige Ermächtigungsvolumen verringern, soweit sie die Gren-
ze von 5 % des Grundkapitals übersteigen. Die Aktionäre haben 
grundsätzlich die Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote durch den 
Kauf von TUI Aktien über die Börse aufrechtzuerhalten. Diese Mög-
lichkeit des Bezugsrechtsausschlusses dient dem Interesse der Ge-
sellschaft an der Erzielung eines bestmöglichen Preises bei der Ver-
äußerung der eigenen Aktien. Die Gesellschaft wird so in die Lage 
versetzt, sich aufgrund der jeweiligen Börsenverfassung bietende 
Chancen schnell und flexibel sowie kostengünstig zu nutzen. Der 
durch eine marktnahe Preisfestsetzung erzielbare Veräußerungs-
erlös führt in der Regel zu einem deutlich höheren Mittelzufluss je 
veräußerter Aktie als im Falle einer Aktienplatzierung mit Bezugs-
recht. Durch den Verzicht auf die zeit- und kostenaufwendige Ab-
wicklung des Bezugsrechts kann zudem der Kapitalbedarf aus sich 
kurzfristig bietenden Marktchancen zeitnah gedeckt werden. Zwar 
gestattet § 186 Abs. 2 Satz 2 AktG eine Veröffentlichung des Be-
zugspreises bis spätestens drei Tage vor Ablauf der Bezugsfrist. An-
gesichts der Volatilität an den Aktienmärkten besteht aber auch in 
diesem Fall ein Marktrisiko, namentlich ein Kursänderungsrisiko, 
über mehrere Tage, das zu Sicherheitsabschlägen bei der Festlegung 
des Veräußerungspreises und so zu nicht marktnahen Konditionen 
führen kann. Zudem kann die Gesellschaft bei Einräumung eines 
Bezugsrechts wegen der Länge der Bezugsfrist nicht kurzfristig auf 
günstige Marktverhältnisse reagieren. Dem vorgenannten Zweck dient 
zwar auch das genehmigte Kapital der Gesellschaft. Der Gesellschaft 
soll aber die Möglichkeit eingeräumt werden, nach einem Rückerwerb 
eigener Aktien diesen Zweck in geeigneten Fällen auch ohne Durch-
führung einer – wegen des Erfordernisses der Handelsregisterein-
tragung zeit- und unter Umständen auch kostenaufwendigeren – 
Kapitalerhöhung zu erreichen. 

Die Veräußerung der eigenen Aktien kann mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats auch gegen Sachleistungen unter Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre erfolgen. Die Gesellschaft soll durch die vorge-
schlagene Ermächtigung in die Lage versetzt werden, eigene Aktien 
unmittelbar oder mittelbar als Gegenleistung im Rahmen von Unter-
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nehmenszusammenschlüssen oder im Rahmen des Erwerbs von 
Unternehmen, Teilen von Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen 
oder sonstigen Vermögensgegenständen (beispielsweise Hotels, 
Schiffe oder Flugzeuge sowie Forderungen) anzubieten. Die Gesell-
schaft steht im nationalen und globalen Wettbewerb und muss des-
halb jederzeit in der Lage sein, national und auf den internationalen 
Märkten schnell und flexibel zu handeln. Dazu gehört auch die Mög-
lichkeit, sich zur Verbesserung der Wettbewerbsposition mit ande-
ren Unternehmen zusammenzuschließen oder Unternehmen, Teile 
von Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen oder sonstige Ver-
mögensgegenstände zu erwerben. Die optimale Umsetzung dieser 
Möglichkeit besteht im Einzelfall darin, den Unternehmenszusammen
schluss oder die Akquisition unter Gewährung von Aktien der er-
werbenden Gesellschaft durchzuführen. Die Praxis zeigt zudem, 
dass sowohl national als auch auf den internationalen Märkten als 
Gegenleistung für attraktive Akquisitionsobjekte häufig Aktien der 
erwerbenden Gesellschaft verlangt werden. Außerdem kann die 
Bereitstellung von Aktien aus dem Bestand der Gesellschaft vorteil-
hafter sein als eine Veräußerung dieser Aktien zur Generierung der 
für eine Akquisition benötigten Geldmittel, da es durch die Veräu-
ßerung zu negativen Kurseffekten kommen kann. Die hier vorge-
schlagene Ermächtigung soll der Gesellschaft den notwendigen 
Handlungsspielraum verschaffen, sich bietende Gelegenheiten zu 
Unternehmenszusammenschlüssen sowie zum Erwerb von Unter-
nehmen, Teilen von Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen 
oder sonstigen Vermögensgegenständen schnell und flexibel sowohl 
national als auch auf internationalen Märkten auszunutzen. Dazu 
bedarf es des vorgeschlagenen Ausschlusses des Bezugsrechts. Bei 
Einräumung eines Bezugsrechts sind hingegen der Zusammen-
schluss mit anderen Unternehmen oder der Erwerb von Unterneh-
men, Teilen von Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen 
gegen Gewährung eigener Aktien nicht möglich und die damit ver-
bundenen Vorteile nicht erreichbar. Den vorgenannten Zwecken dient 
zwar auch das genehmigte Kapital der Gesellschaft. Der Gesellschaft 
soll aber die Möglichkeit eingeräumt werden, nach einem Rückerwerb 
eigener Aktien diese Zwecke in geeigneten Fällen auch ohne Durch-
führung einer – wegen des Erfordernisses der Handelsregisterein-
tragung zeit- und unter Umständen auch kostenaufwendigeren – 
Kapitalerhöhung erreichen zu können. Konkrete Pläne zur Ausübung 
der Ermächtigung bestehen derzeit nicht. Wenn sich Möglichkeiten 
zum Zusammenschluss mit anderen Unternehmen oder zum Erwerb 
von Unternehmen, Teilen von Unternehmen, Beteiligungen an Unter-
nehmen oder sonstigen Vermögensgegenständen konkretisieren, 
wird der Vorstand sorgfältig prüfen, ob er von der Möglichkeit zur 
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Gewährung eigener Aktien Gebrauch machen soll. Er wird dies nur 
dann tun, wenn er zu der Überzeugung gelangt, dass der Erwerb 
gegen Gewährung von TUI Aktien im wohlverstandenen Interesse 
der Gesellschaft liegt. Bei der Festlegung der Bewertungsrelationen 
wird der Vorstand darauf achten, dass die Interessen der Aktionäre 
angemessen gewahrt werden. Der Vorstand wird sich bei der Be-
messung des Werts der als Gegenleistung gewährten Aktien am 
Börsenpreis der TUI Aktie orientieren. Eine schematische Anknüp-
fung an einen Börsenpreis ist hierbei nicht vorgesehen, insbesondere 
um einmal erzielte Verhandlungsergebnisse nicht durch Schwankun-
gen des Börsenpreises in Frage zu stellen. Über die Einzelheiten der 
Ausnutzung dieser Ermächtigung wird der Vorstand in der Haupt-
versammlung berichten, die auf einen etwaigen Zusammenschluss 
oder Erwerb gegen Gewährung von Aktien der TUI AG folgt. 

Die Ermächtigung sieht ferner vor, dass die eigenen Aktien unter Aus-
schluss des Bezugsrechts der Aktionäre zur Erfüllung von Umtausch- 
oder Bezugsrechten von Inhabern von durch die Gesellschaft oder 
deren Konzerngesellschaften ausgegebenen Wandelschuldverschrei-
bungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und / oder 
Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instru-
mente) mit Wandlungs- oder Optionsrecht bzw. -pflicht verwendet 
werden können. Es kann zweckmäßig sein, anstelle neuer Aktien aus 
einer Kapitalerhöhung ganz oder teilweise eigene Aktien zur Erfüllung 
der Umtauschrechte einzusetzen. Denn insoweit handelt es sich um 
ein geeignetes Mittel, um einer Verwässerung des Kapitalbesitzes 
und des Stimmrechts der Aktionäre entgegenzuwirken, wie sie in ge-
wissem Umfang bei der Erfüllung dieser Rechte mit neu geschaffenen 
Aktien eintreten kann. 

Von den vorgenannten Verwendungsmöglichkeiten kann nicht nur 
hinsichtlich solcher Aktien Gebrauch gemacht werden, die aufgrund 
dieses Ermächtigungsbeschlusses erworben wurden. Die Ermächti-
gung umfasst vielmehr auch solche Aktien, die nach § 71 d Satz 5 
AktG erworben wurden. Es ist vorteilhaft und verschafft weitere 
Flexibilität, diese eigenen Aktien in gleicher Weise wie die aufgrund 
dieses Ermächtigungsbeschlusses erworbenen Aktien verwenden 
zu können. Die vorgenannten Verwendungsmöglichkeiten sollen 
außerdem nicht nur unmittelbar von der Gesellschaft, sondern auch 
durch abhängige oder in Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende 
Unternehmen oder durch auf deren Rechnung oder auf Rechnung 
der Gesellschaft handelnde Dritte ausgenutzt werden können. 
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Nach dem Vorschlag können die aufgrund des Ermächtigungsbe-
schlusses erworbenen eigenen Aktien zudem auch mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats von der Gesellschaft ohne erneuten Beschluss 
der Hauptversammlung eingezogen werden. Nach § 237 Abs. 3 Nr. 
3 AktG kann die Hauptversammlung der Gesellschaft die Einziehung 
ihrer voll eingezahlten Stückaktien beschließen, auch ohne dass damit 
eine Herabsetzung des Grundkapitals der Gesellschaft erforderlich 
wird. Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht neben der Einziehung 
mit Kapitalherabsetzung diese Alternative ausdrücklich vor, wobei 
es aber auch hier eines erneuten Hauptversammlungsbeschlusses 
nicht mehr bedürfen soll. Durch eine Einziehung der eigenen Aktien 
ohne Kapitalherabsetzung erhöht sich automatisch der rechnerische 
Anteil der übrigen Stückaktien am Grundkapital der Gesellschaft. 
Der Vorstand soll daher auch ermächtigt werden, die erforderlich 
werdende Änderung der Satzung hinsichtlich der sich durch eine 
Einziehung verändernden Anzahl der Stückaktien vorzunehmen. 

Der Vorstand soll schließlich ermächtigt werden, bei Veräußerung 
der eigenen Aktien durch Angebot an die Aktionäre das Bezugsrecht 
der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats für Spitzenbeträge 
auszuschließen. Die Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts 
für Spitzenbeträge dient dazu, ein technisch durchführbares Bezugs-
verhältnis darzustellen. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der 
Aktionäre ausgeschlossenen Aktien werden entweder durch Verkauf 
an der Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesell-
schaft verwertet. Der mögliche Verwässerungseffekt ist aufgrund 
der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering. 

Für alle Fälle der im vorgeschlagenen Ermächtigungsbeschluss ent-
haltenen Verwendungsmöglichkeiten, bei denen ein Ausschluss des 
Bezugsrechts vorgesehen ist, sieht der Beschluss eine zusätzliche 
umfangmäßige Beschränkung vor, die auch Bezugsrechtsausschlüsse 
berücksichtigt, die in anderen Ermächtigungen vorgesehen sind. 
Danach darf der auf eigene Aktien, für die das Bezugsrecht aufgrund 
des vorgeschlagenen Ermächtigungsbeschlusses ausgeschlossen ist, 
insgesamt entfallende anteilige Betrag am Grundkapital zusammen 
mit dem anteiligen Betrag am Grundkapital, der auf eigene Aktien 
oder neue Aktien aus genehmigtem Kapital entfällt oder auf den 
sich Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. -pflichten aus Schuldver-
schreibungen beziehen, die nach dem 9. Februar 2016 unter Bezugs-
rechtsausschluss veräußert bzw. ausgegeben worden sind, 10 % des 
Grundkapitals nicht überschreiten und zwar weder im Zeitpunkt der 
Beschlussfassung über diese Ermächtigung noch im Zeitpunkt ihrer 
Ausnutzung.
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Bei Abwägung aller genannten Umstände halten Vorstand und Auf-
sichtsrat den Ausschluss des Bezugsrechts in den genannten Fällen 
aus den aufgezeigten Gründen auch unter Berücksichtigung des zu 
Lasten der Aktionäre möglichen Verwässerungseffekts für sachlich 
gerechtfertigt und gegenüber den Aktionären für angemessen. Die 
Gesellschaft wird in jedem Fall den börsenrechtlichen Bestimmungen, 
insbesondere den sogenannten Listing Rules der United Kingdom 
Financial Conduct Authority, Rechnung tragen.

Im Falle der Ausnutzung der Ermächtigung wird der Vorstand die 
nächste Hauptversammlung unterrichten. Der Vorstand hat gegen-
wärtig keine Absicht, von der Ermächtigung zum Erwerb eigener 
Aktien Gebrauch zu machen. Er wird den Einsatz dieser Möglichkeit 
jedoch von Zeit zu Zeit prüfen und kann sich dann gegebenenfalls 
für einen Aktienrückerwerb auf Grundlage der Ermächtigung ent-
scheiden. Der Vorstand wird die Ermächtigung zum Rückerwerb 
jedoch nur ausnutzen, wenn er zu der Überzeugung gelangt ist, dass 
dies zu einer Verbesserung des Ergebnisses je Aktie führt und im 
Interesse aller Aktionäre liegt.
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T E I L N A H M E
Anmeldung

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des 
Stimmrechts in der Hauptversammlung sind gemäß § 21 der Satzung 
die Aktionäre der Gesellschaft berechtigt, die am Tag der Hauptver-
sammlung im Aktienregister der Gesellschaft eingetragen sind und 
für deren Aktienbestand bis zum Ablauf der Anmeldefrist am 2. Fe-
bruar 2016, 24.00 Uhr bei der Gesellschaft die Aktionäre selbst oder 
ihre Vertreter zur Teilnahme angemeldet wurden. Gemäß § 21 
Abs.  2 der Satzung finden Löschungen und Neueintragungen im 
Aktienregister am Tag der Hauptversammlung und in den letzten 
sechs Tagen davor nicht statt. Aktionäre, die spätestens zu Beginn 
des 26.  Januar  2016 im Aktienregister eingetragen sind, erhalten 
von uns die Einladung mit einem personalisierten Anschreiben und 
können sich oder ihre Vertreter dann anmelden:

schriftlich unter der  
Postadresse

per Telefax unter  
der Nummer

TUI AG  
Aktionärsservice
Postfach 1460
61365 Friedrichsdorf

+49 (0) 69 22 22 34 29 4

elektronisch unter der Internet-Adresse 
(ab dem 14. Januar 2016)

www.tuigroup.com/de-de/investoren/hauptversammlungen

Aktionäre der TUI AG haben auch bei dieser ordentlichen Haupt-
versammlung die Möglichkeit, sich oder einen Vertreter elektronisch 
über das Internet anzumelden und entsprechend Eintrittskarten für 
die Hauptversammlung zu bestellen oder den Stimmrechtsvertretern 
der Gesellschaft Vollmacht und Weisungen zu erteilen. Dieser Service 
steht ab dem 14. Januar  2016 unter www.tuigroup.com/de-de/
investoren/hauptversammlungen zur Verfügung. Die für den Zugang 
zum persönlichen Online-Service erforderliche Aktionärsnummer 
und die individuelle Zugangsnummer stehen auf der Rückseite des 
personalisierten Anschreibens. Aktionäre, die sich zum E-Mail-
Versand registriert haben, verwenden als Zugang zum Online-Service 
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bitte ihre gewählte Benutzerkennung und ihr Passwort. Aktionäre, 
deren Anmeldung bis zum 2. Februar 2016, 24.00 Uhr, bei der Gesell-
schaft eingegangen ist, können noch bis zum 8. Februar  2016, 
24.00  Uhr, eingehend unter den oben genannten Adressen, Voll-
macht und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 
erteilen, die Weisungen ggf. wieder ändern sowie die Vollmacht an 
die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft widerrufen. Dies gilt auch 
für Vollmachten und Weisungen, die schon vor dem 2. Februar 2016 
den Stimmrechtsvertretern der Gesellschaft erteilt wurden. Eintritts-
karten können bis spätestens zum 2. Februar 2016, 24.00 Uhr, be-
stellt werden. 

Aktionäre, die nicht bereits zum Beginn des 26. Januar 2016, jedoch 
spätestens zum Ablauf des 2. Februar 2016 im Aktienregister einge-
tragen sind, können sich oder ihre Vertreter ausschließlich schriftlich 
oder per Telefax unter der oben genannten Postanschrift beziehungs-
weise Faxnummer (eingehend bis spätestens zum 2. Februar 2016, 
24.00 Uhr) anmelden und Eintrittskarten bestellen. Eine Anmeldung 
vor Erhalt des personalisierten Anschreibens ist, sofern der Aktionär 
nicht zum E-Mail-Versand registriert ist, ebenfalls ausschließlich 
schriftlich oder per Telefax unter der oben genannten Postanschrift 
beziehungsweise Faxnummer möglich.

Hinweise zur Stimmrechtsvertretung

Aktionäre, die im Aktienregister eingetragen sind und für deren 
Aktienbestand rechtzeitig sie selbst oder ein Vertreter angemeldet 
wurde, haben die Möglichkeit, ihr Stimmrecht in der Hauptversamm-
lung durch ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung, die Stimm-
rechtsvertreter der Gesellschaft oder einen sonstigen Bevollmäch-
tigten ihrer Wahl ausüben zu lassen. Die Erteilung der Vollmacht, ihr 
Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Ge-
sellschaft bedürfen der Textform. Vollmachtsformulare finden sich 
außer in den personalisierten Anschreiben auch unter der Internet-
adresse www.tuigroup.com/de-de/investoren/hauptversammlungen. 
Sofern Vertreter von Aktionären gegenüber der Gesellschaft ihre 
Bevollmächtigung nachzuweisen haben, also nicht der für Kreditinsti-
tute, geschäftsmäßig Handelnde und Aktionärsvereinigungen gelten-
den Ausnahmevorschrift des § 135 AktG unterfallen, kann der Gesell-
schaft ein Nachweis über die Bestellung eines Bevollmächtigten auch 
elektronisch an die E-Mail-Adresse „tui.hv@rsgmbh.com“ übermittelt 
werden. Für die Bevollmächtigung und Stimmrechtsausübung von 
Kreditinstituten, geschäftsmäßig Handelnden, Aktionärsvereinigun-
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gen und diesen gleichgestellten Personen gelten abweichend von 
dem Vorstehenden die speziellen Regelungen in § 135 AktG. Für die 
Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter gelten die nachstehenden Besonderheiten.

Den Aktionären der TUI  AG wird angeboten, ihre Stimmrechte 
durch weisungsgebundene Mitarbeiter der Gesellschaft in der Haupt-
versammlung vertreten zu lassen. Die Vollmacht und Weisungen an die 
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft können mittels des Antwort-
bogens, der Bestandteil des personalisierten Anschreibens ist, oder 
des unter www.tuigroup.com/de-de/investoren/hauptversammlung 
zu findenden Vollmachts- und Weisungsformulars, schriftlich oder 
per Telefax sowie per Internet (wie unter „Anmeldung“ beschrieben) 
unter Verwendung der genannten Adressen / Telefaxnummer erteilt 
werden. Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft sind verpflich-
tet, gemäß den erteilten Weisungen abzustimmen. Ohne Weisungen 
wird von der Vollmacht kein Gebrauch gemacht. Sind Weisungen 
nicht eindeutig, enthalten sich die Stimmrechtsvertreter der Gesell-
schaft zu den entsprechenden Tagesordnungspunkten der Stimme; 
dies gilt immer für nicht angekündigte Anträge.

Hinweise zu Gegenanträgen und Wahlvorschlägen 
gemäß §§ 126, 127 AktG

Gegenanträge zu Vorschlägen von Vorstand und Aufsichtsrat zu 
einem bestimmten Punkt der Tagesordnung sowie Vorschläge für 
die Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern können gerichtet werden an:

TUI AG
Vorstandsbüro
Karl-Wiechert-Allee 4
30625 Hannover
Telefax: +49 (0)511 566 – 1996
E-Mail: gegenantraege.hv@tui.com

Anderweitig adressierte Anträge und Wahlvorschläge werden nicht 
nach §§ 126, 127 AktG zugänglich gemacht. Wir werden bis spätestens 
Montag, den 25. Januar 2016, 24.00 Uhr, eingehende, zugänglich zu 
machende Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären einschließlich 
des Namens des Aktionärs, einer Begründung (nur bei Gegenanträgen 
erforderlich) und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung 
veröffentlichen unter der Internetadresse 
www.tuigroup.com/de-de/investoren/hauptversammlungen.
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Hinweise zu Ergänzungsanträgen  
gemäß § 122 Abs. 2 AktG

Aktionäre, deren Anteile zusammen den anteiligen Betrag von 
500.000 € des Grundkapitals der Gesellschaft erreichen, können in 
gleicher Weise wie gemäß § 122 Abs. 1 AktG verlangen, dass Gegen-
stände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. 
Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Be-
schlussvorlage beiliegen. Das Verlangen auf Ergänzung der Tages-
ordnung ist an den Vorstand zu richten und muss der Gesellschaft 
spätestens bis Samstag, den 9. Januar 2016, 24.00 Uhr, in schrift
licher Form zugegangen sein. Die Antragsteller haben nachzuweisen, 
dass sie seit mindestens drei Monaten vor dem Tag des Zugangs des 
Verlangens bei der Gesellschaft Inhaber der Aktien sind und dass 
sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über das Ergän-
zungsverlangen halten. Wird dem Verlangen nicht entsprochen, 
steht den Antragstellern gemäß § 122 Abs. 3 AktG der Weg zu den 
Gerichten offen.

Hinweise zum Auskunftsrecht des Aktionärs

Gemäß § 131 AktG ist jedem Aktionär auf Verlangen in der Haupt-
versammlung vom Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der 
Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachgemäßen Beurteilung des 
Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunfts-
pflicht erstreckt sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen 
Beziehungen der TUI AG zu einem verbundenen Unternehmen so-
wie auf die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss 
einbezogenen Unternehmen. Gemäß § 22 Abs. 2 Satz 2 der Satzung 
der Gesellschaft kann das Frage- und Rederecht des Aktionärs in 
der Hauptversammlung durch deren Vorsitzenden zeitlich angemes-
sen beschränkt werden. Der Vorstand darf die Auskunft aus den in 
§ 131 Abs. 3 AktG aufgeführten Gründen verweigern, insbesondere 
soweit die Auskunft auf der Internetseite der Gesellschaft über 
mindestens sieben Tage vor Beginn und in der Hauptversammlung 
durchgängig zugänglich ist. Wird einem Aktionär eine Auskunft ver-
weigert, so kann dieser gemäß § 131 Abs. 5 AktG die Aufnahme der 
Frage und des Grundes für die Auskunftsverweigerung in die nota-
rielle Niederschrift über die Hauptversammlung verlangen und ggf. 
gemäß § 132 AktG gerichtliche Entscheidung über das Auskunfts-
recht beantragen.
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Informationen nach § 124 a AktG und weiter­
gehende Erläuterungen zu den Aktionärsrechten

Die Internetseite der TUI  AG, über die die Informationen nach 
§ 124 a AktG und weitergehende Erläuterungen zu den Aktionärs-
rechten zugänglich sind, lautet wie folgt: www.tuigroup.com/de-de/
investoren/hauptversammlungen. Für weitere Informationen steht 
die TUI Aktionärs-HV-Hotline unter der Nummer (0800) 56 00 841 
aus Deutschland oder +49 (0) 6196 8870 701 aus dem Ausland von 
Montag bis Freitag zwischen 8.00 und 18.00 Uhr zur Verfügung. 

Hinweise für Inhaber von Depositary Interests

Inhaber von durch Capita IRG Trustees Limited ausgegebenen 
und auf Aktien der TUI AG bezogenen Depositary Interests („DI“) 
können unter bestimmten Voraussetzungen selbst oder durch ihre 
Vertreter an der Hauptversammlung teilnehmen und das Stimm-
recht aus der entsprechenden Anzahl an den DI zugrunde liegenden 
Aktien der TUI  AG ausüben. Nähere Informationen, auch zu den 
notwendigen Voraussetzungen hierfür, werden den Inhabern der DI 
gesondert übermittelt oder können von diesen bei Capita IRG 
Trustees Limited erfragt werden.

Berlin / Hannover, im Dezember 2015 
Der Vorstand
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A N R E I S E 
So finden Sie zum Veranstaltungsort

Mit dem Auto

Hannover hat in der City eine Umweltzone. Das Congress Centrum 
liegt innerhalb dieser Umweltzone. Wenn Sie also mit dem Pkw zur 
Hauptversammlung kommen, braucht Ihr Fahrzeug eine grüne Um-
weltplakette bzw. eine Sondergenehmigung. Nähere Informationen 
erhalten Sie auch unter:
www.hannover.de/Leben-in-der-Region-Hannover/Umwelt/
Umweltinformation/Luft,-Lärm-und-Strahlung/Umweltzone

Aus Richtung Norden  
auf der BAB A7 bis Autobahnkreuz 
Hannover-Kirchhorst. Weiter über  
die A37/ Messeschnellweg. An der 
Ausfahrt H.-Kleefeld rechts, 1. Ampel 
rechts in die Clausewitzstraße. 
Parkhaus Schackstraße

Aus Richtung Westen  
auf der BAB A2 bis Autobahnkreuz 
Hannover-Buchholz. Weiter über  
die A37 / Messeschnellweg. An der 
Ausfahrt H.-Kleefeld rechts, 1. Ampel 
rechts in die Clausewitzstraße. 
Parkhaus Schackstraße

Aus Richtung Süden  
auf der BAB A7 bis Autobahndreieck 
Hannover-Süd. Weiter über die 
A37 / Messeschnellweg. An der Aus-
fahrt H.-Kleefeld links, 1. Ampel  
rechts in die Clausewitzstraße. 
Parkhaus Schackstraße

Aus Richtung Osten  
auf der BAB A2 über Autobahnkreuz 
Hannover-Ost bis Autobahnkreuz 
Hannover-Buchholz. Weiter über die 
A37 / Messeschnellweg. An der 
Ausfahrt H.-Kleefeld rechts, 1. Ampel 
rechts in die Clausewitzstraße.  
Parkhaus Schackstraße 

Mit öffentlichen Verkehrsmitteln
Fahrpläne finden Sie unter: www.efa.de/gvh/

Ab Hannover Hauptbahnhof 
mit den Buslinien 128 oder 134 
Richtung Peiner Straße direkt  
bis zum Hannover Congress 
Centrum. Fahrzeit: ca. 10 Minuten. 
Oder: mit den Stadtbahnlinien 
1 (Richtung Laatzen / Sarstedt) 
2 (Richtung Rethen) 
8 (Richtung Messe / Nord) 
10 oder 17 (beide Richtung 
Aegidientorplatz) bis Haltestelle 
Aegidientorplatz. Dann weiter mit 

der Linie 11 (Richtung Zoo) bis 
Haltestelle Hannover Congress 
Centrum. Fahrzeit: ca. 15 Minuten. 
Ab Flughafen mit der S-Bahn S5 
zum Hauptbahnhof.  
 
Ab dort weiter mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln wie nebenstehend 
beschrieben direkt bis zum 
Hannover Congress Centrum. 
Fahrzeit: ca. 35 Minuten.
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